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Guantanamo Erlaß

Und willst du nicht mein Bruder sein,

fahr ich dich in Guantana ein.

Behelfs des frisch unterschriebenen Erlasses, unter anderem begründet
mit den Ereignissen vom 11. September 2001, das von seinem Vorgänger
Barack Obama sukzessiv verkleinerte und in Frage gestellte Folter- und
Übergriffsgefängnis Guantanamo Bay auf Kuba aufrecht zu erhalten,
bekennt sich der seit einem Jahr im Amt befindliche Donald Trump zu
dem auf Atombombenüberlegenheit und technisch-militärische
Bevorteilung gestützten Anspruch der Vereinigten Staaten von Amerika,
fortgesetzt dem Rest der Welt seinen Willen gegebenenfalls aufzwingen
zu können.

Mit seiner "America First"-Kampagne hat Donald Trump zu diesem Thema,
verknüpft mit seinem rauschenden Wahlerfolg, sein erstes und
sinnträchtigstes Eisen eingeschlagen und damit begonnen, die Karten
neu zu mischen in einem uralten Spiel. In einem Spiel, dessen einzige
Regeln es begünstigen, unter anderem den Eindruck aufrecht zu
erhalten, es gäbe andere nennenswerte Gefahren für die Vermögenden,
die Herrschenden und die Nutznießer der allgemein durch Gewalt und
Raub zusammengetragenen und künstlich legalisierten Besitzverhältnisse
sowie für den Staat und die Gesellschaft als diejenigen, durch den
Zorn und das Aufbegehren von den auf diese Weise bestohlenen und
geknechteten Mehrheiten plötzlich oder auch nach und nach vom Thron
gefegt zu werden.

Ihre Schattenblick-Redaktion


2. Februar 2018
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/4925: Bielefeld - "Französisch für Wiedereinsteiger", 15 Termine ab 15.2.


Französisch für Wiedereinsteiger



Bielefeld (bi). Am Donnerstag, 15. Februar, startet in der
Volkshochschule im Ravensberger Park ein 15-teiliger Französisch-Kurs
für Teilnehmer mit Vorkenntnissen (rund drei Jahre Schulfranzösisch).
Immer donnerstags von 20 bis 21.30 Uhr stehen Grammatikwiederholung
und alltägliche Gesprächssituationen auf dem Kursprogramm. Infos und
Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 68 11.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 7. Februar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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KURSUS/4924: Bielefeld - "Italienisch für die Reise", 15 Termine ab 15.2.


VHS-Kurs: Italienisch für die Reise



Bielefeld (bi). Am Donnerstag, 15. Februar, beginnt in der
Volkshochschule ein Italienisch-Kurs für Teilnehmer ohne
Vorkenntnisse. Der Kurs in der Ravensberger Spinnerei geht über 15
Termine, jeweils donnerstags von 19.45 bis 21.15 Uhr. Neben
grundlegenden Sprachkenntnissen werden als Vorbereitung für eine
spätere Italienreise auch Informationen über Kultur und Lebensart
vermittelt. Infos und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder
Telefon (0521) 51 68 11.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 7. Februar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MELDUNG/869: Koalitionsvertrag - Stillstand bei Abrüstung (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Atomwaffenverbot wird ausgeklammert - Stillstand bei Abrüstung und
Rüstungskontrolle

Koalitionsvertrag



Atomare Abrüstung spielt im Koalitionsvertrag keine ernstzunehmende Rolle.
Stattdessen halten Union und SPD an den US-Atomwaffen in Deutschland fest.
Das kritisieren die Friedensorganisationen ICAN Deutschland und IPPNW
Deutschland, sowie die Kampagne "Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt".
In einer brandgefährlichen weltpolitischen Situation fehle der SPD und
CDU/CSU der Mut, das internationale Atomwaffenverbot zu unterschreiben.

Mit Blick auf die neue US-Atomwaffendoktrin hatte Außenminister Sigmar
Gabriel erklärt [1], dass eine neue Abrüstungsinitiative notwendig sei.
"Aber die Große Koalition verweigert beharrlich den Beitritt zum UN-Vertrag
über ein Verbot von Atomwaffen. Angesichts der Erosion bestehender
Abrüstungsverträge ist diese Haltung vollkommen verantwortungslos", sagt
Xanthe Hall von ICAN Deutschland. "Gleichzeitig duldet die neue Koalition
weiterhin die Stationierung von US-Atomwaffen in Deutschland, die sogar
modernisiert werden sollen. Die Bundesrepublik ist so direkt an der
weltweiten Aufrüstungsspirale beteiligt."

Laut Medienmeldungen steht im Koalitionsvertrag:

"Solange Kernwaffen als Instrument der Abschreckung im Strategischen
Konzept der Nato eine Rolle spielen, hat Deutschland ein Interesse daran,
an den strategischen Diskussionen und Planungsprozessen teilzuhaben."
Weiter heißt es: "Erfolgreiche Abrüstungsgespräche schaffen die
Voraussetzung für einen Abzug der in Deutschland und Europa stationierten
taktischen Nuklearwaffen." [2]

Roland Blach von der Kampagne "Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt"
kommentiert: "Mit dieser Formulierung wird der Abzug der gefährlichen
Massenvernichtungswaffen auf den Sankt-Nimmerleins-Tag verschoben."

Martin Schulz hatte im Wahlkampf versprochen, sich für den Abzug der
Atomwaffen einzusetzen. "Die SPD muss um ihre Zukunft bangen, wenn sie die
Friedens- und Abrüstungspolitik auf dem Altar der Großen Koalition opfert.
Man kann nur hoffen, dass die SPD-Mitglieder diesen Vertrag ablehnen," sagt
Sascha Hach, ICAN-Vorstand.

Erst kürzlich haben führende Atomwissenschaftler die "Weltuntergangsuhr"
auf zwei Minuten vor 12 vorgestellt und ihre Entscheidung mit den
Spannungen zwischen atomar bewaffneten Staaten und dem erhöhten Risiko
eines Einsatzes von Atomwaffen begründet. Die Forscher mahnten, dass die
Welt seit Jahrzehnten nicht mehr so kurz vor dem Untergang gestanden habe.
Die deutschen ICAN-Partner fordern aufgrund der Gefahr für den Weltfrieden
den Abzug der Atomwaffen aus Deutschland sowie den Beitritt zum Vertrag
über das Atomwaffenverbot.


Die IPPNW ist eine berufsbezogene, friedenspolitische Organisation,
die 1981 von einer Gruppe von Ärzten aus den USA und Russland gegründet
wurde. Ihre Überzeugung: Als Arzt hat man eine besondere Verpfl ichtung zu
sozialer Verantwortung. Daraus entstand eine weltweite Bewegung, die 1984
den UNESCO-Friedenspreis und 1985 den Friedensnobelpreis erhielt. Heute
setzen sich Mediziner und Medizinerinnen der IPPNW in über 60 Ländern auf
allen fünf Kontinenten für eine friedliche, atomtechnologiefreie und
menschenwürdige Welt ein.


Anmerkungen:

[1] www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/bm-veroeffentlichung-us-nuklearstrategie/1433102

[2] www.berliner-zeitung.de/politik/groko-der-koalitionsvertrag-als-download-29631258

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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MELDUNG/868: Nach Lager-Brand - Welle der Solidarität mit Campact (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 6. Februar 2018

Nach Brandanschlag auf Campact: Welle der Solidarität



Verden, 6. Februar 2018. Die Bürgerbewegung Campact erlebt eine Welle der
Solidarität, nachdem in der Nacht zum 9. Januar ein Großfeuer in Folge von
Brandstiftung die Aktionsmaterialien von Campact vollständig zerstört hat.
Der Bitte, die Organisation als Antwort auf den Brandanschlag durch eine
Fördermitgliedschaft zu unterstützen, sind innerhalb einer Woche über 3.245
Menschen gefolgt. Die angemietete Lagerhalle neben einem Supermarkt in
Verden brannte bis auf die Außenmauern ab. Über mögliche Täterinnen oder
Täter ist bisher nichts bekannt.

"Wie viele andere Organisationen spüren wir, dass die politische
Auseinandersetzung härter wird. Aber die Brandstifter haben sich zu früh
gefreut. Die Solidarität durch Unterstützer und Partner, die wir seit dem
Brand erfahren, zeigt, dass gewalttätige Angriffe uns nicht schwächen,
sondern uns stärker machen", sagte Campact-Vorstand Felix Kolb.

Unterstützung erfährt Campact auch von den anderen Initiativen im
Ökozentrum in Verden, wo die Büros der Organisation sind, von
Bündnispartnern wie dem BUND oder Greenpeace sowie den Kolleginnen und
Kollegen aus dem weltweiten OPEN-Netzwerk. Auch aus dem Kreis der fast zwei
Millionen Campact-Unterstützer/innen kommen viele Mails, die zum
Weiterkämpfen für progressive Politik auffordern.

In der Halle lagerten über 2.500 Aktionsmaterialien auf über 200
Quadratmetern, die Campact für Protest-Aktionen und Großdemonstrationen
nutzte: Vom Fracking-Bohrturm und Kohleschlot im Kleinformat über
Chlorhuhn, übergroße Glyphosat-Flaschen und aufblasbare Kettensäge bis zu
Politiker-Köpfen im Großformat. Zudem fielen auch unzählige Banner,
Kostüme, Masken, Fahnen, Megafone und Werkzeug den Flammen zum Opfer.

Das Campact-Team macht sich nun an die Wiederbeschaffung der Materialien.
Der Merkel-Kopf in Großformat ist schon fertig und kam gestern in Verden
an. Eine Versicherung wird für den Großteil des Schadens aufkommen. Doch da
das neue Lager und die Büros der Organisation künftig besser gegen
Übergriffe geschützt werden sollen, wird Campact investieren. Unter anderem
dazu dienen die jetzt eingenommenen Spenden.

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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FRAGEN/004: Kunstaktion zu den Koalitionsverhandlungen - "Ohne Volksabstimmung ist alles Banane" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Kunstaktion zu den Koalitionsverhandlungen: "Ohne Volksabstimmung
ist alles Banane"

Von Mehr Demokratie e.V. [1], 6. Februar 2018
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Der als "Bananensprayer" bekannte Künstler Thomas Baumgärtel hat am 3.
Februar 2018 vor dem Gebäude der Koalitionsverhandlungen von CDU, CSU
und SPD sein 4 mal 5 Meter großes Riesenplakat mit der Aufschrift
"Ohne Volksabstimmung ist alles Banane" vollendet. Er fordert, dass
die Bevölkerung selbst mitbestimmen kann.

Die Idee einer überdimensionalen Banane für die Volksabstimmung kam
uns im letzten Sommer. Jetzt ist sie Wirklichkeit geworden: vor dem
Konrad-Adenauer-Haus in Berlin. Unübersehbar für Presse, Medien und
Politiker/innen (wie z.B. für Peter Altmaier, Parlamentarischer
Geschäftsführer der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, CSU-Generalsekretär
Andreas Scheuer oder SPD-Vize Manuela Schwesig) war das Werk des
Künstlers Thomas Baumgärtel. Das folgende Video zeigt die Vorbereitung
und Umsetzung der Kunst-Aktion:

https://youtu.be/_rzBM6UB6pw

Baumgärtel ist der bekannteste Sprayer Deutschlands. In der Kunstszene
wurde er damit bekannt, dass er die Eingangstüren von mehr als 4.000
Museen und Kunstgalerien mit gesprühten Bananen markierte. Seit vielen
Jahren unterstützt er die Arbeit von Mehr Demokratie. Bei einem Besuch
in seinem Atelier kam Nicola Quarz, Mitorganisatorin der Aktion, mit
ihm über seine Arbeit ins Gespräch:

Wie waren die Anfänge Deiner Arbeit? Wie ist die Idee mit der
Banane entstanden?

Thomas Baumgärtel: "Während meines Zivildienstes in einem katholischen
Krankenhaus entschloss ich mich nach einem besonderen Erlebnis Kunst
zu studieren. Ich hatte bei einem heruntergefallenen Kruzifix (damals
hing eines über jedem Krankenbett) die zerbrochene Jesusfigur gegen
eine Banane ersetzt und das Kreuz im Krankenzimmer wieder aufgehängt.
Die Reaktionen waren sehr intensiv und höchst unterschiedlich.

Köln war damals die deutsche Kunstmetropole mit einer lebendigen
Künstlerszene. Mitte der 80er Jahre schossen die Galerien in Köln wie
Pilze aus dem Boden. Als ich 1986 dort die erste Banane sprühte,
studierte ich Freie Kunst und parallel Psychologie auf Diplom. Dort
lernte ich den sogenannten Rorschachtest, einen projektiven Test mit
Klecksen, auszuwerten. Ich verknüpfte diese Erkenntnis mit dem Wunsch,
Kunst auf der Straße zu machen. Mir waren die Reaktionen der
Galeristen und Museumsdirektoren auf die Spraybanane wichtig."
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Deine Arbeiten sind ja oft sehr politisch. Was müsste sich Deiner
Meinung nach in der Politik ändern?

"Die Politiker sollten zu ihrem Wort stehen und halten, was sie
versprechen! Die Regierung soll sich um die wirklichen Probleme wie
Altersarmut, zu teure Mieten, die Vergrößerung der Schere zwischen
Reich und Arm, den Klimawandel kümmern."

Warum setzt Du Dich für die bundesweite Volksabstimmung ein?

"Ich möchte mich nicht auf die Politiker alleine verlassen und mich
auch nicht einer bestimmten Partei oder Ideologie unterwerfen. Ich
möchte verhindern, dass Politik von Machtinteressen bestimmt wird oder
durch sie beeinflusst wird. Ich möchte bei wichtigen Themen (z.B. bei
der Rücknahme der Erlaubnis von Glyphosat) die Möglichkeit haben,
selbst mitentscheiden zu können. Nur alle vier Jahre ein Kreuzchen zu
machen ist zu wenig!"

Als langjähriges Mitglied von Mehr Demokratie wird sich der Künstler
Thomas Baumgärtel auch in Zukunft für unsere Forderung nach
bundesweiten Volksabstimmungen stark machen und es hat Spaß gemacht,
mit ihm diese Aktion zu realisieren!

Die Kunst-Aktion ist eingebettet in die Kampagne "Jetzt ist die Zeit:
Volksentscheid. Bundesweit", mit der sich ein 36 Organisationen
starkes zivilgesellschaftliches Bündnis für die Aufnahme bundesweiter
Volksabstimmungen in den Koalitionsvertrag einsetzt. Das
Sondierungspapier von CDU, CSU und SPD enthält unter der Überschrift
"Volksinitiative, Volksbefragung, Volksentscheid" eine eigene Passage
zum Demokratieausbau: "Wir werden eine Expertenkommission einsetzen,
die Vorschläge erarbeiten soll, ob und in welcher Form unsere bewährte
parlamentarisch-repräsentative Demokratie durch weitere Elemente der
Bürgerbeteiligung und direkter Demokratie ergänzt werden kann. Zudem
sollen Vorschläge zur Stärkung demokratischer Prozesse erarbeitet
werden", heißt es dort.

"Jetzt ist die Chance, ein klares Bekenntnis zur direkten Demokratie
im Koalitionsvertrag festzuschreiben. Das 'ob' muss weg! Die
Kommission sollte sich mit dem 'wie' beschäftigen und bundesweite
Volksabstimmungen auf den Weg bringen", sagt Roman Huber,
Bundesvorstand von Mehr Demokratie und fügt abschließend hinzu: "Die
Zivilgesellschaft sollte dabei eingebunden sein, zum Beispiel über ein
gut durchdachtes Beteiligungsverfahren."


Erstveröffentlichung:

[1] https://www.mehr-demokratie.de/news/2018/kunst-trifft-demokratie-ohne-volksabstimmung-ist-alles-banane/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MELDUNG/044: Koalitionsvertrag ignoriert Kinderrechte in der Flüchtlings- und Entwicklungspolitik


terre des hommes Deutschland e.V. - 7. Februar 2018

Koalitionsvertrag ignoriert Kinderrechte in der Flüchtlings- und
Entwicklungspolitik



Osnabrück, 7. Februar 2018 - Aus Sicht der Flüchtlings- und
Entwicklungspolitik ist der Koalitionsvertrag die befürchtete Enttäuschung,
die sich in den Verhandlungen bereits abzeichnete.

»Die angekündigten Maßnahmen in der Flüchtlings- und
Entwicklungszusammenarbeit sind vage und mutlos und werden den politischen
Notwendigkeiten nicht gerecht. Konkret werden die Verhandlungspartner der
Großen Koalition nur dort, wo sie sich auf restriktive Maßnahmen geeinigt
haben, die die Rechte von Flüchtlingen und Migranten einschränken«, sagte
Jörg Angerstein, Vorstandssprecher von terre des hommes. »Der
Familiennachzug bleibt weiterhin sogar für Kinder ein Gnadenrecht, die
Bedingungen für die Rückführung von Flüchtlingen werden verschärft, die
Asylverfahren an die europäischen Außengrenzen verlagert. Dramatisch ist,
dass die besondere Notlage von minderjährigen Flüchtlingen weitgehend
ignoriert wird.«

»Die Große Koalition verschenkt die Chance, durch Maßnahmen wie eine
restriktive Waffenexportpolitik und den entschlossenen Kampf gegen den
Klimawandel Fluchtursachen zu bekämpfen«, so Jörg Angerstein.

 * 

Quelle:

terre des hommes Deutschland e.V.

Ruppenkampstraße 11 a, 49084 Osnabrück

Telefon: 05 41 / 71 01-0, Telefax: 05 41 / 70 72 33

E-Mail: post@tdh.de

Internet: www.tdh.de
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TREFF/212: Magdeburg - Gespräch "Reichsbürger - die unterschätzte Gefahr" am 13.2.2018


"Reichsbürger"- die unterschätzte Gefahr 

Herausgeber und Autoren im Gespräch in der Stadtbibliothek Magdeburg



Lange Zeit hielt der deutsche Staat die Angehörigen dieser Szene für
Spinner und tat sie als ungefährlich ab - bis im Oktober 2016 ein
Polizist in Franken von einem Reichsbürger erschossen wurde
"Reichsbürger" halten die Bundesrepublik für ein fremdbeherrschtes
Konstrukt und erkennen ihre Gesetze nicht an. Galten sie lange Zeit
als harmlose Verwirrte, werden ihre Anhänger nach Gewalttaten,
Drohungen gegen Behörden und spektakulären Gerichtsprozessen
inzwischen als ernste gesellschaftliche Herausforderung begriffen. Der
Journalist Andreas Speit bietet in seinem neuen Buch "Reichsbürger -
die unterschätzte Gefahr" einen anschaulichen Überblick dieser
vielschichtigen Bewegung. Gemeinsam mit den Autoren David Begrich und
Susann Bischof stellt der Rechtsextremismusexperte das aktuelle
Sachbuch am Dienstag, 13. Februar, um 19.30 Uhr in der Stadtbibliothek
Magdeburg vor.

In Deutschland werden mehr als 12 000 Menschen zu den sogenannten
Reichsbürgern gerechnet. Sie erkennen die Bundesrepublik nicht als
souveränes Staatsgebilde an, sondern aus ihrer Sicht bestehen
verschiedene deutsche Reiche aus der Zeit vor 1945 fort.

Verschwörungstheorien spielen in solchen Gedankenwelten ebenfalls eine
große Rolle, denn für Missstände werden nicht selten fremde Mächte
verantwortlich gemacht, die angeblich im Hintergrund die Fäden ziehen.
Manche Abtrünnige gründen auch eigene Reiche, wie etwa Peter Fitzek,
der "König von Deutschland" in Wittenberg, oder stellen eigene Pässe
und Führerscheine aus. Wo die deutschen Behörden nicht anerkannt
werden, werden zudem Bußgeldzahlungen und Steuern verweigert. Zwar
haben nicht alle "Reichsbürger" nachweislich ein geschlossenes extrem
rechtes Weltbild, doch die Autoren zeigen auf, dass die Grenzen zum
rechten Denken und zum Antisemitismus vor dem Hintergrund der
Reichsidee fließend sind.

In der Lesung wird das Phänomen der "Reichsbürger" ausführlich
beleuchtet: seine unterschiedlichen Akteure und Positionen,
Verbindungen zur rechten Ideologie und Formen der Militanz. Ausgangs
erörtert die Moderatorin Rebecca Plassa, Geschäftsführerin der
Heinrich-Böll-Stiftung Sachsen-Anhalt, mit den fachkundigen Autoren,
wie "Reichsbürgern" begegnet wirksam begegnet werden kann.

Gemeinsam mit der Stadtbibliothek laden die Heinrich-Böll-Stiftung
Sachsen-Anhalt und der Verein "Miteinander" zur Buchvorstellung und
Diskussion ein. Alle Interessenten sind herzlich willkommen. Der
Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. Februar 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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TREFF/211: Unna - Rahmenprogramm zur Ausstellung "Migrationsgeschichte(n)" vom 17.2.-17.3.


Das Hellweg-Museum lädt zur Entdeckung der arabischen Schrift
ein



Kreisstadt Unna. Begleitend zur Sonderausstellung
"Migrationsgeschichte(n). Vom ANKOMMEN und AUSKOMMEN in Unna seit
1945" im Hellweg-Museum Unna bieten der Syrer Sabri Kerdeh und die
Unnaer Künstlerin Jutta Hellweg im Februar und März im Museum zwei
Kurse zur arabischen Schrift an.

Wer die Ausstellung "Migrationsgeschichte(n)" im Hellweg-Museum Unna
gesehen hat, kennt die Geschichte von Sabri Kerdeh. Im Jahr 2014 kam
er als syrischer Flüchtling nach Deutschland und lebt seither mit
Eltern und Geschwistern in Unna. Nun gibt Sabri Kerdeh am Samstag, 17.
Februar, ab 15.00 Uhr im Hellweg-Museum Unna eine anderthalbstündige
Einführung in die arabische Schrift. Er hofft, so seine Kenntnisse,
die er aus seiner alten Heimat mitgebracht hat, mit den Menschen in
Unna teilen zu können. Die Idee dazu hatte er, nachdem er durch die
Mitwirkung an der neuen Sonderausstellung mit dem Museum in Berührung
gekommen war.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer erwarten nicht nur theoretische
Ausführungen, sondern auch kleine Schreibübungen. Unterstützt wird
Sabri Kerdeh von der Künstlerin Jutta Hellweg, die zudem an zwei
weiteren Terminen (10. und 17. März, jeweils von 14.00 bis 17.00 Uhr)
mit dem Kreativkurs "Schriftkunst zwischen Orient und Okzident" an die
Einführung anschließen wird. Während Kerdehs Kurs einen Einblick in
die Grundzüge der arabischen Schrift verspricht, steht bei Jutta
Hellweg die kreative Auseinandersetzung mit Schrift und Schriftzeichen
im Vordergrund. Schrift und Bild aus unterschiedlichen Kulturen sollen
in den Kunstwerken der Teilnehmerinnen und Teilnehmer spielerisch
zueinander finden.

Die Angebote nehmen aufeinander Bezug, können aber auch einzeln
besucht werden. Einige Plätze sind noch zu vergeben. Um Anmeldung wird
gebeten (Tel. 02303 / 256445 oder hellweg-museum@stadt-unna.de). Durch
die Unterstützung des Fördervereins des Museums können beide Kurse
kostenfrei angeboten werden.

Das Gesamtprojekt "ANKOMMEN - AUSKOMMEN. Migration und kulturelle
Vielfalt", in dessen Rahmen die Sonderausstellung
"Migrationsgeschichte(n)" stattfindet, wird von der Kulturstiftung des
Bundes im Fonds Stadtgefährten gefördert. Weitere Informationen unter
http://www.unna.de/ und blog-ankommen-auskommen.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. Februar 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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LESUNG/5959: Kiel - Nächste Termine von "Stenzel liest ..." 26.2., 26.3., 30.4. und 28.5.


"Stenzel liest ..." im Kieler Theater DIE KOMÖDIANTEN



An jedem letzten Montag im Monat um 19 Uhr präsentiert das Theater Die
Komödianten den Schauspieler Horst Stenzel mit seinen spannenden,
berührenden und überraschenden Lesungen in einer Reihe der Volksbühne
Kiel e.V.

26. Februar um 19 Uhr: Aufstand, Aufbruch, Revolution!?

26. März 2018 um 19 Uhr : Fake News - Der Lügenbaron Münchhausen"

30. April 2018: um 19 Uhr: "Früher gab es mehr Tore - Wie der Fußball nach Deutschland kam"

28. Mai 2018 um 19 Uhr: "Kurt Tucholsky - Schloss Gripsholm"

Karten: 

15 Euro, ermäßigt 11 Euro
 
Für Mitglieder der Volksbühne: 13 Euro, ermäßigt 11 Euro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Februar 2018

Herausgeber: Theater Die Komödianten

Wilhelminenstr. 43, 24103 Kiel

Telefon: +49 (431) 55 34 01, Telefax: +49 (431) 971 99 42

Abendkasse: +49 (431) 55 34 01

Internet: www.komoediantentheater.de

E-Mail: info@komoediantentheater.de
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AUSSICHTEN/8180: Und morgen, den 8. Februar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 08.02.2018 bis zum 09.02.2018 +++






[image: Jean-Luc 8180 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Einmal streckt sich Jean zur Gänze

und schaut aus dem Fenster raus,

kalt und sonnig an der Grenze

fühlt er sich sehr wohl zu Haus.
















Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





KONZERT/299: Hannover - Alla Turca, "Heini in der Türkei", Staatsoper 11. und 12.3.2018


Staatsoper Hannover

2. KINDERKONZERT: ALLA TURCA - HEINI IN DER TÜRKEI



Hosgeldiniz! Herzlich willkommen zum Kinderkonzert über türkische
Musik! Heini, der kleine Vampir, findet schnell heraus, dass viele
westeuropäische Komponisten Musik geschrieben haben, von der sie nur
dachten, sie klänge echt türkisch ... »alla turca« nannten sie die,
inspiriert von der Janitscharenmusik osmanischer Soldaten. Aber zum
Glück gibt es auch das »Original«: Orchestermusik türkischer
Komponisten und Musik auf traditionellen türkischen Instrumenten, die
im Kinderkonzert zu Gast sein werden.

MIT Heini, dem kleinen Vampir (Britt Wolfgramm, Figurentheater
Marmelock), Musikern mit türkischen Instrumenten und dem
Niedersächsischen Staatsorchester Hannover

DIRIGENT Siegmund Weinmeister

SO, 11.03.18 + MO, 12.03.18, JEWEILS 11:00 UHR

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse März 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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KURSE/441: Unna - "Fit mit 10 Fingern am Computer" vom 19. Februar bis 7. Mai 2018


VHS-Aktuell: Neuer Tastschreibkurs für Kinder 



Kreisstadt Unna. In dem Tastschreibkurs "Fit mit 10 Fingern am
Computer" lernen Kinder vom 19. Februar bis 07. Mai 2018 auf
spielerische Art die Griffwege, um Texte zeitsparend und professionell
zu erstellen. Ein kindgerechtes Lehrbuch sowie farbige Tasten helfen
den Kindern dabei, das Tastschreiben mit zehn Fingern in kurzer Zeit
zu erlernen. Außerdem wird die Lesefertigkeit vertieft, die
Rechtschreibung unterstützt und die Konzentration gefördert. Der Kurs
richtet sich an Kinder zwischen 8 und 12 Jahren. Die Kinder werden
gebeten, Buntstifte und einen Bleistift mitzubringen.

Das Seminar "Fit mit 10 Fingern am Computer" mit der Kursnummer
181-4363 findet vom 19.02.2018 bis 07.05.2018 zwischen 17.00 Uhr und
18.00 Uhr im Raum 006 im zib statt. Die Gebühr für die Veranstaltung
beträgt 53 Euro inkl. 11 Euro für ein Kursbuch.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 60 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Tastschreiben und Abschreibprüfung" zu
finden. Und natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV
Andreas Barre gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas
Barre, 02303 / 103-735, andreas.barre@stadt-unna.de. Anmeldungen zu
allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714 entgegen. Auf
der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch online
vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. Februar 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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LESUNG/1695: Magdeburg - "Gullivers Reisen" am 17. Februar 2018


Stadt Magdeburg

Gullivers Reisen

Bilderbuchkino mit Live-Musik-Begleitung



Auf seinen Reisen verschlägt es Gulliver in das Reich der Liliputaner
und in das Reich der Riesen, wo er allerlei Abenteuer zu bestehen hat
und sich mal als Riese, mal als Zwerg behaupten muss. Die
abenteuerlichen Reisen von Lemuel Gulliver, dem englischen Wundarzt
und Seemann, können Kinder am Samstag, den 17. Februar, 11:30 Uhr in
der Stadtbibliothek Magdeburg erleben.

Jonathan Swifts fantastische Geschichte, einst als kritisches und
satirisches Portrait der englischen Gesellschaft geschrieben, hat als
Kinder- und Jugendbuch längst den Status als Klassiker erreicht.

Auf seinen Reisen verschlägt es Gulliver in das Reich der Liliputaner
und in das Reich der Riesen, wo er allerlei Abenteuer zu bestehen hat
und sich mal als Riese, mal als Zwerg behaupten muss.

Die Geschichte wird vorgelesen, mit Bildern an eine Leinwand
projiziert und musikalisch von der Gulliver-Suite des Komponisten
Georg Philipp Telemann begleitet. Die Geigerinnen Viktoria Malkowski
und Susanne Hofmann spielen die 5-sätzige Suite, die Telemann mit Witz
an die Handlung angelehnt hat, um geschickt den Fortlauf des
Geschehens zu kommentieren.

Für Kinder von 5 bis 12 Jahren.

Eintritt frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. Februar 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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LESUNG/1694: Unna - Vorlesestunde mit Maskottchen Willma am 14. Februar 2018


Stadt Unna

Vorlesestunde der zib-Bibliothek mit Maskottchen Willma 



Kreisstadt Unna. Die pfiffige Leseschnecke Willma war mit Ihrer
Freundin wieder erfolgreich! Sie hat tolle Bilderbücher für Kinder ab
4 Jahren entdeckt und in ihre Tasche gepackt. Die Bücher bringt
Willma zum Vorlesen mit. Da gibt es lustige oder auch spannende
Geschichten. Die Veranstaltung im Zentrum für Information und Bildung
ist kostenlos. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Die Leseschnecke
Willma freut sich am Mittwoch, 14.02.2018 auf ihre jüngsten
Leserinnen und Leser. Um 16.00 Uhr geht es los!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. Februar 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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LESUNG/1693: Braunschweig - "Schlimmer geht immer" am 13. Februar 2018


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino im Heidberg "Schlimmer geht immer"



Braunschweig. Die Geschichte "Schlimmer geht immer" von Regina Schwarz
ist am Dienstag, 13. Februar, um 16 Uhr, als Bilderbuchkino in der
Zweigstelle Heidberg der Stadtbibliothek, Weimarstr. 4, zu sehen.
Eingeladen sind Kinder von drei bis sechs Jahren und ihre Eltern. Im
Anschluss gibt es ein Malangebot. Der Eintritt ist kostenlos. Eine
Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere Informationen unter der
Telefonnummer 26309473.

In der Geschichte hat es Frosch, Ziege, Maulwurf, Kuh und das arme
Schwein erwischt, denn alle haben ein Wehwehchen. Bei jedem Tier ist
es ganz schön schlimm, aber beim nächsten wird es sogar noch
schlimmer. Doch für jedes Aua gibt es viel Trost und ein Gegenmittel.
Dann wird es besser anstatt schlimmer!" Die Zweigstelle Heidberg der
Stadtbibliothek ist dienstags und freitags von 10 bis 18 Uhr geöffnet.
Der nächste Termin für ein Bilderbuchkino ist im Heidberg am Dienstag,
13. März.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSTELLUNG/9374: Kunstmuseum Bonn - Kunstpreis 2017. Matthias Wollgast, 19.4.-24.6.2018


Wechselausstellung Bonner Kunstpreis 2017

Matthias Wollgast 

Matthias Wollgast, figure no. 34, 2015, courtesy: der Künstler

Kunstmuseum Bonn

19. April 2018 - 24. Juni 2018



Der BONNER KUNSTPREIS wurde 2009 neu konzipiert und ist seitdem an ein
drei- bzw. sechsmonatiges internationales Atelierstipendium gekoppelt.
Er wird im Rahmen einer Ausstellung und einem begleitenden Katalog
alle zwei Jahre vergeben und ist mit 10.000 Euro dotiert. 2017 wurde
der Preis zum fünften Mal nach der Neukonzeption in Kooperation mit
der in Bonn ansässigen IVG-Stiftung ausgeschrieben.

Die Jury für den diesjährigen Kunstpreis, kürte aus 31 Bewerbungen als
Preisträger Matthias Wollgast (1981 geboren in Bonn, lebt und arbeitet
in Düsseldorf). Wollgasts intensive Auseinandersetzung mit
unterschiedlichen Darstellungsformaten und das stete Hinterfragen von
Vergangenheitskonstruktionen haben die Jury ebenso überzeugt wie seine
kluge Einbeziehung der jeweiligen haben die Jury ebenso überzeugt wie
seine kluge Einbeziehung der jeweiligen Ausstellungsbedingungen.
Wollgast arbeitet mit Malerei, Zeichnung und kameraloser Fotografie
sowie konzeptuell. Zentral für sein Schaffen ist die Annahme, dass
Kunst von ihrem Kontext abhängig und damit einer fortlaufenden
Umdeutung unterworfen ist.

Wollgasts Projektvorhaben in London umfasst das "Making of" eines
Films. Fotografien, Film-Stills, Interviews, Zitate und reproduzierte
Gemälde erzählen seine Entstehungsgeschichte und werden im Rahmen
einer Einzelausstellung und als Publikation Bonner Kunstmuseum zu
sehen sein.

 * 

Quelle:

Riccarda Hessling

riccarda.hessling@bonn.de

Kunstmuseum Bonn

Friedrich-Ebert-Allee 2, 53113 Bonn

Internet: www.kunstmuseum-bonn.de
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AUSSTELLUNG/9373: Sprengel Museum Hannover - Olav Christopher Jenssen, Eröffnung 6.3, 14.3.-17.6.2018


Sprengel Museum Hannover

14. März bis 17. Juni 2018

Olav Christopher Jenssen



Der norwegische Grafiker und Bildhauer Olav Christopher Jenssen
beschäftigt sich in seinen abstrakten Bildern mit Fragen des
Zusammenspiels von Farbe, Fläche und Linie. Anlässlich des neunten
Bandes der Publikationsreihe "Kunst der Gegenwart aus Niedersachsen",
herausgegeben von der Stiftung Niedersachsen, präsentiert er in
Kooperation mit der Stiftung Niedersachen eine neue Werkgruppe im
Sprengel Focus-Raum.

Di 6. März, 18.30 Uhr Eröffnung

Ein neuer Band in der Publikationsreihe "Kunst der Gegenwart aus
Niedersachsen", herausgegeben von der Stiftung Niedersachsen, widmet
sich dem norwegischen Maler, Grafiker und Bildhauer Olav Christopher
Jenssen (geb. 1954). Jenssen beschäftigt sich in seinen abstrakten
Bildern mit Fragen der Malerei, mit der Wirkung und dem Zusammenspiel
von Farben, Linien und Flächen bzw. Oberflächen. Dabei interessiert
ihn auch die Geschichte von abstrakten und informellen malerischen
Ansätzen. Seit 2007 ist Jenssen Professor an der Hochschule für
Bildende Künste in Braunschweig. Anlässlich der Buchvorstellung (Band
73) präsentiert er eine konzentrierte neue Werkgruppe.

Es sprechen:

Dr. Reinhard Spieler, Direktor Sprengel Museum Hannover

Dr. Matthias Dreyer, Stiftung Niedersachen

Anschließend Buchpräsentation/Gespräch

Prof. Olav Christopher Jenssen im Gespräch mit Dr. Ulrich Krempel

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Sprengel Museum Hannover

Kurt Schwitters Platz, 30169 Hannover

Internet: www.sprengel-museum.de
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AUSSTELLUNG/9372: Sprengel Museum Hannover - 1938. Geburtstagsfest mit Gästen, 9.3.-3.6.2018


Sprengel Museum Hannover

10. März bis 3. Juni 2018

1938. Geburtstagsfest mit Gästen

JOSEF KOUDELKA, BORIS MIKHAILOV, DAIDO MORIYAMA, HELGA PARIS, JOHAN
VAN DER KEUKEN, HEINRICH RIEBESEHL

Beep Off (Jasmin Krausch & Florian Merkel), Delia Jürgens, Hana
Mileti, Andrzej Steinbach, Arne Schmitt, Young-Hae Chang Heavy
Industries



1938 ist das Geburtsjahr von sechs Fotografierenden, die die jüngere
Geschichte des Mediums wesentlich mitgeschrieben haben. Drei von
ihnen, Heinrich Riebesehl, Helga Paris und Boris Mikhailov, waren im
Museum ausgestellt. Das Archiv von Heinrich Riebesehl (verstorben
2010) befindet sich als Leihgabe des Landes Niedersachsen im Haus; von
Mikhailov und Paris befinden sich als Schenkungen, Zustiftungen und
Dauerleihgaben mehrere Werkgruppen in der Sammlung. Auch dem Schaffen
von Josef Koudelka, Daido Moriyama und Johan van der Keuken und ihren
Einflüssen auf die Fotografiegeschichte sieht sich das Museum
verpflichtet. Was diese sechs Fotografierenden darüber hinaus eint,
ist ihr Interesse an der gesellschaftlichen Wahrnehmung häufig
marginalisierter Lebens-wirklichkeiten. Da aber zu jedem
Geburtstagsfest auch Gratulanten gehören, sind fünf jüngere
Künstlerinnen und Künstler eingeladen, einen Dialog herzustellen.

Fr 9. März, 19.00 Uhr Eröffnung

Es sprechen:

Reinhard Spieler, Direktor Sprengel Museum Hannover

Lavinia Franke, Generalsekretärin der Stiftung Niedersachsen

Inka Schube, Kuratorin der Ausstellung

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Sprengel Museum Hannover

Kurt Schwitters Platz, 30169 Hannover

Internet: www.sprengel-museum.de
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AUSSTELLUNG/9371: Sprengel Museum Hannover - Rudolf Jahns, Zuflucht Landschaft, bis 15.04.2018


Sprengel Museum Hannover

Laufende Ausstellung bis 15. April 2018

Rudolf Jahns: Zuflucht Landschaft



Landschaften sind ein zentrales Sujet im Werk des Malers und Grafikers
Rudolf Jahns. Sie dienen dem Rückzug, der Inspiration und der
Zuflucht. Besonders in der Zeit des Nationalsozialismus befasst sich
der vornehmlich abstrakt arbeitende Jahns mit rein figurativen
Darstellungen seines unmittelbaren Umfeldes. Die Ausstellung wird zum
einen das künstlerische Einzelschicksal des Künstlers im
Nationalsozialismus aufzeigen, zum anderen der Werkgenese aus dem
Landschaftssujet nachspüren.

 * 

Quelle:

Sprengel Museum Hannover

Kurt Schwitters Platz, 30169 Hannover

Internet: www.sprengel-museum.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





FÜHRUNG/934: Hanau - Moritz Daniel Oppenheim auf großen und kleinen Leinwänden am 25.2.


Moritz Daniel Oppenheim auf großen und kleinen Leinwänden

Führung und Matinée mit Filmemacherin Isabel Gathof am Sonntag, 25.
Februar



Der in Hanau geborene, jüdische Maler Moritz Daniel Oppenheim ist am
26. Februar 1882 verstorben. Anlässlich seines Todestags führt
Filmemacherin Isabel Gathof am Sonntag, 25. Februar, um 15 Uhr durch
die Sammlung seiner Werke im Historischen Museum Hanau Schloss
Philippsruhe.

Gathof, hat einen international erfolgreichen Dokumentarfilm über
Oppenheim produziert und in die Kinos gebracht. Aus diesem Grund kann
sie viel Spannendes über die Hintergründe und Geschichten seiner
Gemälde berichten und einen exklusiven Einblick in das Leben und
Schaffen des Malers geben. Neben fundierten Erläuterungen zu den
einzelnen Bildmotiven sind es vor allem persönliche Anekdoten und
interessante Erkenntnisse, die Isabel Gathof im Rahmen ihrer
mehrjährigen Recherchearbeit für das weltweit bislang erste
Filmprojekt über den Künstler sammeln konnte.

Wer möchte kann Moritz Daniel Oppenheim am diesem Sonntagvormittag
auch auf der großen Leinwand im Kino erleben! Der mit dem Hessischen
Filmpreis nominierten und mit "Prädikat: wertvoll" ausgezeichnete
Dokumentarfilm "MORITZ DANIEL OPPENHEIM - The first Jewish painter"
von Isabel Gathof wird am selben Tag (25.02.2018) im Rahmen einer
Matinée-Vorführung um 11.30 Uhr in Anwesenheit der Filmemacherin im
Kinopolis Hanau zu sehen sein. Tickets sind direkt im Kinopolis Hanau
sowie im Onlinevorverkauf unter www.kinopolis.de/hu erhältlich.
Die Oppenheim-Ausstellung im Schloss Philippsruhe zählt zu den größten
weltweit. Der reichhaltige Bestand des Museums geht zurück auf eine
Stiftung von Ludwig Rosenthal, der 1939 wegen der
nationalsozialistischen Verfolgung emigrierte. Die außergewöhnliche
Geschichte von Rosenthal, der aus dem guatemaltekischen Exil in den
1960er Jahren in starker Heimatverbundenheit trotz NS-bedingter
Verfolgung, den Grundstein für die Oppenheim-Sammlung des Hanauer
Geschichtsvereins 1844 e.V. legte, bildet einen weiteren
Themenschwerpunkt der Führung.

Die "Sonntags um Drei"-Führung mit Isabel Gathof dauert eine Stunde
und kostet zwei Euro zzgl. Museumseintritt. Maximal 20 Personen können
an der Veranstaltung teilnehmen, daher wird um vorherige Anmeldung per
E-Mail an museen@hanau.de oder telefonisch unter der Telefonnummer
06181 - 295 1799 gebeten.

Individuelle Termine für Führungen durch die Städtischen Museen können
nach Vereinbarung gebucht werden. Weitere Informationen und
Veranstaltungstermine finden sich auf der Webseite der Städtischen
Museen Hanau unter www.museen-hanau.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 7. Februar 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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GLEICHHEIT/6563: Rassistischer Amoklauf im italienischen Wahlkampf


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Rassistischer Amoklauf im italienischen Wahlkampf

Von Marc Wells und Marianne Arens

7. Februar 2018



Vier Wochen vor den italienischen Wahlen erschüttert eine Bluttat die
Kleinstadt Macerata in den italienischen Marken. Am 3. Februar wurden sechs
junge Menschen von den Schüssen eines rassistischen Amokläufers getroffen.
Er fuhr im Auto herum und feuerte wahllos auf Passanten mit dunkler
Hautfarbe.

Unter den Opfern, die aus Mali, Nigeria, Ghana und Gambia stammen, ist auch
eine junge Frau. Alle sind im Alter zwischen 21 und 33 Jahren. Fünf liegen
noch im Krankenhaus, einer von ihnen ist schwerverletzt und musste operiert
werden. Auf fünf weitere Migranten hatte der Amokläufer Luca Traini (28)
bei seiner Todesfahrt am Samstagmorgen geschossen, sie aber nicht
getroffen. Er schoss auch auf die Parteizentrale der Demokratischen Partei.
Die PD führt zurzeit mit Paolo Gentiloni die Regierung in Rom.

Als der Bürgermeister die Amokfahrt realisierte, ließ er den öffentlichen
Nahverkehr stoppen und forderte die Bevölkerung auf, zuhause zu bleiben und
nicht auf die Straße zu gehen. Nach zwei Stunden wurde Traini von der
Polizei auf den Treppenstufen eines Kriegerdenkmals eingekreist und
festgenommen. In eine italienische Fahne gehüllt, präsentierte er dort den
faschistischen Gruß und schrie: "Viva Italia!"

Traini, der über seiner Schläfe ein faschistisches Tattoo trägt, ist am Ort
als Faschist und Rassist bekannt. In seiner Wohnung fand die Polizei außer
Hitlers "Mein Kampf" und Büchern über Mussolinis Sozialrepublik von Salò
auch eine Fahne mit dem Keltenkreuz, das den Neonazis als Symbol für die
"Vorherrschaft der weißen Rasse" gilt. Im letzten Jahr hatte Traini bei den
Kommunalwahlen im Nachbardorf Corridonia für die Lega kandidiert -
allerdings ohne eine Stimme zu bekommen.

Die frühere Separatistenpartei Lega Nord tritt als "Lega" italienweit zur
Parlamentswahl am 4. März an. Ihr Nationalismus und die hemmungslose
Immigrantenhetze begünstigten zweifellos den faschistischen Wahn des
Täters. Beispielsweise hatten alle Zeitungen tagelang über die Aussage des
Lega-Mitglieds Attilio Fontana berichtet, das Wichtigste sei jetzt, "unsere
Ethnie, unsere weiße Rasse" vor der Auslöschung durch die Migrationswelle
zu schützen.

Traini rechtfertigte seine Tat mit einem kürzlich begangenen Mord an einer
jungen Frau, Pamela M. aus Macerata, die zerstückelt in zwei Koffern
aufgefunden worden war. Über den Tatverdächtigen, einen nigerianischen
Drogendealer, hatte der Lega-Führer und Spitzenkandidat Matteo Salvini
geschrieben: "Was tat dieser WURM immer noch in Italien? Er war kein
Kriegsflüchtling, er brachte den Krieg nach Italien. Die Linke hat
blutbesudelte Hände. Abschiebungen, Abschiebungen, mehr Grenzkontrollen und
nochmals Abschiebungen!"

Nach Trainis Bluttat gab Salvini ein weiteres Statement heraus, in dem er
die Schüsse halbherzig verurteilte, jedoch die Verantwortung auf eine
lasche Einwanderungspolitik schob: "Gewalt muss immer verurteilt werden.
Ich habe jedoch die Pflicht, den Italienern mitzuteilen, WIE man Vorfälle
wie in Macerata vermeiden kann. Zum Beispiel? Indem man die Illegalen
nachhause schickt."

Die Lega tritt in einem rechten Bündnis mit Silvio Berlusconis Forza Italia
und den Faschisten der Fratelli d'Italia zur Wahl an. Mit einer Mischung
aus rechter Hetze und phantastischen Wahlversprechen wollen sie die
Regierungspartei der Demokraten (PD) ablösen. In den Umfragen liegen sie
mit insgesamt knapp 38 Prozent zurzeit zehn Prozentpunkte vor dem
Regierungslager (28 Prozent).

Auch Silvio Berlusconi bedient sich gezielt rechter Demagogie. In einer
TV-Sendung am Sonntagabend zu dem Amoklauf bezeichnete er den Täter als
verrückt und beschuldigte pauschal alle Geflüchteten, sie bildeten "eine
soziale Bombe, die jederzeit explodieren kann". Laut Berlusconi halten sich
in Italien 600.000 irreguläre Immigranten auf, die angeblich von
Kriminalität leben.

Was die dritte große Partei, das MoVimento 5 Stelle (M5S) von Beppe Grillo,
betrifft, so griff ihr Spitzenkandidat Luigi Di Maio das Schlagwort von der
"sozialen Bombe" auf und beschuldigte umgekehrt Berlusconi, dieser sei
zusammen mit Renzi für eine Masseneinwanderung in Italien verantwortlich.
Die "Grillini" sind seit Monaten mit etwa 27 Prozent in den Umfragen die
stärkste Einzelpartei.

Die Politik der Fünf-Sterne-Bewegung ist genauso rechts, nationalistisch
und ausländerfeindlich wie die der andern Parteien. In der EU sitzt sie in
der gleichen Fraktion wie die AfD, die Schwedendemokraten und die britische
UKIP, und auch sie führt im Kreis ihrer Prominenz erklärte Faschisten, wie
zum Beispiel den Vater des M5S-Kandidaten Alessandro Di Battista, der vor
laufender Kamera betont hat: "Ob ich rechts bin? Nein, ich bin Faschist."

Im Wahlkampf profitiert die Fünf-Sterne-Bewegung davon, dass sie als
einzige große Partei noch nie an der Regierung war. Die zwei anderen großen
Lager werden seit Jahren mit der rechten Politik der Banken und der EU
identifiziert. Während Berlusconi für eine schamlose persönliche
Bereicherung steht, saniert die PD die Staatsfinanzen auf Kosten der
Arbeiterklasse.

In einer Regierungserklärung zur Bluttat in Macerata ließ Gentiloni kein
Wort über den rassistischen Aspekt der Tat verlauten, sondern betonte sein
Vertrauen in die Justiz und in das "Verantwortungsbewusstsein aller
politischen Kräfte". Er schloss sein Statement mit dem nationalistischen
Appell: "Hass und Gewalt werden uns, das italienische Volk, nicht spalten."

Als Regierungspartei praktiziert die PD längst, was die Rechten fordern:
den systematischen Angriff auf afrikanische Migranten. Mit der tatkräftigen
Hilfe der EU haben Premierminister Paolo Gentiloni und sein Innenminister
Marco Minniti einen schmutzigen Deal mit der lybischen Küstenwache
geschlossen. Sie finanzieren auf dem Mittelmeer libysche Islamisten und
Schleuser, damit diese die Migranten von Europa fernhalten. Dass dabei
Menschen nicht nur ertrinken, sondern auch in libyschen Folterlagern
umkommen, nehmen sie dabei bewusst in Kauf.

Einer der Opfer Trainis, ein Mr. Wilson aus Ghana, erzählte im Krankenhaus
über seine Odyssee von Krieg, Flucht und Vertreibung. Er war in einem
Schlauchboot nach Italien gelangt. Er sagte: "Ich habe gesehen, wie Leute,
vor allem die Schwarzafrikaner, erschossen oder verkauft worden sind. Man
behandelt die Menschen dort wie Vieh."

Italien steckt in einer verheerenden sozialen Krise. Wer heute um die
zwanzig ist, der hat in seinem Leben nichts anderes als sozialen Niedergang
erlebt. Die Jugendarbeitslosigkeit liegt offiziell bei fast 35 Prozent und
inoffiziell und vor allem im Süden weit höher. Immer neue Sparorgien und
"Reformen", wie Renzis "Jobs Act", die Rentenreform, die Gesundheitsreform
oder die "Buona Scuola", haben dazu beigetragen, dass hunderttausende junge
Italiener das Land verlassen.

Alle Parteien, von den offenen Faschisten bis hin zur PD, reagieren auf die
soziale Krise, indem sie Fremdenhass und Rassismus schüren, um die Wut und
Empörung auf die Schwächsten der Gesellschaft, auf Flüchtlinge und
Migranten abzulenken. Das ist der schmutzige Mechanismus des italienischen
Wahlkampfs.

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de
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GLEICHHEIT/6562: Globale Aktienmärkte stürzen ab, Dow Jones verzeichnet größten Tagesverlust


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Globale Aktienmärkte stürzen ab, Dow Jones verzeichnet größten
Tagesverlust 

Von Nick Beams

7. Februar 2018



Am Montag brachte ein weltweiter Abverkauf die Aktienkurse an der Wall
Street zum Absturz. Der Dow Jones sank bis zum Ende des Börsentages nach
starken Schwankungen um 1.175 Punkte und verzeichnete damit den größten
Tagesverlust seiner Geschichte.

Zusammen mit dem Rückgang am letzten Freitag ist der Dow Jones in zwei
Tagen um mehr als 1.800 Punkte gesunken. Dieser Rückgang machte alle
Kursgewinne zunichte, die der Index seit Beginn des Jahres verzeichnet
hatte.

Besonders bemerkenswert war die Geschwindigkeit des Kursverlustes am
Montag. Um kurz nach 17 Uhr fiel der Dow Jones aufgrund einer "Lawine" von
Abverkäufen innerhalb von nur elf Minuten von minus 700 auf minus 1.600
Punkte, bevor er sich wieder etwas erholte. Allerdings gingen die Verkäufe
weiter und der Index verzeichnete einen Tagesverlust von 4,6 Prozent.

Auch andere Indizes verzeichneten so starke Verluste wie zuletzt 2011. Der
S&P 500 sank um 4,1 Prozent, der Nasdaq um 3,78 Prozent und der Russell
2000 um 3,63 Prozent. Die Aktienkurse von Technologiekonzernen gaben stark
nach, u.a. büßten die Aktien von Apple und dem Google-Mutterkonzern
Alphabet mehr als zehn Prozent an Wert ein.

Der allgemeine S&P 500-Aktienindex meldete Verluste in allen Bereichen. Die
Kurse für Finanzunternehmen sanken um 4,7 Prozent, die Kurse der
Gesundheitsbranche um 4,6 Prozent, Industrieaktien um 4,5 Prozent und die
Energiebranche um 4,3 Prozent.

Die Marktturbulenzen äußerten sich im rapiden Anstieg des "Vix" oder
Volatilitätsindex, der mit 117 Prozent an einem Tag seinen größten Anstieg
verzeichnete. Diese Situation ist deutlich verschieden zu der im
vergangenen Jahr, als der Vix seine bisher niedrigste
Jahresdurchschnittsrate verzeichnet hatte.

Das Wall Street Journal berichtete über den Kursrückgang, die
Händler hätten "ein Gefühl zunehmender Besorgnis beschrieben", als der Dow
um 1.600 Punkte gesunken war. Die Zeitung zititert einen Investmentmanager:
"Es war das erste Mal seit langer Zeit, dass es fast wie ein Panikverkauf
wirkte." Auf dem Parkett der New Yorker Börse sei es turbulent zugegangen.

Der rapide Absturz löste Spekulationen aus, er könnte das Ergebnis eines
"Flash Crash" sein, d.h. eines plötzlichen Rückgangs aufgrund eines 
Fat-Finger-Fehlers oder einer Fehlfunktion. Allerdings scheint nichts
derartiges passiert zu sein. Der Rückgang wurde durch große
computergesteuerte Geschäfte ausgelöst.

Vor dem Kurssturz an der Wall Street hatten auch die globalen Aktienmärkte
schon deutliche Verluste gemeldet aufgrund des Absturzes der amerikanischen
Märkte am letzten Freitag. Die Kurse an der Hongkonger Börse sanken
zeitweise um 2,7 Prozent, der japanische Topix gab um 2,2 Prozent nach.

Auch in Europa sanken die Kurse zu Beginn des Handelstages. Der Londoner
FTSE-Index sank um 1,5 Prozent, der Stoxx Europe 600 um 1,6 Prozent. Der
Dax stürzte zum Start am Dienstag um 3,6 Prozent.

Marktanalysten und Kommentatoren waren sich uneins über die Gründe für den
Abverkauf. Einige bezeichneten ihn als notwendige Korrektur und
behaupteten, die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen seien weiterhin gut und
die Aussichten auf ein höheres Wachstum hätten sich verbessert. Andere
wiesen auf die Versuche der Zentralbanken hin, die quantitative Lockerung
zurückzufahren und die Niedrigzinspolitik zu beenden, die eine so wichtige
Rolle bei dem Marktaufschwung seit der Finanzkrise von 2008 gespielt hat.

Während die kurzfristige Marktentwicklung kaum vorhersehbar ist, sind doch
gleichzeitig unübersehbar beträchtliche Veränderungen im Gange. Der
Abverkauf, der am Freitag begann, wurde durch die Meldung ausgelöst, dass
die Löhne in den USA im letzten Jahr mit durchschnittlich 2,9 Prozent so
stark gestiegen sind wie zuletzt 2009. Die Zinsen für US-Staatsanleihen mit
zehnjähriger Laufzeit, die als Benchmark gelten, stiegen daraufhin um 2,85
Prozent, was wiederum Befürchtungen nährte, der Satz werde den kritischen
Wert von drei Prozent überschreiten.

Die Lohnerhöhung ist zwar relativ gering und liegt zwar nur knapp über der
Markterwartung von 2,7 Prozent. Wichtig ist jedoch, was sie bedeutet. Die
Märkte fürchten vor allem ein Wiederaufleben von Kämpfen der Arbeiterklasse
in den USA und der Welt für höhere Löhne, für die sich die Anzeichen
mehren. Dies würde das Ende eines zentralen Aspekts der amerikanischen
Geldpolitik seit dem Börsencrash im Oktober 1987 bedeuten.

Damals kündigte der künftige Vorsitzende der US-Notenbank Federal Reserve
Alan Greenspan an, er werde die Geldhähne der Zentralbank aufdrehen, um die
Märkte flüssig zu halten. Seither wurde in jeder Periode der
Marktturbulenzen die "Greenspan-Option" gezogen.

Doch wenn die Arbeiterklasse versucht, die ständigen Lohnsenkungen der
letzten vier Jahrzehnte rückgängig zu machen, muss die Fed diese Politik
möglicherweise aufgeben und die Zinssätze erhöhen, um eine solche Offensive
abzuwehren.

Der Leitzins der Fed ist zwar mit zwischen 1,25 und 1,5 Prozent noch immer
relativ niedrig, doch die Entwicklung des Anleihenmarkts zu einem Leitzins
von drei Prozent wird mit Beklommenheit beobachtet, da sie schwere Folgen
für amerikanische Firmen mit sich bringt und weltweit spürbare Auswirkungen
haben wird.

Laut den Ergebnissen einer Studie der Londoner Longview Economics, die in
der Financial Times zitiert wurden, hätte ein schneller Anstieg der
Zinsen auf dem US-Anleihenmarkt über drei Prozent weitreichende Folgen, da
etwa zwölf Prozent der amerikanischen Unternehmen "Zombies" sind. Das
bedeutet, ihre Gewinne decken die Zinszahlungen für ihre Verbindlichkeiten
nicht. Sie sind so vom ständigen Zugang zu ultrabilligem Geld abhängig,
dass ein plötzlicher Anstieg der Zinssätze sie in die Insolvenz treiben
würde.

Laut einem Bericht von CNBC über Studien der Investmentbank Merrill Lynch
ist die Situation in Europa ähnlich: Auch hier sind eine beträchtliche
Anzahl von "Zombie"-Firmen von billigen Krediten abhängig. Die Bank kommt
in ihrem Bericht zu dem Ergebnis, dass neun Prozent der europäischen
Unternehmen "Zombies" sind mit "sehr schwacher Fähigkeit sind, ihre Zinsen
zu begleichen". Vor dem Crash von 2008 waren es nur sechs Prozent, Ende
2013 nur fünf Prozent.

In dem Bericht hieß es: "Die umfangreiche finanzielle Unterstützung, die es
in Europa in den letzten fünf Jahren gab, hat es Unternehmen mit schwacher
Rentabilität ermöglicht, ihre Schulden zu refinanzieren und Insolvenzen
abzuwenden."

Unabhängig von der unmittelbaren Zukunft der Märkte hatte der Abverkauf
bereits politische Auswirkungen auf die Trump-Regierung, die immer tiefer
in die Krise gerät. Noch vor zehn Tagen hatte Trump beim Treffen der
globalen Eliten im Schweizerischen Davos erklärt, der Anstieg der
Aktienkurse "knackt einen Rekord nach dem anderen" und dies als Beweis für
seine großartige Wirtschaftspolitik dargestellt.

Am Montagnachmittag sprach er in einer Rede in einem Produktionsunternehmen
aus dem Raum Cincinnati von einer "Flutwelle von guten Nachrichten". Bei
den Fernsehberichten über diese Rede erschien bereits über den Ticker die
Meldung, dass der Dow Jones um 1.600 Punkte gesunken ist.
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Die Kontinuität des Faschismus in Italien

Eine Übersicht von 1945 bis zur Gegenwart

von Gerhard Feldbauer



Der italienische Faschismus konnte sich 1945 nach Kriegsende schon
bald wieder politisch und organisatorisch formieren, den veränderten
Bedingungen anpassen und sich als Bewegung weitgehend intakt über
seine Niederlage hinwegretten. Auf der Suche nach den Ursachen, die
sein Fortbestehen ermöglichten, stößt man darauf, dass er gebraucht
wurde und zwar zur Verhinderung einer antifaschistisch-demokratischen
Umgestaltung antiimperialistischen Inhalts und der Niederhaltung vor
allem der Kommunisten, der für diese gesellschaftlichen Veränderungen
entscheidenden Kraft.

Die Italienische Kommunistische Partei (IKP) ging mit über zwei
Millionen Mitgliedern aus der antifaschistischen Widerstandsbewegung
als eine politisch einflussreiche Partei hervor. Zusammen mit den
Sozialisten (ISP) und der kleinbürgerlichen radikal-demokratischen
Aktionspartei PdA) dominierte sie das 1943 entstandene Nationale
Befreiungskomitee (CLN) und auch die im April 1944 gebildete
antifaschistische Einheitsregierung, als deren Premier im Juni 1945
Ferrucio Parri (PdA) durchgesetzt wurde. Die IKP verlangte, das
Eigentum des Großkapitals und der Großagrarier durch
Nationalisierungen und eine Agrarreform zu beschneiden. Die führenden
Kapitalkreise und das Königshaus lehnten die Forderungen ab. Die
bürgerlichen Parteien, an ihrer Spitze der rechte Flügel der nunmehr
führenden großbourgeoisen Democrazia Cristiana (DC) und die Liberalen,
machten sich zu ihren Interessenvertretern.

Die Rolle der USA und faschistische Sammlungsbestrebungen nach
Kriegsende

Im Vorfeld des Kalten Krieges wollten die USA sich Italien als
Einflusssphäre und Südflanke der künftigen NATO sichern. Sie
forcierten ihr Vorgehen, als sich nach den Wahlen zu den Gemeinderäten
und zur Verfassungsgebenden Versammlung vom März beziehungsweise Juni
1946, der Wahl des Kommunisten Umberto Terracini zum Präsidenten der
Konstituante sowie dem gleichzeitigen Ende der Monarchie per
Volksabstimmung ein linker Sieg bei den Parlamentswahlen 1948
abzeichnete.

Am 22. März 1947 verkündete US-Präsident Harry Truman die berüchtigte,
nach ihm benannte Doktrin der "Eindämmung des Kommunismus". Bereits
vorher hatte die US-Militärregierung begonnen, die unter. den
Befreiungskomitees in Norditalien eingeleiteten
antifaschistisch-demokratischen Umgestaltungen zu beseitigen, um die
Restauration der angeschlagenen Herrschaft des Kapitals zu sichern. Im
Dezember 1946 half Washington Alcide De Gasperi von der DC, der über
das Image eines Antifaschisten verfügte, an die Spitze der Regierung.
Im Mai 1947 vertrieb dieser die Kommunisten und Sozialisten aus der
Regierung, stimmte im Juni desselben Jahres dem Marshallplan zu und
nahm im April 1949 an der NATO-Gründung teil.(1)

Von Anfang an stützten sich die USA auch auf die faschistischen und
andere mit ihnen gemeinsam handelnden reaktionären Kräfte. Roberto
Faenza und Marco Fini schrieben 1976 in ihrem Buch "Gli Americani in
Italia": "Während es das State Department und die amerikanischen
Gewerkschaften waren, die direkt den 'demokratischen' Parteien von den
Christdemokraten bis zu den Sozialdemokraten halfen (also sie
finanzierten), wurden hauptsächlich die Militär- und Geheimdienste
beauftragt, die Rechten zu unterstützen (also sie zu bewaffnen und zu
besolden)".

In den Pariser Friedensverträgen vom 10. Februar 1947 lehnten die USA
für Italien die von der UdSSR geforderte Klausel ab, keine
faschistischen Organisationen zu erlauben und Kriegsverbrechen nicht
ungesühnt zu lassen. Im Bündnis mit der inneren Reaktion verhinderten
die Vereinigten Staaten eine Säuberung des Staatsapparates und des
politischen Lebens von Faschisten. Bereits im August 1945 beförderten
sie die Bildung einer Sammlungsbewegung Uomo Qualunque (Jedermann)
durch Mussolini-Faschisten und ließen diese zu den Wahlen zur
Verfassungsgebenden Versammlung zu, wo sie mit 5,3 Prozent Stimmen
(1,2 Millionen Wählern) 30 Sitze belegten konnte. Um die Faschisten
vor der Verfolgung zu bewahren wurde im Juni 1945 das >>Hohe
Kommissariat zur Verfolgung der Regimeverbrecher" aufgelöst. Die
meisten der bis dahin vor Gericht gestellten aktiven Faschisten wurden
freigesprochen beziehungsweise ihre Urteile aufgehoben oder die
Betroffenen amnestiert.

Mit der am 26. Dezember 1946 aus Uomo Qualunque hervorgehenden
Movimento Sociale Italiano (MSI) wurde faktisch die Partei Mussolinis
wieder gegründet. Die selbsternannte Sozialbewegung bekannte sich zum
faschistischen Parteiprogramm von 1919 und zu dem von Mussolini nach
der Etablierung der Republik von Salò im Herbst 1943 erlassenen
"Manifest von Verona". Nationalsekretär wurde der frühere
Staatssekretär des "Duce", Giorgio Almirante, der 1944 einen
Genickschusserlass gegen Partisanen unterzeichnet hatte.
Parteivorsitzender wurde Fürst Valerie Borghese, der wegen wenigstens
800fachen Mordes an Partisanen und Widerstandskämpfern als
Kriegsverbrecher verurteilt, aber amnestiert werden war. Die
MSI-Gründung verstieß gegen eine Übergangsbestimmung der
Verfassungsgebenden Versammlung, die lautete: "Wer die aufgelöste
faschistische Partei in irgendeiner Form, sei es als Partei, Bewegung
oder paramilitärische Organisation, wieder gründet und militärische
oder paramilitärische Gewalt als Mittel für den politischen Kampf
anwendet sowie Ziele der aufgelösten faschistischen Partei verfolgt,
wird mit Gefängnis von zwei bis zwanzig Jahren bestraft."

Mit Zehntausenden Mitgliedern war die MSI bereits 1947 in fast allen
Regionen organisiert und Führungszentrale von etwa 30 größeren
außerparlamentarischen und sich MSI-unabhängig darstellenden
Organisationen. Diesem Netzwerk schlossen sich die 750.000 Mitglieder
zählenden militaristischen Traditionsverbände an, die auf Initiative
der USA nach dem NATO-Beitritt entstanden. In den 1960er Jahren zählte
die Partei rund 300.000 Mitglieder. Nach ihrem Zusammenschluss mit der
Monarchistischen Partei 1972 400.000. Bei den Parlamentswahlen wurde
sie im gleichen Jahr mit 8,7 Prozent in der Abgeordnetenkammer und 9,2
im Senat viertstärkste Partei.

Den Faschisten in der Nachkriegszeit "Legalität" verschafft

Versuche, die faschistische Gefahr zu verharmlosen, fanden vor allem
deshalb Gehör, weil die Faschisierungsprozesse im parlamentarischen
Rahmen vor sich gingen und von rechten Kräften in bürgerlichen
Parteien, vor allem in der DC, mitgetragen wurden. Es entstand die
These von der durch die Wahl ins Parlament geschaffenen
"demokratischen Legitimität" der MSI. Staats- und Ministerpräsidenten
der DC empfingen MSI-Führer und -Delegationen und stützten sich bei
ihrer Wahl auf deren Stimmen. Ministerpräsident Adone Zoli genehmigte
der MSI 1957, den Leichnam Mussolinis in seinen Heimatort Predappio zu
überführen und dort in einem Ehrenhain beizusetzen. Bei den Feiern
wurden das Mussoliniregime und seine Verbrechen verherrlicht. Noch
heute ist Predappio ein Wallfahrtsort der Faschisten. Das MSI-Blatt
Secolo d'Italia bekam offizielle Staatszuschüsse.

Um das Paktieren mit den Faschisten zu kaschieren brachte
DC-Innenminister Mario Scelba ein Gesetz (Legge Scelba) ein, nach dem
die MSI und ihre paramilitärischen Organisationen gemäß der Verfassung
aufgelöst werden sollten. 1952 verabschiedet, wurde es nie gegen die
MSI angewendet, die daraus schlussfolgern konnte, dass sie eine
verfassungsmäßige Partei sei, die keinen Anlass böte, das
Scelba-Gesetz anzuwenden.

1964, 1969/70 und 1973/74 versuchten die Faschisten mit Hilfe der CIA
und ihrer italienischen Partner, der NATO und ihrer Geheimarmee
Gladio, die verfassungsmäßige Ordnung zu stürzen und ein
faschistisches Regime zu errichten. Dazu entfesselten sie die so
genannte Spannungsstrategie, in deren Rahmen zwischen 1969 und 1978
bei etwa 2.400 Terroranschlägen Hunderte Menschen ums Leben kamen und
Tausende verletzt wurden. 85 Tote und 200 Verletzte forderte ein
Attentat auf dem Hauptbahnhof von Bologna im August 1980. Für viele
dieser Anschläge wurden außerparlamentarische Linke und Anarchisten
verantwortlich gemacht, um das Eingreifen der Armee und
Sicherheitskräfte gegen die "linke Gefahr" zu rechtfertigen.
Parteichef Almirante forderte auf dem MSI-Parteitag im Januar 1977 in
Rom in offensichtlicher Anspielung auf das Pinochet-Regime "eine
chilenische Lösung" für Italien.

Gleichzeitig versuchte die MSI ihren offen faschistischen Charakter
hinter der Selbstdarstellung als große Rechtspartei zu verhüllen. Das
verstärkte sich, als im Dezember 1987 Gianfranco Fini, Jahrgang 1952
und damit nicht mehr aus der Gefolgschaft Mussolinis kommend,
Nachfolger Almirantes wurde. Die Publizisten Goffredo Locatelli und
Daniele Martini bemerkten in ihrer Fini-Biographie von 1994, dass er
schon immer wusste, "den Schlagstock zu gebrauchen", sich aber "nie an
der Spitze einer Demonstration" zeigte. Nach seiner Wahl habe er
bekannt: "Unsere Pflicht ist es, dem Weg des Lehrmeisters des
Faschismus in seiner klarsten Interpretation zu folgen".

Einen verhängnisvollen Auftrieb gab die Niederlage des Sozialismus
1989/90 der rechtsextremen Entwicklung. Die Revisionisten innerhalb
der IKP nutzten diesen Einschnitt, um ihre seit den 1970er Jahren
angestrebte Umwandlung in eine sozialdemokratische Linkspartei
(Partito Democratico della Sinistra - PDS) an der Jahreswende 1990/91
zu verwirklichen. Als dann das alte bürgerliche Parteiensystem im
Korruptionssumpf 1992 zusammenbrach, befürchteten die reaktionären und
rechtsextremen Kräfte, die nunmehr sozialdemokratischen Ex-Kommunisten
könnten die Parlamentswahlen gewinnen. In dieser Situation brachte die
von der CIA in Italien schon in den 1970er Jahren zur Verhinderung
einer Regierungsbeteiligung der IKP gebildete faschistische Putschloge
Propaganda due (P2) Silvio Berlusconi als ihren Mann an die Macht. Wie
die Publizisten Giovanni Ruggeri und Mario Guarino 1994 in ihrem Buch
"Berlusconi - Showmaster der Macht" nachwiesen, hat die P2 dem
früheren Bauunternehmer sein riesiges Medienimperium mit dem Konzern
Mediaset finanziert, aus dem seine Partei Forza Italia (FI)
hervorging.

Im Februar 1991 entstand mit der sogenannten Lega Nord eine
rechtsextreme Partei, die sich zur berüchtigten faschistischen
deutschen Blut- und Boden-Ideologie bekannte und die reichen
Nord-Regionen vom Zentralstaat abspalten wollte. Ihr offener Rassismus
richtete sich selbst gegen die Neapolitaner, deren Fußballklub in
Mailand mit Spruchbändern empfangen wurde: "Was Hitler mit den Juden
gemacht hat, wäre auch das Richtige für Napoli". Später gipfelten
solche Ausfälle in Bekundungen seitens der Lega in Aussagen, wonach es
leider "leichter [sei], Ratten zu vernichten als Zigeuner
auszurotten".

1994 und 2001 - eine "schwarze Regierung"

Um Distanz zum Mussolini-Faschismus zu demonstrieren taufte Fini die
MSI in Alleanza Nazionale (AN) um. 1994 half diese zusammen mit der
Lega Nord Berlusconi an die Macht und war bis 2011 in drei seiner
Regierungen vertreten. Dem Kabinett Berlusconis von 1994 gehörten
nachweislich drei Minister der als verfassungsfeindlich aufgelösten P2
an. Die Zeitung il manifesto charakterisierte das Kabinett am
15. Mai 1994 als "eine schwarze Regierung aus Faschisten und
Monarchisten, Lega-Leuten und christdemokratischem Schrott,
Industriellen, Anwälten und Managern der Fininvest", der Holding der
über 300 Unternehmen Berlusconis.

Bürgerliche Medien verharmlosten das faschistoide Regime Berlusconis
und seine Verbündeten als konservativ, rechtsnational, in jüngster
Zeit gern rechtspopulistisch oder setzten es auch nur den früheren von
der DC gebildeten rechten Zentrumsregierungen gleich. Der damalige
deutsche Bundeskanzler Helmut Kohl empfing den Hitlerbewunderer
Berlusconi zum ersten Staatsbesuch in Bonn und nannte dessen
Regierungsbildung mit den Faschisten "einen historischen Augenblick".
Während Fini in Rom Mussolini als "größten Staatsmann des
Jahrhunderts" und dessen "gute Taten" feierte, die Säuberung
öffentlicher Dienste "von linken Elementen" begann, schwadronierte
Kohl vom "gemeinsamen Aufbau der Demokratie in beiden Ländern". Die
FAZ schrieb am 23. April 1994, mit der Aufnahme der AN in die
Berlusconi-Regierung sei ein "Tabu des Vergangenheitserbes gebrochen",
was "Auswirkungen im ganzen 'westlichen' Europa" haben werde, womit
das Blatt Recht behalten sollte. Der liberale Mailänder Rechtsgelehrte
Mario Losano charakterisierte 1995 in seinem Buch "Sonne in der
Tasche. Italienische Politik" Berlusconis Mediendiktatur als eine
"Medien-Agora", und "Erbin der 'ozeanischen Versammlungen' der
Mussolinizeit", mit der er den "Duce" in der Massenbeeinflussung noch
übertreffe. Selbst der konservative Kolumnist des Mailänder
Corriere della Sera Indro Montanelli sah in Berlusconi eine Art
"lächelnden Diktator" und durchaus "neuen Mussolini".

Mit der Allianz Berlusconis kam der Faschismus in alten, vor allem an
der AN sichtbaren Formen, gleichzeitig in neuen, verdeckten
Erscheinungen an die Macht. Domenico Losurdo verwies in Ausgabe 4_2000
der Marxistischen Blätter auf ein typisches Wesensmerkmal dieser alten
und neuen Erscheinungen: den Expansionismus. Und tatsächlich sollte
sich Berlusconi zur US-amerikanischen Bush-Administration bekennen,
die im Begriff war, zur Durchsetzung ihres Weltherrschaftsstrebens
"eine offene terroristische Diktatur zum Schaden der Völker der ganzen
Welt zu errichten". Für die "Schandtaten", welche die USA-geführte
NATO gerade auf dem Balkan beging, ließ sich, so Losurdo, "ein Vorbild
nur im Wirken Mussolinis finden". Nur als Fakt soll hier angeführt
werden, dass sich Italien seitdem weltweit an 13 Kriegseinsätzen
beteiligte, darunter 2003-06 am völkerrechtswidrigen USA-Überfall auf
Irak.

Während des G8-Gipfels vom 18. bis 22. Juli 2001 in Genua versuchte
die im Mai desselben Jahres nach einem Wahlsieg zum zweiten Mal an die
Macht gekommene Koalition Berlusconis mit der blutigen Niederschlagung
der Massenproteste durch 15.000 Polizisten und Carabinieri, die
AN-Chef und Vizepremier Gianfranco Fini persönlich kommandierte, zur
Errichtung eines offen terroristischen Regimes überzugehen. Auf dem
vorangegangenen EU-Gipfeltreffen in Göteborg hatte Berlusconi
angekündigt, Italien von Kommunisten und Ex-Kommunisten - den
sozialdemokratisch gewendeten Linken - zu "befreien". Augenzeugen in
Genua sprachen von einer "chilenischen Nacht". Mehr als 600 Personen
wurden in "Gefangenensammelstellen" inhaftiert, über 300 Demonstranten
zum Teil schwer verletzt. Festgenommene wurden unter Hitler- und
Mussolini-Bildern misshandelt und mussten "Viva il Duce" rufen. Die
Polizisten skandierten dazu: "Uno, due, tre - Viva Pinochet." Der
23jährige Student Carlo Giuliani wurde von einem Polizeifahrzeug aus
gezielt erschossen. Der Politikwissenschaftler Bodo Zeuner von der FU
Berlin sagte, wenn Spezialeinheiten der Polizei "politisch unliebsame
Personen, wie in Genua geschehen, mitten in der Nacht überfallen und
brutal, ja lebensgefährlich verprügeln, dann ist es zu Folterkellern
wie denen der SA im Deutschland von 1933 nur noch ein Schritt". Der
Versuch, eine offen terroristische faschistische Herrschaft zu
errichten, scheiterte an den in Genua einsetzenden Protesten von
300.000 Menschen.

Erbe des "übelsten Faschismus"

Nach Genua verstärkte sich der von den Arbeitern getragene Widerstand
gegen Berlusconi. Wissenschaftler, Juristen, Schriftsteller und
Künstler solidarisierten sich damit. Literaturnobelpreisträger Dario
Fo warnte vor einer "Etablierung des Faschismus". Für Umberto Eco
verkörperte Berlusconi ein Erbe des "übelsten Faschismus". Antonio
Tabucchi nannte in seiner Erzählung "Im Reich des Heliogabal - Ein
Aufruf gegen die Diktatur des Wortes" Berlusconis Mediendiktatur "eine
orientalische Form der Despotie nach jener Art, die Heliogabal über
Rom errichtet hatte". Den Protesten schlossen sich die
Kulturschaffenden Luigi Malerba, Angelo Bolaffi, Silvia Ballestra,
Nanni Moretti und Stefano Benni an. 200 bekannte Intellektuelle
unterschrieben einen Appell der Wissenschaftler Gian Mario Anselmis
und Alberto Asor Rosas, der dazu aufrief, die "grundlegenden
Freiheiten der Demokratie und des zivilen Lebens" zu verteidigen. Sie
alle stempelte Berlusconi seinerseits zu "übelsten Kommunisten" oder
zu ihren Komplizen ab. Juristen, die seine kriminellen Machenschaften
enthüllten, diffamierte er als "rote Richter, welche die Regierung
stürzen wollten". Der für seine mutigen Untersuchungen faschistischer
Attentate bekannte Mailänder Generalstaatsanwalt Gerardo D'Ambrosio,
appellierte, den verfassungsfeindlichen Machenschaften Berlusconis
entgegenzutreten, sonst werde "die Demokratie im Dunkel der Nacht
versinken".

2007 taufte Berlusconi seine FI auf den schillernden Namen Popolo
della Libertà (PdL - Volk der Freiheit) um, was er als Neugründung
ausgab. Eine 2006 ins Amt gekommene Mitte-Links-Regierung unter dem
Christdemokraten Romano Prodi brachte er 2008 durch Bestechung eines
Senators, der für zwei Millionen Euro auf seine Seite wechselte, zu
Fall. Bei den vorgezogenen Parlamentswahlen malte er wieder das alte
Gespenst der "roten Gefahr" an die Wand, verketzerte die
Linksdemokraten als "Stalinisten", diffamierte Prodi als
"Oberkommunisten", der "eine rote Diktatur" errichten wolle. Sich
selbst verglich er mit Churchill, Napoleon und gar mit Jesus. Um sich
Stimmen aus dem Lager der faschistischen Hardliner zu sichern, holte
er die "Duce"-Enkelin Alessandra Mussolini, Führerin der Azione
Sociale, einer kleinen Rechtspartei, die sich von Finis AN abgespalten
hatte, ins Boot. Im April 2008 erreichte seine Allianz fast 46 Prozent
und bildete die letzte, dritte Regierung unter seiner Führung.

Fini, der Parlamentspräsident wurde, trat nun im März 2009 mit seiner
AN der PdL bei. Sein Ziel war, dessen Führung zu übernehmen. Als er
damit scheiterte, verließ er im April 2010 mit 36 Abgeordneten seiner
früheren AN die PdL. Gleichzeitig gründete er eine neue Partei namens
Future e Libertà Fini spielte den geläuterten Faschisten, kritisierte
den diktatorischen Führungsstil Berlusconis, distanzierte sich von der
rassistischen Einwanderungspolitik der Lega und plädierte, "wieder zu
klaren politischen Lagern" zu kommen. Seine neue "Mitte-Rechts-Partei"
werde"nicht automatisch zu allem Nein sagten, was die Linke vorbringt,
sondern in einigen Fragen die Übereinkunft mit ihr suchen".

Fini handelte im Interesse einflussreicher Kapitalkreise, die sich
anschickten, den Mediendiktator fallen zu lassen. Die Financial
Times Deutschland schrieb am 6. April 2010: "Berlusconis
Ex-Parteifreunde basteln Gegenbündnis". Berlusconis über den üblichen
Rahmen der Herrschaft der Großbourgeoise hinausgehender faschistisch
geprägter Regierungskurs, der den letzten Rest von bürgerlicher
Demokratie zur Makulatur werden ließ, führte zu einer immensen
Belastung für das politische Establishment und beunruhigte führende
Kapitalkreise. Vor Berlusconi übernahm für gewöhnlich ein Repräsentant
der sogenannten "politisch herrschenden Klasse" die
Regierungsgeschäfte; vertrat die Interessen des Kapitals und sorgte
möglichst für einen Ausgleich gegensätzlicher Positionen. Diesen
Grundsatz hatte Berlusconi als reichster italienischer Kapitalist
durchbrochen und eine Personalunion von (seinem) Kapital und
politischer Exekutive hergestellt. Immer mehr Unternehmer wurden es
leid, dass der Regierungschef sein Amt vor allem zum Wirtschaften in
die eigene Tasche nutzte. Angesichts der sich verschärfenden
internationalen Wirtschafts- und Finanzkrise wurde befürchtet, der
ständig mit seinen Strafprozessen belastete Berlusconi werde die
Situation nicht in den Griff bekommen. Ihnen schwebte die Rückkehr zu
einer Art Neuauflage des von der alten DC angeführten
Regierungssystems vor, in dem diese wechselnd Koalitionen der linken
oder rechten Mitte bildete.

2011 - das Kapital lässt Berlusconi fallen

Nachdem sich am 11. Juli 2011 eine Krisensitzung in Brüssel mit
Italien befasste und eine Herabstufung der Kreditwürdigkeit drohte,
gab FIAT-Präsident und Agnelli-Erbe Luca Cordero di Montezemolo
Berlusconi "die Schuld am Bankrott" des Landes und der "beispiellosen
Staatskrise". Im Mailänder Espresso und in der römischen
Repubblica war zu lesen, dass der Regierungschef "die
persönlichen Interessen über die des Staates" stellt und "das Ansehen
des Landes in Europa beschädigt". Nach einem Generalstreik im
September und danach anhaltenden Massendemonstrationen mit nicht mehr
zu überhörenden Rufen nach dem Rücktritt des korrupten Regierungschefs
trat Berlusconi am 12. November 2011 als Ministerpräsident zurück.

Mitte-Links befand sich im Auftrieb. Bei vorgezogenen Parlamentswahlen
wäre es möglich gewesen, Berlusconi ins endgültige "Aus" zu befördern.
Der sozialdemokratische Staatspräsident Giorgio Napolitano(2) rettete
ihn vor dieser Niederlage und beauftragte den früheren EU-Kommissar
Mario Monti mit der Bildung einer Übergangsregierung der sogenannten
"nationalen Einheit" aus allen Parteien, die dann bis zum Ende der
Legislaturperiode 2013 amtierte. Das rechtsextreme Lager übte sich in
kosmetischen Korrekturen. Wie Fini wollte nun auch Berlusconi das
Odium seiner faschistoiden Vergangenheit loswerden, und erklärte allen
Ernstes, er stehe mit seinem PdL für eine "moderate Rechte". Auch die
Lega, deren Chef Umberto Bossi nach einem Korruptionsskandal
zurücktreten musste, distanzierte sich verbal vom Rassismus. Zuvor
hatte der von ihr gestellte Innenminister Roberto Maroni, Einwanderer
in Lager sperren und das Feuer auf Flüchtlingsboote eröffnen wollen.

Die Parlamentswahlen am 24./25. Februar 2013 führten zu einem Patt
zwischen Mitte-Links und dem rechtsextremen Lager. Die Koalition der
Demokratischen Partei (PD) und der Linkspartei Sinistra Ecologia
Libertà erreichte im Parlament mit etwa 31 Prozent den ersten Platz
und lag auch im Senat knapp vom. Der PD profitierte in der
Abgeordnetenkammer vom im italienischen Wahlrecht vorgesehenen
Siegerbonus, der dem Wahlsieger 340 von 630 Sitze zuspricht.
Berlusconi kam mit seiner Partei. sowohl im Parlament als auch im
Senat knapp auf Platz zwei. Die neu entstandene rechtslastige
Protestpartei Fünf Sterne (M55) belegte mit 25,5 Prozent in beiden
Kammern den dritten Platz. Deren Parteichef Beppe Grillo hielt enge
Kontakte zur britischen UKIP, mit der er in Straßburg eine gemeinsame
Fraktion bilden wollte.

Nach dem Wahlsieg der PD wurde der frühere rechte Christdemokrat
Matteo Renzi Parteichef und 2014 Ministerpräsident. Damit geschah das,
was Cordero di Montezemolo nach dem Sturz Berlusconis im manager
magazin vom September 2012 gefordert hatte: eine Erneuerung "der
politisch herrschenden Klasse Italiens". Symptomatisch dafür war ein
Treffen Renzis mit dem Präsidenten des italienischen
Industriellenverbandes Confindustria, Giorgio Squinzi, am 3. November
2014, in dem der Premier den Unternehmern versicherte, er werde vor
den Gewerkschaften "keinen Schritt zurückweichen", sein
"Stabilitätsgesetz" werde "kein Gegenstand von Verhandlungen mit den
Gewerkschaften sein" und er werde sich auch in der PD nicht aufhalten
lassen. Squinzi dankte Renzi herzlich und versicherte, dass "die
Unternehmer mit ihm sind". Es wurde deutlich, dass die führenden
Kapitalkreise nun in Renzis PD, ihren besseren Interessenvertreter
sahen. Mit seinem arbeiter- und gewerkschaftsfeindlichen
Regierungskurs knüpfte Renzi am Erbe der alten DC an.

Die Situation heute - Faschisten bleiben Reserve

Drei Hauptkräfte verkörpern derzeit das rechtsextreme Lager in
Italien: 1.) Die aus der AN hervorgegangenen Partei Fratelli d'Italia
(FdI) mit der 40-jährigen Journalistin Giorgia Meloni an der Spitze.
In typisch faschistischer Demagogie führen sie als Namen den Titel der
1947 bei der Annahme der Verfassung der Italienischen Republik
verkündeten, in der Revolution von 1848 komponierten Nationalhymne
"Brüder Italiens". Meloni war zwischen 2008 und 2011 unter Berlusconi
Jugend- und Sportministerin. 2.) Die Lega Nord unter dem 44-jährigen
Journalisten Matteo Salvini, seit 2004 EU-Parlamentarier, seit 2013
Lega-Chef. 3.) Die wieder als Forza Italia firmierende Partei des
80-jährigen und herzkranken Ex-Premier Silvio Berlusconi, dessen
Führungsrolle in seiner durch mehrere Abspaltungen geschwächten Partei
umstritten ist. Seinen demagogisch verkündeten Kurs einer "moderaten
Rechten", auf dessen Grundlage er die extreme Rechte einigen will,
lehnen FdI und Lega ab. Meloni, die gerne nationalistische Parolen
schwingt, gilt als ausgesprochene faschistische Hardlinerin. Die Lega
agiert wieder unter einem offenen Rassismus, seit jeher Bestandteil
faschistischer Ideologie. Ihre separatistische Linie der Abspaltung
der Nordregionen Italiens vom Zentralstaat hat die Lega unter Salvini
aufgegeben und stellt sich gesamtnational auf. Wie Salvini stellt auch
Meloni die enge Verbundenheit mit Frankreichs Front-National-Chefin
Marine Le Pen heraus, von deren zweiten Platz beider dortigen
Präsidentschaftswahl eigener Auftrieb erwartet wird. Meloni
unterstützt Salvinis Anspruch auf die Führung einer rechtsextremen
Allianz bei den spätestens im Frühjahr 2018 in Italien anstehenden
Parlamentswahlen. Berlusconi könne sich dem anschließen, wenn er die
Zusammenarbeit mit Renzi beendet und seine FI aus der Fraktion der
Europäischen Volkspartei in Straßburg austrete, sagte Meloni zuletzt
im Interview für die Huffington Post am 21. März.

Bei Wahlen sind die außerhalb der drei großen rechtsextremen Parteien
meist als Stoßtrupps der Lega oder der FdI agierenden faschistischen
Organisationen wie Casa Pound, die Forza Nuova oder auch die in
zahlreichen Städten vertretenen Nazi-Skins, deren Mitglieder zusammen
auf mehrere Zehntausend geschätzt werden, als nicht unbeträchtliches
Stimmenreservoir in Rechnung zu stellen. Sollte das rechtsextreme
Lager seine Zerstrittenheit überwinden und seine Stimmen vereinen,
bleibt eine Rückkehr von Faschisten und Lega-Rassisten an die
Regierung in Rom eine ernst zu nehmende Gefahr.


Dr. Gerhard Feldbauer war viele Jahre als
Pressekorrespondent in Rom tätig. Er habilitierte mit einer Arbeit zur
Geschichte des italienischen Neofaschismus.


Anmerkungen

(1) Zu den ausführlichen Quellen siehe G. Feldbauer: "Geschichte
Italiens vorn Risorgimento bis heute" (2. aktualisierte Ausgabe) und
die Kurzfassung "Geschichte Italiens" (PapyRossa, Köln 2015, bzw.
2017).

(2) Zur Karriere des Ex-Kommunisten siehe G. Feldbauer: Die Niederlage
der Linken und der Renegat Napolitano. Reihe "Konsequent" der DKP
Berlin, Heft 1/2015.

 * 

Quelle:

Marxistische Blätter, Heft 4-17, 55. Jahrgang, S. 69-78

Redaktion: Marxistische Blätter

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201/23 67 57, Fax: 0201/24 86 484

E-Mail: redaktion@marxistische-blaetter.de

Internet: www.marxistische-blaetter.de

 

Marxistische Blätter erscheinen 6mal jährlich.

Einzelheft 9,50 Euro, Jahresabonnement 48,00 Euro.



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





VORWÄRTS/1351: Schweigen und Verschleppung


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 01/02 vom 18. Januar 2018

Schweigen und Verschleppung

von Peter Nowak



Ein neues Buch über das Leben von Roman Rosdolsky und dessen
Frau Emmy, die Trotzki nahestanden, gibt die Möglichkeit, das Werk
eines wenig bekannten marxistischen Ökonomen kennenzulernen.


"Mit permanenten Grüssen" ist eine merkwürdige Form, sich zu
verabschieden. Manche dürften sich dabei an Trotzkis Theorie von der
permanenten Revolution erinnert fühlen. Und damit liegen sie richtig.
Emmy und Roman Rosdolsky, deren Leben das im Mandelbaumverlag
veröffentlichte Buch gewidmet ist, hätten sich wohl selber nie als
TrotzkistInnen bezeichnet. Doch sie standen dem russischen
Revolutionär nahe, wenn sie auch durchaus kritisch mancher politischen
Wendung von Trotzki und noch mehr seinen EpigonInnen gegenüberstanden.
Das optisch ansprechend gestaltete Buch macht die LeserInnen mit zwei
MarxistInnen bekannt, die von früher Jugend bis an ihr Lebensende
ihren Idealen treu geblieben sind.


Hohe Ansprüche

Roman Rosdolsky dürfte manchen als Pionier der Marx'schen Werttheorie
ein Begriff sein. Seine Schrift "Entstehungsgeschichte des Marx'schen
'Kapital'" erfuhr in den späten 1970er und frühen 1980er Jahren
mehrere Auflagen und gilt als "Standardwerk der Marxforschung". Doch
Rosdolsky starb, bevor das Buch veröffentlicht wurde. Auch einen
geplanten Vortrag auf einer internationalen Marx-Konferenz zum 100.
Jubiläum der Fertigstellung der ersten Ausgabe des Kapitals in
Frankfurt/Main konnte er nicht mehr halten. Wegen seiner Erkrankung
musste er seine Teilnahme absagen und wenige Wochen später starb er.
So konnte er auch nicht mehr erleben, wie die ausserparlamentarische
Bewegung in den USA und Europa Rosdolsky die Anerkennung verschafft
hat, die er Zeit seines Lebens oft vermisste. In dem Buch werden
verschiedene Briefe zitiert, in denen Rosdolsky bezweifelte, ob sein
Manuskript je veröffentlicht werden wird. Gelegentlich fragte er sich,
ob er einen Text zu Marx schaffen kann, der seinen hohen Ansprüchen
gerecht wird. FreundInnen und GenossInnen sprachen ihm immer wieder
Mut zu. Tatsächlich hatte Rosdolsky keinen Grund, an seinen
Fähigkeiten zu zweifeln, das ökonomische und philosophische Werk von
Karl Marx zu analysieren und einzuordnen. Der Marxist Ernest Mandel
schrieb in der Einleitung seines viel gelesenen Hauptwerks "Der
Spätkapitalismus": "Die grösste Schwierigkeit beim Verfassen des
Buches war die Tatsache, dass Roman Rosdolsky, jener politische
Ökonom, der mir inunseren Tagen theoretisch und politisch am meisten
nahestand, starb, bevor ich mit der Arbeit daran beginnen konnte."
Mandel widmete Rosdolsky sein Buch.


Über beide Rosdolskys

In den letzten Jahren war er weitgehend vergessen und nur noch einem
kleinen Kreis von WertkritikerInnen bekannt. Mit diesem Buch zu seinem
50. Todestag verschafft ihm und seiner Frau und Genossin der
Rosdolsky-Kreis wieder die verdiente Aufmerksamkeit und regt zur
Beschäftigung mit seinen Schriften an. Im Rosdolsky-Kreis hat sich
eine Runde von unabhängigen Linken in Österreich zusammengefunden, die
über die Lektüre der "Entstehungsgeschichte des Marx'schen 'Kapital'"
auf die beiden MarxistInnen aufmerksam geworden sind. Sehr erfreulich
ist, dass sie Emmy Rosdolsky gleichberechtigt in dem Buch behandelt
haben. Sie war schliesslich selber von frühester Jugend an in der
sozialistischen Bewegung engagiert und in den USA und in Österreich
jahrelang in der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit aktiv. Sie hat mit
ihrem Gehalt mit dafür gesorgt, dass Roman Rosdolsky seine
langjährigen Forschungen betreiben konnte.


Die Bewegung der frühen Ukraine

Von frühester Jugend in der sozialistischen Bewegung seines
Herkunftslandes Ukraine aktiv, nahm er sich nicht die Zeit für Studium
und Ausbildung. Er beteiligte sich an den Auseinandersetzungen
innerhalb der zersplitterten sozialistischen Bewegung am Vorabend der
Russischen Revolution. Die politischen und gesellschaftlichen
Konflikte im zerfallenden Habsburger Imperium der Jahre 1915/1918
werden in dem Buch gut vermittelt. Es ist so auch ein Buch über eine
weitgehend unbekannte Geschichte der sozialistischen und
kommunistischen Bewegung der frühen Ukraine. Es vermittelt die
leidenschaftlichen Diskussionen der damaligen ukrainischen Linken über
die Frage der nationalen Selbstbestimmung. Die Schriften des
österreichischen Sozialdemokraten Otto Bauer wurden ebenso rezipiert
wie die von Lenin und Rosa Luxemburg. Hier vermitteln die AutorInnen
einen lebendigen Überblick über eine linke Debatte, die einerseits
zeitlich weit entfernt, aber doch sehr aktuell scheint. Schliesslich
wiederholte sie sich nach 1989, als die Nationalstaaten erneut
entstanden, die Debatte über die Sinnhaftigkeit dieser Entwicklung.
Rosdolsky befasste sich auch früh mit der Geschichte der ukrainischen
Bauern- und Landarbeitergewerkschaft. Diese Schriften wurden in den
späten 1950er Jahren in Polen veröffentlicht, obwohl die Rosdolskys zu
den KritikerInnen der Entwicklung der Sowjetunion seit Ende der 1920er
Jahre gehörten. In der heutigen Ukraine hingegen wurde eine geplante
Herausgabe von Schriften von und über Roman Rosdolsky gestoppt. In
einem Staat, in dem ein Pro-Faschist wie Bandera wieder als
Nationalheld gefeiert wird, ist kein Platz für entschiedene
SozialistInnen und AntifaschistInnen.


Das Schweigen über Auschwitz

Über die persönlichen Angelegenheiten der Rosdolskys liest man in dem
Buch wenig. Das Gerüst sind die Schriften und
Diskussionsveranstaltungen. Ein eigenes Kapitel nimmt die
Verfolgungsgeschichte der Rosdolskys ein. Er war ein Jahr in Auschwitz
inhaftiert und wurde von dort nach Ravensbrück, dann nach
Sachsenhausen deportiert. Er gehörte zu den Überlebenden eines
Todesmarsches. "Immer derselbe Traum. Ich komme irgendwie wieder ins
KZ, obwohl der Krieg schon aus ist, und ich muss die ganze Suppe noch
mal auslöffeln", vertraute er viele Jahre später seinem Freund an, dem
Psychoanalytiker Ernst Federn. Seine Enkelin Diana Rosdolsky schreibt
in einem Kapitel über das Schweigen, über die Verfolgung und vor allem
seine Verschleppung nach Auschwitz in seiner Familie. Er war als
Kommunist und nicht als Jude inhaftiert, sah aber tagtäglich, wie in
der Todesfabrik Menschen vernichtet wurden. "In Auschwitz arbeitet
Roman in einer Tischlerei, in welcher ständig darüber gestritten wird,
ob die Fenster offen oder geschlossen gehalten werden sollen. Dies
wird verständlich, angesichts des fürchterlichen Gestanks, brennender
Leichen, die bei offenen Fenstern umso ungehinderter in die Räume
dringt", schreibt Diana Rosdolsky.

Es ist erfreulich, dass jetzt die Gelegenheit besteht, sich mit den
Leben und den Werken dieser zwei MarxistInnen vertraut zu machen. In
der Einleitung schreiben die HerausgeberInnen, dass der Optimist
Rosdolsky Zeiten der Krise für die theoretische und praktische
Weiterentwicklung nutzte. Wenn die LeserInnen das Buch ebenfalls in
diesem Sinne verstehen würden, wäre viel gewonnen. Dass der
Rosdolsky-Kreis ihr Buch "Den Verdammten der Erde" gewidmet hat,
dürfte ganz im Sinne der beiden NamensgeberInnen sein.


Rosdolsky-Kreis (Hrsg.): Mit permanenten Grüssen.

 Mandelbaum-Verlag, Wien 2017. 22 Euro.
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FEATURE/965: Deutschlandfunk - Der Geldverteiler von Salzburg, 9.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Geldverteiler von Salzburg

Von Ulrich Land und Stefan Selke

Dlf 2018

Das Feature

Freitag, 9. Februar 2018, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Tauben picken an weggeworfenen Mozartkugeln, Festspielgäste spiegeln
sich in glänzenden Schaufenstern und zupfen ihre Garderobe zurecht:
Salzburg. Mitten in der Zuckerbäcker-Idylle ein Container: FairSharEUR
steht in großen Lettern darauf. Auf der Rückseite eine Tür. Durch die
kann eintreten und Geld abgeben, wer mehr hat, als er braucht und das
auch weiß. Vielleicht trifft er beim Rauskommen den, der es dringend
nötig hat. Max Luger ein ehemaliger Banker, Mönch und Pfarreiassistent
installierte als Pensionär den FairSharEUR-Container auf dem
Mirabellplatz und betreibt ihn im Alleingang. Dabei geht es ihm nicht
um Almosen, er sammelt Spenden in beliebiger Höhe und verteilt sie in
100-EUR-Scheinen. Max Luger will jetzt Hand anlegen und nicht warten,
bis die Welt die Ungleichverteilung des Geldes irgendwie gelöst hat.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de
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TALK/1544: Deutschlandfunk Kultur - Peter Handke gibt Einblicke in seine Tagebücher, 9.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Sprachreflexe

Peter Handke gibt im Gespräch mit Ulrich von Bülow Einblicke in seine
Tagebücher

Auszüge einer Veranstaltung im Deutschen Literaturarchiv in
Marbach

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 9. Februar 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Seit 40 Jahren führt der österreichische Schriftsteller Peter Handke
Tagebuch: Immer hat er ein solches Notizbüchlein dabei und notiert
darin alles Mögliche: Alltagsbeobachtungen, Aphorismen, literarische
Skizzen, Reisenotizen. 151 solcher Hefte hat er in den letzten 25
Jahren gefüllt und diese Ende letzten Jahres als Vorlass dem
Literaturarchiv Marbach übergeben. Den ersten Teil seiner Tagebücher,
die er in den Jahren 1975-1990 geführt hatte, überließ Handke bereits
2005 dem Literaturarchiv. 'Zeitkapsel' heißt eine Veranstaltungsreihe
in Marbach, innerhalb derer auch die Öffentlichkeit Einblick in die
Bücher nehmen konnte.

 * 

Quelle:
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KURSUS/1681: Unna - "Einführung in Windows 10", 4 Termine ab 20.2.2018


VHS-Aktuell: Einführung in Windows 10 



Kreisstadt Unna. Die VHS-Veranstaltung "Einführung in Windows 10"
führt an vier Vormittagen ab Dienstag, 20. Februar 2018 in die
Bedienung und Handhabung von Windows 10 ein. Der Einstieg in das
aktuelle Windows-Betriebssystem fällt nicht immer leicht.
Arbeitsoberfläche und Nutzungsweise haben sich verändert, sind
ungewohnt und machen insbesondere Einsteigerinnen und Einsteigern
zunächst die Orientierung in Windows 10 schwierig.

In einer Grundlagenschulung bietet die VHS Unna Fröndenberg
Holzwickede allen Interessierten einen systematischen Einstieg in das
Betriebssystem Windows 10 von Microsoft an. Die Kursteilnehmenden
lernen die grundlegende Arbeitstechnik der Software sowie die
Bildschirmsteuerung per Maus oder Touchscreen kennen. Auch wird
gezeigt, wie man die Benutzeroberfläche einrichtet, mit
vorinstallierten Apps und Programmen arbeitet sowie neue Apps aus dem
Windows-Store erwirbt. In der Kursgebühr sind die Kosten für ein
Arbeitsbuch zum Vor- und Nachbereiten enthalten.

Voraussetzungen: Umgang mit Maus und Tastatur. Erste Erfahrungen mit
dem PC/Laptop. Der eigene Laptop kann zum Kurs mitgebracht werden. Die
VHS haftet nicht für private Geräte.

Das Seminar "Windows 10 - Grundlagen" mit der Kursnummer 181-4202
findet am 20.02., 22.02., 27.02. und 01.03.2018 zwischen 08.45 Uhr und
11.00 Uhr im Raum 003 im zib in Unna statt. Die Gebühr für die
Veranstaltung beträgt 56 Euro inklusive 6 Euro für ein Arbeitsbuch,
ermäßigt 42 Euro inklusive 6 Euro für ein Arbeitsbuch.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf den Seiten 52 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Grundlagen / Betriebssystem" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre,
02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. Februar 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1680: Bonn - "Lohn und Gehalt bei der VHS Xpert Business", 11 Termine vom 19.2.-9.4.


Grundlagenkurs Lohn und Gehalt bei der VHS Xpert Business



BN - An insgesamt elf Abenden vermittelt ein Xpert Business-Kurs
Grundlagen der Lohnbuchführung. Er findet statt im Beethoven-
Gymnasium, Adenauerallee 51-53, ab dem 19. Februar bis zum 9. April
2018, montags und mittwochs, jeweils von 17.30 bis 21.30 Uhr.
Vorkenntnisse in der Finanzbuchführung sind zur Teilnahme nicht
erforderlich. Weitere Infos gibt es unter www.vhs-bonn.de oder unter
Telefon 0228 - 77 49 05.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. Februar 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn
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KURSUS/1679: Bonn - "Excel-Auffrischung und mehr", 5 Termine ab 19.2.2018


VHS-Kurs: Excel-Auffrischung und mehr



BN - Wer bereits mit Excel in Berührung gekommen ist und die
Kenntnisse auffrischen und erweitern möchte, ist in diesem Kurs
richtig. Themen sind z.B. ersten Excel-Formeln, Funktionen und
Grundrechenarten. Aber auch Tools wie bedingte Formatierung,
Datenkonsolidierung, Erstellen und Bearbeiten einfacher Diagramme bis
hin zu gängigen Funktionen wie Wenn-Dann-Sonst-Bedingung und Auswerten
von Tabellen mithilfe von Pivot. Das Kursmotto lautet "Lernen und
direkt ausprobieren". Das Kurstempo ist eher langsam. Der Kurs wird
auf Excel 2016 unterrichtet, ist aber auch für Anwenderinnen und
Anwender, die noch ältere Versionen (ab Version 2007) benutzen,
geeignet. Der Kurs findet statt fünfmal montags ab 19. Februar 2018
immer von 17.30 bis 19.30 Uhr in Bonn-Duisdorf, Kirchplatz 6. Weitere
Infos zum Kurs unter 0228 - 77 49 05, Anmeldung unter www.vhs-bonn.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. Februar 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000
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veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





NEUROLOGIE/942: Neue Glioblastom-Therapie mit einigen Fragezeichen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 01.02.2018

Neue Glioblastom-Therapie mit einigen Fragezeichen



Eine Studie, bei der bösartige Hirntumoren (Glioblastome) mit speziellen
"Wechselstromhauben" behandelt wurden, hat bei vielen schwer kranken
Patienten neue Hoffnungen geweckt. "Bei der Anwendung dieser sogenannten
Tumortherapiefelder gibt es jedoch noch einige offene Fragen", sagt
Professor Wolfgang Wick von der DGN. "Sämtliche betroffenen medizinischen
Disziplinen in Deutschland arbeiten derzeit an einer gemeinsamen
Strategie, um Wissenslücken zu schließen. Dabei gilt es, die möglichen
Vorteile der neuen Therapie in die Praxis zu bringen, aber auch,
unrealistische Hoffnungen zu vermeiden", so der Ärztliche Direktor der
Neurologischen Klinik am Universitätsklinikum Heidelberg.

Annähernd 700 Patienten mit einem neu diagnostizierten Glioblastom hatten
an der Studie teilgenommen, deren abschließende Ergebnisse vor Kurzem in
der Fachzeitschrift "JAMA" veröffentlicht wurden. Dabei hatte nach dem
Losprinzip ein Drittel der Patienten die Standardtherapie bekommen, bei
der die Tumoren zuerst operativ entfernt und verbleibende Krebszellen mit
einer kombinierten Strahlen- und Chemotherapie bekämpft werden. Zwei
Drittel bekamen zusätzlich die Tumorhauben, die mindestens 18 Stunden am
Tag getragen werden müssen.

Überlebenszeit um fünf Monate verlängert

Die Hauben erzeugen elektrische Wechselfelder, die sogenannten
Tumortherapiefelder (TTF), welche durch die Schädeldecke abgegeben werden
mit dem Ziel, die Teilung von Krebszellen zu verhindern. Patienten, die
eine solche Haube trugen, überlebten im Durchschnitt 20,9 Monate gegenüber
16 Monaten für Patienten unter der Standardbehandlung. Betrachtet man die
Zeit, in der die Krankheit vorübergehend zum Stillstand gebracht wurde
(progressionsfreies Überleben), so waren es mit TTF 6,7 Monate und ohne
4,0 Monate (nach Abschluss der Strahlen- und konkomitanten Chemotherapie).
Als zusätzliche Nebenwirkungen gab es unter den TTF Hautreizungen bei etwa
der Hälfte der Patienten. Nicht gemessen wurde jedoch eine mögliche
psychische Belastung, die dadurch entstehen könnte, dass die Patienten die
mit einem Kabelstrang versorgte Haube dauerhaft auf dem Kopf tragen
müssen.

"Wir sehen in den TTF Potenzial; möglicherweise sind sie eine sinnvolle
Behandlungsergänzung", sagt Professor Uwe Schlegel (Bochum), einer der
federführenden Autoren für die Leitlinie "Hirntumoren" der DGN und
Mitglied im Beirat der Neuroonkologischen Arbeitsgemeinschaft in der
Deutschen Krebsgesellschaft. "Für eine abschließende Bewertung ist jedoch
eine vom Hersteller der Geräte unabhängige Studie wichtig", so Schlegel.
Für die Systeme wird nämlich ein intensives Marketing betrieben. Anträge
auf Erstattung der Kosten von monatlich etwa 23.000 Euro pro Patient
werden von den Krankenkassen in Deutschland meistens bewilligt.

Dabei sind die Patienten wie auch in der aktuellen Studie in häufigem
Kontakt mit medizinisch-technischen Firmenvertretern. "Es ist nicht
auszuschließen, dass dies zusätzliche Unterstützung gegeben haben könnte,
denn es gab weder in früheren Untersuchungen noch in der aktuellen Studie
eine echte Kontrollgruppe", so Wick.

Natürlich hat sich die Nachricht von dem möglicherweise
lebensverlängernden Effekt unter Glioblastom-Patienten herumgesprochen. In
manchen Tumorzentren werden die "Wechselstromhauben" nur von einigen
wenigen Personen pro Jahr verlangt, in anderen sind es bis zu 20 Prozent
der Patienten. Eine Empfehlung zur Durchführung der Therapie in den
nationalen oder Europäischen Leitlinien existiert aber nicht, sie ist in
den Europäischen wie auch US-amerikanischen Leitlinien lediglich als eine
Option erwähnt.

Hohe Kosten, intensives Marketing

"Vor diesem Hintergrund verwundert das intensive Marketing der Firma
Novocure ebenso wie der Wunsch, eine kommerzielle
Anwendungsbeobachtungsstudie durchzuführen. Die im Sommer letzten Jahres
publizierten Protokolle aus den Diskussionen beim für die Kostenerstattung
zuständigen Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) legen nahe, dass für
Deutschland eine weitere kontrollierte Studie durchgeführt werden soll,
bevor über eine allgemeine Kostenerstattung gesprochen werden kann", so
Wick. "Stattdessen erfahren wir von Patienten, dass ihnen zugeraten wird,
die Hauben auch dann noch zu tragen, wenn die Krankheit wieder
fortschreitet, obwohl ein Nutzen in dieser Phase nicht nachgewiesen ist."

Ein Strohhalm für schwer kranke Patienten

"Viele Kollegen sehen die TTF kritisch, haben Zweifel an der Auswahl der
Patienten in der aktuellen Studie und halten es für möglich, dass nicht
die Methode selbst, sondern die zusätzliche Betreuung in der Studie die
Unterschiede in der Überlebensdauer erklären könnte", sagt Schlegel. Auch
viele Patienten sind zurückhaltend, wenn ihnen klar wird, dass die
Tumorfeldtherapie auch nur einen in wenigen Monaten zu bemessenden
Aufschub der Erkrankung bedeutet und nicht etwa Heilung. "Einmal begonnen,
stellt die Tumorfeldtherapie bei der lebensbedrohlichen Erkrankung einen
Strohhalm dar", so Wick.

Neurologen und Krebsärzte bieten in dieser Situation eine ausführliche und
offene Beratung an, und sie akzeptieren und unterstützen die Entscheidung
der Patienten. "Eine eindeutige Empfehlung können wir jedoch nicht
abgeben, bevor die positiven Resultate aus der aktuellen, vom Hersteller
finanzierten Untersuchung von einer weiteren, unabhängigen Arbeitsgruppe
im Vergleich zu einer Placebo-Behandlung bestätigt werden", so Wick
weiter.


Quellen

Stupp R et al.: Effect of Tumor-Treating Fields Plus Maintenance
Temozolomide vs Maintenance Temozolomide Alone on Survival in Patients
With Glioblastoma: A Randomized Clinical Trial. JAMA. 2017 Dec
19;318(23):2306-2316. doi: 10.1001/jama.2017.18718.

Pressemitteilung der Deutschen Gesellschaft für Neurologie vom 28. Oktober
2015: Tumortherapiefelder: Mit Strom gegen das Glioblastom?

- Die Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. (DGN)

sieht sich als neurologische Fachgesellschaft in der gesellschaftlichen
Verantwortung, mit ihren rund 9000 Mitgliedern die neurologische
Krankenversorgung in Deutschland zu sichern. Dafür fördert die DGN
Wissenschaft und Forschung sowie Lehre, Fort- und Weiterbildung in der
Neurologie. Sie beteiligt sich an der gesundheitspolitischen Diskussion.
Die DGN wurde im Jahr 1907 in Dresden gegründet. Sitz der Geschäftsstelle
ist Berlin.

www.dgn.org

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dgn.org/presse/pressemitteilungen/56-pressemitteilung-2018/3538-neue-glioblastom-therapie-mit-einigen-fragezeichen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1276

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V., Pressesprecher: Prof. Dr. med.

Hans-Christoph Diener, Essen, 01.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARTIKEL/832: Rückblick auf das "Bochum Treff - Tagung zum Thema Endoprothetik (idw)


Klinikum der Ruhr-Universität Bochum / 

Berufsgenossenschaftliches Universitätsklinikum Bergmannsheil GmbH - 02.02.2018

Bergmannsheil: "Bochum Treff" thematisiert die "unendliche Geschichte der
Endoprothetik"

170 Chirurgen tagten im Technologie- und Gründerzentrum



Pro Jahr werden in Deutschland rund 400.000 künstliche Gelenke
implantiert. Dabei handelt es sich um äußerst komplexe Eingriffe, die ein
umfassendes Verständnis der aktuellen Verfahren und Prothesentypen
erfordern. Der diesjährige "Bochum Treff", die überregional bedeutende
Fachveranstaltung der Chirurgischen Klinik des Bergmannsheil, widmete sich
gezielt dem Schwerpunkt Endoprothetik. Mehr als 170 Chirurgen und
Orthopäden tauschten sich zwei Tage im Technologie- und Gründerzentrum
"Alte Lohnhalle" kritisch zu neuen Trends und etablierten Methoden aus.
Die Teilnehmer waren sowohl aus dem gesamten Bundesgebiet als auch dem
angrenzenden Ausland angereist, um die traditionsreiche Veranstaltung zu
besuchen.

Welches Verfahren für welche Behandlungssituation?

"Der künstliche Gelenkersatz zählt zu den dynamischsten Arbeitsgebieten
der modernen Chirurgie", sagt Prof. Dr. Thomas Schildhauer, Direktor der
Chirurgischen Klinik, die sich jetzt erfolgreich als Endoprothetik-Zentrum
zertifiziert hat. "Daher war es uns wichtig, eine aktuelle
Bestandsaufnahme der wichtigsten Behandlungsverfahren und
medizintechnischen Innovationen zu leisten - immer unter dem leitenden
Gedanken: Welches Verfahren ergibt wann die beste Therapiechance für den
Patienten?" Im Bereich des künstlichen Kniegelenkersatzes ging es
schwerpunktmäßig um Ansätze, wie man die Therapie bei der Erstimplantation
für den Patienten weiter optimieren kann. Eine Herausforderung stellt
beispielsweise die Anpassung des sogenannten Kopplungsgrades der Prothese
dar. Der Kopplungsgrad ist maßgeblich für die Gelenkstabilität und wird
bestimmt nach dem Ausmaß der Schädigung bzw. des Funktionsverlustes des
physiologischen Bandapparates im Kniegelenk. "Die Diskussion hat gezeigt,
dass der Schlüssel ein sehr strukturiertes, intraoperatives Vorgehen ist,
um ein optimales Therapieergebnis zu erreichen", erläutert Prof. Dr.
Dominik Seybold, Leitender Oberarzt der Chirurgischen Klinik.

Innovative Prothesenmodelle und minimal-invasive Zugangswege

Im Bereich der Schulter-Endoprothetik wurden die Vorteile und
Anwendungsbereiche der inversen Schulterprothese diskutiert: Sie ist im
Vergleich zur normalen Schulterprothese umgekehrt konstruiert, sodass die
künstliche Kugel auf der Schulterpfanne sitzt (nicht auf dem Schaft) und
auf dem Schaft die künstliche Pfanne. Solche inversen Prothesen sind bei
einem Sehnendefekt in der Rotatorenmanschette das Mittel der Wahl. Beim
"Bochum Treff" wurde erörtert, ob die inverse Prothese generell der
normalen anatomischen Prothese vorzuziehen ist. "Wir sind zu der
Erkenntnis gelangt, dass der inverse Typ bei komplexen Schäden überlegen
ist, bei weniger komplexen Situationen und insbesondere jüngeren Patienten
aber nach wie vor eine anatomische Prothese zu erwägen ist, weil uns zur
inversen Prothese noch nötige Langzeiterkenntnisse fehlen", so Prof.
Seybold.

Beim Schwerpunkt Hüftendoprothetik wurden die Vor- und Nachteile der
verschiedenen operativen Zugangswege diskutiert sowie aktuelle Verfahren,
um große Pfannendefekte am Gelenk zu beheben. "Hier bietet sich heutzutage
ein Aufbau mit metallischem Material statt mit Knochenmaterial an, um in
der lasttragenden Zone der Pfanne eine höhere Stabilität und damit ein
verbessertes Therapieergebnis zu erzielen", erklärt Dr. Hinnerk Baecker,
Oberarzt der Chirurgischen Klinik und Leiter des Endoprothetik-Zentrums im
Bergmannsheil.

Workshops zur OP-Praxis

Ergänzt wurde das Hauptprogramm des "Bochum Treffs" um einen
Instrumentations- und einen Endoprothesen-Workshop, in denen die
Teilnehmer die vorgestellten Operationsmethoden am Modell und unter
fachkundiger Anleitung praktizieren konnten. Der "Bochum Treff" fand vom
26. bis zum 27. Januar 2018 statt. Die jährliche Fachveranstaltung wurde
bereits zum 31. Mal von der Chirurgischen Klinik des Bergmannsheil
ausgerichtet.

Über das Bergmannsheil

Das Berufsgenossenschaftliche Universitätsklinikum Bergmannsheil zählt zu
den größten Akutkliniken der Maximalversorgung im Ruhrgebiet. 1890 als
erste Unfallklinik der Welt zur Versorgung verunglückter Bergleute
begründet, vereint das Bergmannsheil heute 23 hochspezialisierte Kliniken
und Fachabteilungen mit insgesamt 707 Betten unter einem Dach. Mehr als
2.300 Mitarbeiter stellen die qualifizierte Versorgung von rund 89.000
Patienten pro Jahr sicher.

Das Berufsgenossenschaftliche Universitätsklinikum Bergmannsheil gehört zur
Unternehmensgruppe der BG Kliniken. In ihr sind neun berufsgenossenschaftliche
Akutkliniken, zwei Kliniken für Berufskrankheiten und zwei
Unfallbehandlungsstellen verbunden. Mit 12.500 Mitarbeitern und jährlich über
550.000 Patienten ist die Gruppe einer der größten Klinikverbünde Deutschlands.
Darüber hinaus ist das Bergmannsheil Teil des Universitätsklinikums der
Ruhr-Universität Bochum (UK RUB). Weitere Informationen: 

www.bergmannsheil.de

www.bg-kliniken.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1409

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Klinikum der Ruhr-Universität Bochum - Berufsgenossenschaftliches

Universitätsklinikum Bergmannsheil GmbH

Robin Jopp, 02.02.2018
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ETHIK/1253: Wie aktuell sind die ethischen Zentralbegriffe Albert Schweitzers heute noch? (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 1/2018

Ethik

Wegweisend auch für die heutige Medizin

von Horst Kreussler



Wie aktuell sind die ethischen Zentralbegriffe Albert Schweitzers
heute noch? Dieser Frage ging ein medizinethisches Seminar an der
Universität Hamburg nach.


Nur wenige Ärzte dürfte es geben, die von Albert Schweitzers
ethischem Zentralbegriff "Ehrfurcht vor dem Leben" nichts gehört
haben. Allerdings gibt es gelegentlich Zweifel, ob der berühmte
elsässische Arzt, Musiker, Theologe und Friedensnobelpreisträger des
Jahrgangs 1875 für die heutige und künftige Zeit noch Vorbild sein
kann. Auch vor dem Hintergrund der Reform des Hippokratischen Eids
sagte einer der besten Kenner Schweitzers, der Hallenser Gelehrte
Prof. Ernst Luther (geb. 1932) bei einem kürzlichen Referat im
medizinethischen Seminar der Universität Hamburg: "Ja, welthistorisch
betrachtet ist die Idee und das Programm Schweitzers noch sehr
lebendig."

Weithin bekannt ist wohl das Zitat mit Schweitzers Definition des
Begriffs "Ehrfurcht vor dem Leben" (le respect de la vie, reverence
for life): "Ich bin Leben, das leben will inmitten von Leben, das
leben will". Oder auch: "Gut ist, Leben zu erhalten und Leben zu
fördern, böse ist, Leben zu vernichten und Leben zu hemmen." In diesen
einfachen Sätzen, so Luther, klinge Nietzsches Lebensbejahung,
Schopenhauers Mitleidsethik und Kants universeller Pflichtbegriff
durch. Lange nach seinen philosophischen und theologischen Studien kam
Albert Schweitzer auf seine fundamentale Idee, in der er Welt- und
Lebensbejahung mit Ethik verknüpfte, als er im September 1915 auf
einer langen Bootsfahrt zu einer kranken Missionsfrau in einer reichen
Vegetation viele Flusspferde im Wasser wahrnahm. Menschen, Tiere,
Pflanzen, und zwar grundsätzlich alle, schloss er in seine Idee ein.
Bald habe er jedoch gesehen, dass sich ein solcher Universalitäts- und
Absolutheitsanspruch in der Praxis nicht widerspruchsfrei halten
lässt. Gegensätzliche Lebensansprüche zeigten sich zum Beispiel in
Lambarene bei der Haltung von Hühnern, die vor gefräßigen
Riesenameisen mit Lysol geschützt werden mussten.

Aber im Gegensatz zur gängigen Praxis einer unreflektierten
egoistischen Selbstbehauptung, so Schweitzer, gelte es, sich vom
Zeitgeist zu lösen und immer wieder Gutes für das Leben, für andere zu
tun. Das könne der Schutz von Tieren und Pflanzen sein, soweit eben
möglich im Rahmen einer vernünftigen Ernährung. Zu Jagd, Fischfang und
Stierkampf habe sich Schweitzer kritisch geäußert. Er vermied aber
ausdrücklich eine Rangfolge von mehr oder weniger wertvollem Leben.

Anders sein als viele in der Gesellschaft hieß für Schweitzer mit
Vernunft und Herz handeln: zu wenige täten dies. Vor allem aber fehle
es an Menschen, die sich auch für Schwache einsetzten, die ein
bisschen Zeit, Teilnahme, ein bisschen Freundlichkeit zeigten, die
"einmal einen freien Abend opfern", die ein kleines "Nebenamt" hätten:
"Schaffen Sie sich ein Nebenamt!" Heute gibt es auch in
Schleswig-Holstein eine ganze Reihe von Ärzten, die ein humanitäres
"Nebenamt" (oder mehrere) haben, wie z. B. in den DRK-Ortsvereinen
oder als Vorsitzende lokaler Spendenparlamente.

Einen weiteren Aspekt von Schweitzers Ethik zitierte der
Medizinethiker Luther am Schluss: sein Appell zur ständigen Arbeit für
eine friedliche Welt. Das kann speziell im Gesundheitsbereich heißen:
ein engagiertes, tätiges, fleißiges, diszipliniertes Arbeiten für die
körperliche und seelische Gesundheit des einzelnen und aller im Sinn
der klassischen Tugend "vita activa", wie sie von vielen Ärzten seit
jeher zum ärztlichen Ethos gezählt wird. Dass damit Ärzte letztlich
auch zum Frieden in der Welt beitragen können, wird auch jüngeren
Anhängern einer modernen freizeitorientierten "Work Life Balance"
verständlich sein.

Damals war Schweitzers Arbeit für eine friedliche Welt vielfältig.
Ganz praktisch setzte er sich im Spital von Lambarene für eine
"gewaltfreie Psychiatrie" ein und quälte sich mit der Frage, ob ein
"wohltätiger" oder fürsorglicher Zwang statthaft sei. Konkret
versuchte er, ruhige und "lärmende" Geisteskranke angemessen getrennt
unterzubringen. In seiner publizistischen und rednerischen Tätigkeit
kritisierte er die Auswüchse der Kolonialpolitik, die beginnende
atomare Rüstung, aber auch eine naturferne Überzivilisation.
Schweitzers "Sieben Harmonieregeln" für den Frieden im Hause könnten
in einem modernen Kommunikationsleitbild z. B. für ein Krankenhaus
vorkommen, wie die Mahnung, spontan kein unbedachtes unfreundliches
Wort zu sagen, den rechten Zeitpunkt für ernste Dinge zu wählen, nicht
ungeduldig zu sein, nicht anklagend hinter dem Rücken eines anderen
und schließlich: "Suche die Schuld des Unfriedens in deinem Haus immer
bei dir selbst, und wenn du hundertmal glaubst, die anderen dafür
verantwortlich machen zu können."

Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 1/2018 im
Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2018/201801/h18014a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

70. Jahrgang, Januar 2018, Seite 15
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DEMENZ/339: Hilfe bei der Beantragung eines Pflegegrads - Neuer Selbsteinschätzungsbogen (DAlzG)


Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 1. Februar 2018

Hilfe bei der Beantragung eines Pflegegrads: Neuer Selbsteinschätzungsbogen der Deutschen Alzheimer Gesellschaft

Der neue Selbsteinschätzungsbogen der DAlzG hilft bei der Vorbereitung auf den Besuch des Medizinischen Dienstes.



Berlin, 1. Februar 2018. Wer an einer Demenz erkrankt ist, hat seit
der letzten Gesetzesreform wesentlich früher Anspruch auf Leistungen
aus der Pflegeversicherung. Wie groß der Unterstützungsbedarf ist und
welcher Pflegegrad daraus resultiert, wird durch eine Begutachtung
festgestellt. Für die Vorbereitung auf diese Pflegebegutachtung können
Menschen mit Demenz bzw. ihre Angehörigen jetzt den neuen
Selbsteinschätzungsbogen der Deutschen Alzheimer Gesellschaft (DAlzG)
nutzen.

Der Selbsteinschätzungsbogen der DAlzG hilft dabei, sich einen
Überblick zu verschaffen, in welchen Bereichen die betroffene Person
noch selbstständig ist und wo Hilfebedarf im Sinne der
Pflegeversicherung besteht. "Seit der Reform der Pflegeversicherung
versteht das Gesetz unter Pflege nicht mehr nur Hilfe beim Waschen,
Ankleiden oder den Toilettengängen", erklärt Sabine Jansen,
Geschäftsführerin der DAlzG. "Zur Pflege zählen nun auch viele andere
Dinge, die Angehörige von Demenzkranken oft tagtäglich leisten müssen.
Zum Beispiel der Umgang mit ängstlichem oder aggressivem Verhalten
sowie Hilfestellungen zur Orientierung und bei der Gestaltung des
Tagesablaufs. Unser Selbsteinschätzungsbogen klärt darüber auf und
berücksichtigt im Unterschied zu ähnlichen Bögen die Bereiche
vorrangig, in denen Menschen mit Demenz typischerweise einen
Unterstützungsbedarf haben."


Der neue Selbsteinschätzungsbogen zur Vorbereitung auf die
Begutachtung zum Pflegegrad steht kostenlos zum Herunterladen zur
Verfügung unter

www.deutsche-alzheimer.de



Hintergrund:

Heute leben in Deutschland etwa 1,6 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Ungefähr 60% davon leiden an einer Demenz vom Typ
Alzheimer. Die Zahl der Demenzkranken wird bis 2050 auf 3 Millionen
steigen, sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz ist der
Bundesverband von derzeit 134 regionalen Alzheimer-Gesellschaften,
Angehörigengruppen und Landesverbänden. Sie nimmt zentrale Aufgaben
wahr, gibt zahlreiche Broschüren heraus, organisiert Tagungen und
Kongresse und unterhält das bundesweite Alzheimer-Telefon mit der
Service-Nummer 01803 - 17 10 17 (9 Cent pro Minute aus dem deutschen
Festnetz) oder 030 - 259 37 95 14 (Festnetztarif).

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 1. Februar 2018

Friedrichstraße 236, 10696 Berlin

Telefon: 030 / 259 37 95 - 0, Fax: 030 / 259 37 95-29

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de
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HERZ/1022: Herzkrank in die Sauna - Was geht und was ist tabu? (Deutsche Herzstiftung)


Deutsche Herzstiftung e.V. - 31. Januar 2018

Herzkrank in die Sauna: Was geht und was ist tabu?

Frankfurt am Main - Herzstiftungs-Experte erläutert, worauf bei
koronarer Herzkrankheit, Bluthochdruck, Herzschwäche oder
Rhythmusstörungen vor und nach dem Saunagang zu achten ist



Der Gang in die Sauna ist für viele gerade in der Winterzeit beliebt,
um zu entspannen und zugleich den Kreislauf in Schwung zu bringen. Das
gilt auch für viele Patienten mit Bluthochdruck, Rhythmusstörungen,
Herzkranzgefäßerkrankungen oder Herzschwäche hierzulande. Allerdings
müssen sie sich vorher fragen, ob und unter welchen Bedingungen ein
Saunagang für sie ratsam ist. "Damit sich Herzpatienten nicht
gefährden, sollten sie nach einer diagnostizierten Herzerkrankung
unbedingt mit ihrem Kardiologen besprechen, ob und bei welchen
Temperaturen sie saunieren können", rät der Kardiologe und
Herzstiftungs-Experte Dr. med. Vinzenz von Kageneck
(www.herzstiftung.de). Egal wie kalt oder heiß es ist, der Mensch muss
seine Körpertemperatur immer auf 37 Grad Celsius halten. Bei großer
Hitze wärmt sich der Körper zu sehr auf, so dass die Wärme über die
Haut und über vermehrtes Schwitzen wieder abgegeben werden muss. Das
Blut nimmt die übermäßige Wärme aus dem Körper auf und transportiert
sie zu den kleinen Hautgefäßen, die die Wärme an die Luft abführen. Je
mehr Blut vom Herzen durch die Hautgefäße gepumpt wird, desto mehr
Wärme kann der Körper abgeben. "Ein gesundes Herz bewältigt diese
Mehrbelastung in der Regel problemlos. Ein krankes Herz dagegen kommt
schneller an die Grenze seiner Leistungsfähigkeit", erläutert der
Herzspezialist aus Hamburg.

Herzleistung steigt in der Sauna / Schwalldusche ist tabu

Bei einem Saunagang von 70 bis 80 Grad und einer Dauer von 15 bis 20
Minuten steigt die Temperatur auf der Haut um zirka zehn Grad und die
Körperkerntemperatur um bis zu zwei Grad an. Das entspricht während
eines Saunagangs der Körpertemperatur bei mittlerem bis höherem Fieber
(bis 39 Grad). Durch den Temperaturanstieg erweitern sich die
Blutgefäße deutlich, dabei sinkt zunächst der Blutdruck und die
Pulsfrequenz steigt um anfangs 20 bis zu 50 Prozent bei Erreichen der
maximalen Körperkerntemperatur. Dadurch steigt die gesamte
Herzleistung um zirka 80 Prozent. "Für alle Herzpatienten ist deshalb
die plötzliche Abkühlung mit der Schwalldusche und im kalten Becken
nach der Sauna absolutes Tabu", warnt Kageneck. Durch das ruckartige
Abkühlen ziehen sich alle maximal weitgestellten Blutgefäße im
Haut- und Unterhautgewebe plötzlich zusammen und eine große Menge Blut
wird in kürzester Zeit in das Körperzentrum verschoben. Dieses Volumen
und der dabei massiv ansteigende Blutdruck belasten beim Abkühlen das
Herz. "Patienten mit Herzschwäche, Herzkranzgefäßerkrankungen und
Bluthochdruck würde das gefährden. Herzpatienten müssen sich daher
nach Saunagängen langsam abkühlen, vorzugsweise durch Umhergehen in
kühlen Räumen oder durch lauwarmes Duschen."

Sauna nur bei langsam ansteigenden Temperaturen

Patienten mit Herzkranzgefäßerkrankungen (koronare Herzkrankheit, KHK)
- mit oder ohne überstandenen Infarkt - sollten in einem
Belastungs-EKG mindestens 75 Watt problemlos schaffen. Dabei sollte
man den maximal erreichbaren Puls und den Trainingspuls feststellen
können. "Für KHK-Patienten ist die Sauna kein Tabu, aber sie sollten
darauf achten, Saunagänge mit langsam ansteigenden Temperaturen und
nur von kurzer Aufenthaltsdauer zu beginnen. Auch sollte es ohne
weiteres möglich sein, während des Saunaganges immer wieder den Puls
zu checken, um nicht zu lang über dem erlaubten Trainingspuls zu
liegen." Patienten mit chronisch zu niedrigen Blutdruckwerten können
auf Dauer bei Gewöhnung an den Saunabesuch durchaus davon profitieren.
Anfangs kann allerdings für sie ein stark abfallender Blutdruck
infolge der allgemeinen Gefäßerweiterung gefährlich werden. "Vor
diesem Hintergrund sollte unbedingt auf weitere Maßnahmen mit
gefäßerweiternder Wirkung wie Alkoholkonsum vor und nach einem
Saunagang verzichtet werden", warnt der Herzspezialist. (Infos zur
KHK: www.herzstiftung.de/...).

Mit Herzschwäche in die Sauna: wie belastbar muss man sein?

Für Patienten mit Herzschwäche und alle anderen Herzpatienten ist ein
Saunagang eine Belastung für das Herz von zirka 50 Watt, was einem
schnelleren Gehen entspricht. "Bei Herzschwäche sollte daher eine
Belastbarkeit von 50 Watt - besser sind 75 Watt - vorhanden sein. Und
Temperaturen von 60 bis 70 Grad sollten zumindest in einer langen
Eingewöhnungsphase an die Sauna nicht überschritten werden."
Insbesondere Patienten mit Herzschwäche und Herzrhythmusstörungen
sollten auf eine regelmäßige Flüssigkeitszufuhr während ihres
Saunabesuchs achten. Beim Schwitzen werden unter anderem Elektrolyte
(Körpersalze) ausgeschieden, die eine wesentliche Rolle für den
Herzrhythmus spielen. Dieser Verlust muss Dr. Kageneck zufolge
dringend ausgeglichen werden. Die beliebten Aufgüsse sind
grundsätzlich für alle Herz-Kreislauf-Patienten tabu. (Infos zur
Herzschwäche: www.herzstiftung.de/...).


Weitere Informationen für Betroffene und Angehörige

Ratgeber zur Herzschwäche

Für Patienten mit Herzinsuffizienz bietet die Deutsche Herzstiftung
den aktuellen Ratgeber "Das schwache Herz - Diagnose und Therapie der
Herzinsuffizienz heute" an. Der Band (160 S.) ist kostenfrei unter
www.herzstiftung.de/... erhältlich oder per E-Mail: unter
bestellung@herzstiftung.de und per Tel. unter 069 955128400.

Ratgeber zur KHK

Der Ratgeber "Herz in Gefahr - Koronare Herzkrankheit und Herzinfarkt"
(160 S.) informiert über Möglichkeiten der Vorbeugung, Diagnose und
Therapie von KHK/Herzinfarkt und kann kostenfrei angefordert werden
unter www.herzstiftung.de/khk-sonderband.html oder per E-Mail: unter
bestellung@herzstiftung.de und per Tel. unter 069 955128400.

 * 

Quelle:

Deutsche Herzstiftung e.V.

Pressemitteilung vom 31. Januar 2018

Bockenheimer Landstr. 94-96, D-60323 Frankfurt am Main

Telefon: +49 69 955128-0

Internet: www.herzstiftung.de
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LEBER/235: Frühzeitige Diagnose und Therapie von Lebererkrankungen können Krebs verhindern (idw)


Deutsche Leberstiftung - 01.02.2018

Frühzeitige Diagnose und Therapie von Lebererkrankungen können Krebs
verhindern



Seit 2006 findet jährlich am 4. Februar der Weltkrebstag statt. Der
globale Aktionstag geht zurück auf eine Initiative der Internationalen
Vereinigung gegen Krebs (UICC) und anderen Organisationen. Wie in den
Vorjahren steht der Weltkrebstag auch am 4. Februar 2018 unter dem Motto
"Wir können. Ich kann". Vorbeugung, Früherkennung, Behandlung und
Erforschung von Krebserkrankungen werden weltweit in das öffentliche
Bewusstsein gerückt. Auch die Deutsche Leberstiftung beteiligt sich daran,
die Krebsbekämpfung in den Fokus zu stellen und fordert zu
Vorsorgeuntersuchungen auf, um Risikofaktoren für Leberzellkrebs
(Hepatozelluläres Karzinom, HCC) frühzeitig zu erkennen und aktiv zu
beseitigen.

"Leberzellkrebs ist weltweit die zweithäufigste krebsbedingte
Todesursache. In etwa 80 bis 90 Prozent der Fälle entwickelt sich der
Leberzellkrebs auf Basis einer Leberzirrhose. Die Zahl der Todesfälle
aufgrund von Leberzellkrebs hat sich seit den 70er-Jahren mehr als
verdoppelt. Auch in Deutschland steigen die Zahlen. Es gibt jährlich etwa
8.200 Neuerkrankungen und fast ebenso viele Todesfälle", erklärt Professor
Dr. Michael P. Manns, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Leberstiftung
und fordert: "Wir werden die Anstrengungen im Kampf gegen
Tumorerkrankungen wie Leberzellkrebs entschlossen fortsetzen. Die Menschen
müssen begreifen, dass HCC-Vorstufen wie eine nicht-alkoholische Fettleber
häufig durch unseren westlichen Lebensstil, der oft durch zu wenig
körperliche Betätigung und ein überreiches zuckerhaltiges Nahrungsangebot
gekennzeichnet ist, entstehen."

Aktuell werden sieben von zehn Leberzellkrebs-Erkrankungen erst in bereits
fortgeschrittenen Stadien entdeckt. Der Tumor ist besonders tückisch, weil
man ihn häufig wegen fehlender Symptome zu spät diagnostiziert: Heilbar
ist Leberzellkrebs jedoch nur, wenn er frühzeitig entdeckt und behandelt
wird. Diese bösartige Erkrankung entwickelt sich direkt aus den
Leberzellen - meist auf der Basis einer Leberzirrhose, die nach einer
lange bestehenden Lebererkrankung entsteht. Bei Zirrhose wird das gesunde,
aktive Lebergewebe durch Bindegewebe ersetzt, das die vielfältigen
Stoffwechselaufgaben des gesunden Lebergewebes nicht übernehmen kann. Die
Ursachen für eine Leberzirrhose sind vielfältig: Neben Alkoholmissbrauch,
chronischen Infektionen mit den Hepatitis B-, Hepatitis C- oder Hepatitis
delta-Viren zählen immer häufiger die von Professor Manns beschriebenen
nicht-alkoholischen Fettlebererkrankungen (NAFLD) zu den Risikofaktoren.
Auch Diabetes mellitus, erbliche Stoffwechselerkrankungen und
Schimmelpilze in der Nahrung können zu einer Leberschädigung mit
anschließender Leberzellerkrankung führen.

"Betroffene haben bei einer beginnenden Leberzirrhose häufig keine
Beschwerden. Deswegen ist es wichtig, dass an Aktionstagen wie dem
Weltkrebstag auf die Möglichkeiten hingewiesen wird, die Prävention und
Früherkennung für die Verhinderung von Leberzellkrebs bieten", betont
Professor Manns. Neben einer Ultraschall-Untersuchung können erhöhte
Leberwerte im Blut entscheidende Hinweise auf eine Lebererkrankung geben.

Wie notwendig verstärkte Aufklärung über Krebserkrankungen wie
beispielsweise Leberzellkrebs ist, belegen aktuelle Studienergebnisse des
Forschungsinstituts Forsa: Die Angst der Menschen vor bösartigen
Tumorerkrankungen geht zurück. Im Jahr 2010 gaben 73 Prozent der Befragten
an, Angst vor Krebs zu haben. 2017 waren es nur noch 65 Prozent. Und mit
dem Rückgang der Angst sinkt auch die Zahl der Menschen, die an
Vorsorgeuntersuchungen teilnehmen. Nur 49 Prozent - also knapp jeder
Zweite - nimmt aktuell die Krebsfrüherkennung in Anspruch. 2010 waren es
noch 60 Prozent. Ebenfalls rückläufig ist das Interesse an regelmäßiger
sportlicher Betätigung und gesunder Ernährung.

Offensichtlich besteht großer Aufklärungsbedarf rund um das Thema Krebs.
Der Motivationsaufruf zum Weltkrebstag mit dem Motto "Wir können. Ich
kann." fordert zum Handeln auf allen Ebenen auf.

"Die Deutsche Leberstiftung freut sich über das weltweite Engagement zum
Weltkrebstag und unterstützt es. Auch wir engagieren uns in
verschiedensten Aktionsfeldern im Kampf gegen Lebererkrankungen, die unter
anderem zu Leberzellkrebs führen können. Die Kampagnenziele decken sich
mit unseren Forderungen nach Früherkennung und gesunder Lebensweise", sagt
Professor Manns.

Die Deutsche Leberstiftung bietet für Betroffene und ihre Angehörigen ein
Informationsfaltblatt zum Thema "Leber und Krebs" sowie einen Lebertest
an. Um Patienten mit einer chronischen Lebererkrankung, die ein erhöhtes
Risiko für die Entwicklung von Leberzellkrebs haben, zu unterstützen, hat
die Stiftung einen Früherkennungspass zum Leberzellkrebs entwickelt.
Informationen zu Bestell- und Downloadmöglichkeiten dieser und weiterer
Service-Angebote der Deutschen Leberstiftung unter 

www.deutsche-leberstiftung.de

Deutsche Leberstiftung

Die Deutsche Leberstiftung befasst sich mit der Leber, Lebererkrankungen
und ihren Behandlungen. Sie hat das Ziel, die Patientenversorgung durch
Forschungsförderung und eigene wissenschaftliche Projekte zu verbessern.
Durch intensive Öffentlichkeitsarbeit steigert die Stiftung die
öffentliche Wahrnehmung für Lebererkrankungen, damit diese früher erkannt
und geheilt werden können. Die Deutsche Leberstiftung bietet außerdem
Information und Beratung für Betroffene und Angehörige sowie für Ärzte und
Apotheker in medizinischen Fragen. Diese Aufgaben erfüllt die Stiftung
sehr erfolgreich. Weitere Informationen: 

http://www.deutsche-leberstiftung.de


BUCHTIPP: "Das Leber-Buch" der Deutschen Leberstiftung informiert
umfassend und allgemeinverständlich über die Leber, Lebererkrankungen,
ihre Diagnosen und Therapien - jetzt in dritter, aktualisierter und
erweiterter Auflage! "Das Leber-Buch" ist im Buchhandel erhältlich: ISBN
978-3-89993-899-9, 16,99 Euro. Weitere Informationen: 

http://www.deutsche-leberstiftung.de/Leber-Buch

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.deutsche-leberstiftung.de

http://www.deutsche-leberstiftung.de/aktuelles/presseportal

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1419

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Leberstiftung, Rita Wilp, 01.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MENSCHENRECHTE/049: Rund 200 Millionen Mädchen und junge Frauen wurden genital verstümmelt (DSW)


Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) - 5. Februar 2018

Rund 200 Millionen Mädchen und junge Frauen wurden genital verstümmelt 

DSW: "Gravierende Menschenrechtsverletzung endlich beenden



Hannover - Rund 200 Millionen Mädchen und junge Frauen sind weltweit
von Genitalverstümmelung betroffen. Die massive
Menschenrechtsverletzung ist in rund 30 Ländern vor allem Afrikas und
des Mittleren Ostens, aber auch Asiens verbreitet. Die Mädchen sind
bei dem Eingriff meist nicht einmal 15 Jahre alt. Darauf macht die
Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) anlässlich des Internationalen
Tages gegen Genitalverstümmelung am 6. Februar aufmerksam.

Mädchen und Frauen gleiche Rechte einräumen

"Erfreulich ist, dass die Verbreitung von Genitalverstümmelung seit
dem Jahr 2000 weltweit um fast ein Viertel zurückgegangen ist", sagt
Renate Bähr, Geschäftsführerin der DSW. "Doch aufgrund des hohen
Bevölkerungswachstums in besonders betroffenen Ländern könnten diese
Fortschritte zunichte gemacht werden. Wenn nicht mehr getan wird,
werden weitere Millionen Mädchen und Frauen diese grausame Praktik
erleiden müssen. Die internationale Gemeinschaft hat sich in den
nachhaltigen Entwicklungszielen dazu verpflichtet,
Genitalverstümmelung bis zum Jahr 2030 abzuschaffen. Dazu gilt es vor
allem, Mädchen und Frauen gleiche Rechte einzuräumen wie Männern und
Jungen, Gesetze zu erlassen und auch umzusetzen sowie soziale Normen
zu durchbrechen, indem Gemeinden, Familien und Gesundheitspersonal
einbezogen werden. Es wird höchste Zeit, diese gravierende
Menschenrechtsverletzung endlich zu beenden und Mädchen und Frauen vor
unfassbarem Leid zu bewahren!"

Bei der Genitalverstümmelung, die oft als wichtiges Übergangsritual
vom Mädchen zur Frau gilt, wird die Klitoris teilweise oder
vollständig entfernt - meist ohne Narkose und mit einfachen
Hilfsmitteln wie Glasscherben oder Rasierklingen. Die betroffenen
Frauen und Mädchen leiden häufig lebenslang unter den Folgen - etwa
durch Infektionen, Blutungen und Komplikationen bei der Geburt. Viele
sterben daran.


Über die DSW

Die DSW ist eine international tätige Entwicklungsorganisation. Ziel
unserer Arbeit ist es, zur Umsetzung des Menschenrechts auf
Familienplanung und zu einer zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung
beizutragen. Jugendliche sind daher die wichtigste Zielgruppe unserer
Projekte. Auf nationaler und internationaler Ebene nehmen wir Einfluss
auf politische Entscheidungsprozesse in den Bereichen Gesundheit,
Familienplanung und Gleichstellung der Geschlechter.

 * 

Quelle:

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)

Pressemitteilung vom 5. Februar 2018

Hindenburgstr. 25, 30175 Hannover

Telefon: 0511 94373-0, Fax: 0511 94373-73

Internet: www.dsw.org
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RECHT/010: Hörgeräteversorgung - Verkürzter Versorgungsweg ohne Hörakustik-Meisterbetrieb nicht möglich (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 5. Februar 2018

Urteil zur Hörgeräteversorgung: 

Verkürzter Versorgungsweg ohne Hörakustik-Meisterbetrieb nicht möglich



Berlin | Der "verkürzte Versorgungsweg" in der Hörgeräteversorgung
direkt in der HNO-Praxis benötigt geschultes Praxispersonal und die
Zusammenarbeit mit einem Hörakustik-Meisterbetrieb über eine
gesicherte Internetverbindung zur Feineinstellung der Hörgeräte. Die
selbstständige Ausübung des Hörakustik-Handwerks durch einen
selbständigen Gewerbetreibenden ohne Meisterbrief und Eintragung in
die Handwerksrolle ist in der HNO-Praxis dagegen rechtlich unzulässig,
urteilte das Verwaltungsgericht München (Urteil vom 25.04.2017; M 16 K
15.5455). Darauf weist die "Qualitätsinitiative Verkürzter
Versorgungsweg (QVV)" im Bundesverband Medizintechnologie (BVMed) hin.
Mehr Informationen zum verkürzten Versorgungsweg und zur
QVV-Initiative gibt es unter www.bvmed.de/qvv
(https://www.bvmed.de/de/versorgung/hilfsmittel/qualitaetsinitiative-verkuerzter-versorgungsweg).

Die Rahmenbedingungen zum verkürzten Versorgungsweg und die
Vertragsmodalitäten sind im SGB V geregelt. Unter dem verkürzten
Versorgungsweg versteht man die arbeitsteilige Versorgung von
Patienten mit Hörsystemen direkt in der HNO-Praxis. Hierbei arbeitet
der Hörakustik-Meisterbetrieb Hand in Hand mit dem behandelnden
HNO-Arzt zusammen. Seit über 25 Jahren hat sich dieser Weg als
Versorgungsalternative etabliert. Die Mitglieder des
BVMed-Fachbereichs "Verkürzter Versorgungsweg" (FBVV), auric
Hörsysteme und die Hörkonzepte Vertriebs GmbH, verstehen sich als
Qualitätsanbieter von Hörsystemen und sind Vertragspartner von
zahlreichen gesetzlichen Krankenkassen. Sie setzen sich für die
patientenorientierte, medizinisch notwendige Sicherstellung der
Qualität in der Hörgeräteversorgung ein. Dabei gelten hohe
Präqualifizierungs- und Zertifizierungsstandards.

Die QVV-Mitglieder im BVMed distanzieren sich von der Verfahrensweise
eines Gewerbetreibenden in Bayern, der in HNO-Praxen vollhandwerkliche
Tätigkeiten des Hörakustikers ohne entsprechenden Meisterbrief
ausübte. Das wurde vom Verwaltungsgericht München ausdrücklich
untersagt. Erlaubt ist dagegen, dass HNO-Ärzte ihre Patienten - unter
Beachtung der Wahlfreiheit - direkt in der Praxis arbeitsteilig mit
Hörgeräten versorgen, soweit die krankenkassenvertraglichen und
handwerksrechtlichen Vorgaben berücksichtigt und erfüllt werden.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 07/18

https://www.bvmed.de/urteil-zur-hoergeraeteversorgung-verkuerzter-versorgungsweg-ohne-hoerakustik-meisterbetrieb-nicht-moeglich

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 7/18 vom 5. Februar 2018

V.i.S.d.P.: Manfred Beeres M.A.

Leiter Kommunikation/Presse

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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AKTION/898: Hannover - Familientag rund um das Thema Herz- und Lungenmedizin, Informationsstände, Vorträge u.a., 25.02.2018


Medizinische Hochschule Hannover - 02.02.2018

Tierischer Familientag rund ums Thema Herz

- Hannover Herz Lungen Messe lädt Jung und Alt für den 25. Februar ins HCC ein 

- Mitmachaktionen und Vorträge von Ärzten und Tierärzten



Unter dem Motto "Tierisch gesund - kleine und große Herzen" bietet die 7.
Hannover Herz-Lungen-Messe in diesem Jahr einen besonderen Familientag
rund um das Thema Herz- und Lungenmedizin in Kooperation mit dem Zoo
Hannover an. "Bei Mitmachaktionen, an Informationsständen sowie bei
Vorträgen und einer Podiumsdiskussion wollen wir großen und kleinen Gästen
Wissen rund ums Thema Herz auf spielerische Art vermitteln und auch
schauen, was wir von Tieren lernen können, um gesund zu bleiben", sagt
Professor Dr. Johann Bauersachs von der Medizinischen Hochschule Hannover
(MHH), Direktor der Klinik für Kardiologie und Angiologie. Gemeinsam mit
seinen beiden Kollegen Professor Dr. Axel Haverich, Direktor der Klinik
für Herz-, Thorax-, Transplantations- und Gefäßchirurgie, sowie Professor
Dr. Tobias Welte, Direktor der Klinik für Pneumologie, hat er
Niedersachsens größte Fortbildungsveranstaltung zu Herz-, Lungen- und
Gefäßmedizin organisiert.

Mehr als 300 Ärzte aus ganz Norddeutschland werden vom 23. bis 25. Februar
2018 im Hannover Congress Centrum erwartet. Der kostenlose Familientag für
jedermann findet am Sonntag, 25. Februar 2018, von 9 bis 14 Uhr statt. Um
10 Uhr starten die halbstündigen Vorträge. Dabei wird zunächst der Trainer
Carsten Kupferberg die "Artgerechte Haltung im Büro und bei der Arbeit"
beleuchten, ehe Tierarzt Dr. Viktor Molnar vom Zoo Hannover über "Tiere
und Gesundheit" spricht. Der Arzt Dr. Matthias Marquardt aus Langenhangen
wird im Anschluss über "Fitness und Ernährung - was wir vom Elch lernen
können" sprechen. In einer abschließenden Podiumsdiskussion mit den
Referenten und den drei Professoren Bauersachs, Haverich und Welte haben
die Gäste die Gelegenheit, Fragen zu stellen.

Bereits ab 9 Uhr gehören Reanimationskurse sowie ein
Ernährungsaktionsstand für Kinder zum Programm. Darüber hinaus wird es
Führungen durch begehbare Organe wie Herz und Lunge geben. Das
Exzellenzcluster REBIRTH zum Thema Regenerative Medizin ist ebenfalls
vertreten und bietet mit einem Sport- und Bewegungsparcours
Mitmachaktionen an. Der Zoo Hannover bietet allen Gästen des Familientags
der Hannover Herz-Lungen-Messe zehn Prozent Ermäßigung für einen
anschließenden Zoo-Besuch am 25. Februar 2018 inklusive der kostenlosen
Bereitstellung der neuen Audio-Guide-Systeme an, mit dem sich die Besucher
während ihres Rundgangs im Zoo über die Tiere informieren können.

Der Eintritt zu der Veranstaltung ist frei:

- Sonntag, 25. Februar 2018, von 9 bis 14 Uhr

- Hannover Congress Centrum, Theodor-Heuss-Platz 1-3, 30175 Hannover.

Weitere Informationen erhalten Sie unter

www.hannover-herz-messe.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Hochschule Hannover, Stefan Zorn, 02.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





AKTION/897: Düsseldorf - "Tennis contra Parkinson", seit Anfang Februar donnerstags Training ab 9:00 Uhr 


Universitätsklinikum Düsseldorf - 01.02.2018

Tennis statt Tabletten: Regelmäßiger Sport verbessert kognitive
Fähigkeiten stärker als Medikamente

- Neu in Düsseldorf: Tennisgruppe speziell für Parkinson-Patienten

- Etwa 60.000 Menschen in NRW leiden an Parkinson



Anfang Februar startet am Tennisclub Rot-Weiß Düsseldorf eine
Trainingsgruppe speziell für Tennisspielerinnen und -spieler, die an
Parkinson erkrankt sind. Schirmherr ist Prof. Dr. Alfons Schnitzler,
Ärztlicher Leiter des Zentrums für Bewegungsstörungen und Neuromodulation
am Universitätsklinikum Düsseldorf (UKD). Alleine in Nordrhein-Westfalen
sind rund 60.000 Menschen von Parkinson betroffen.

• Hintergrund: Regelmäßiger Sport hat einen positiven Einfluss auf die
kognitive Leistungsfähigkeit bei Patienten mit leichten kognitiven
Störungen im Alter. Dies ergab eine Auswertung von Studiendaten aus den
USA, die in die neuen Leitlinien der American Academy of Neurology
aufgenommen wurden. Bei Patienten, die über einen längeren Zeitraum
mindestens zwei Mal in der Woche intensiv Sport trieben, half Sport besser
bei der Bekämpfung der kognitiven Beeinträchtigungen als Medikamente und
Gehirnjogging, welches aber unterstützend empfohlen wird.

Auch bei Parkinson-Patienten kommt es im Verlauf ihrer Erkrankung bei bis
zu 80 Prozent der Betroffenen zu kognitiven Störungen/ Einschränkungen in
der Art, wie Betroffene ihre Umgebung wahrnehmen und Informationen
verarbeiten. Häufig verlangsamen sich Denkprozesse: Die Betroffenen haben
Probleme, die richtigen Wörter zu finden oder Gesagtes zu verarbeiten.
Studien mit Parkinson Patienten konnten zeigen, dass körperliches Training
über Zeiträume von sechs Wochen bis 18 Monaten mit einer Frequenz von zwei
bis dreimal pro Woche zu einer Verbesserung kognitiver Funktionen, wie
Aufmerksamkeit, räumliches Gedächtnis und Mustererkennung, führt.

Tennis contra Parkinson: Spezielles Tennistraining unter der
Schirmherrschaft von Prof. Schnitzler

"Mit der Änderung der Leitlinien durch die American Academy of Neurology
haben wir nun den eindeutigen Beleg dafür, dass wir mit sportlicher
Betätigung nicht nur motorische Fähigkeiten verbessern, sondern auch
kognitive Einschränkungen positiv beeinflussen können", erklärt Prof.
Alfons Schnitzler. "Daher freue ich mich besonderes, die Schirmherrschaft
der Parkinson-Trainingsgruppe 'Tennis contra Parkinson!' des Tennisclubs
Rot-Weiß Düsseldorf zu übernehmen."

Die Idee zur Parkinson-Trainingsgruppe hatte Günter Jamin, 71 Jahre alt
und selber Parkinson-Patient von Prof. Schnitzler. "Ich spiele seit 50
Jahren Tennis und bin seit 30 Jahren Trainer. Das tägliche Training hilft
mir sowohl geistig, als auch körperlich fit zu bleiben. Ich habe mich aber
immer geärgert, dass es wenig Sportangebote speziell für Menschen mit
Parkinson außerhalb von Reha-Maßnahmen gibt. Deshalb haben wir uns für
unsere Trainingsgruppe eingesetzt", so Jamin. "Da ich selber
Parkinson-Patient bin, spreche ich die Sprache der Betroffenen und verstehe ihre
Probleme. Das hilft ungemein." Die Sportgruppe trifft sich immer
donnerstags auf dem Gelände des Tennisclubs Rot-Weiß Düsseldorf in
Düsseldorf-Grafenberg.

Zur Trainingsgruppe "Tennis contra Parkinson":

Ab Anfang Februar findet das Training jeden Donnerstag ab 9:00 Uhr statt.
Los geht es zunächst mit einer Gymnastikstunde unter der Anleitung von
Dieter Kumstel, einem zertifizierten und erfahrenen Übungsleiter,
anschließend wird zwei Stunden lang Tennis gespielt.

Aus versicherungstechnischen Gründen müssen die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer an dem Projekt Mitglied beim Tennisclub Rot-Weiß Düsseldorf
sein, dank eingeworbener Spenden bietet der Club eine solche
Mitgliedschaft als Teil des Projektes aber zu sehr günstigen Konditionen
an. Interessierte werden gebeten, sich per E-Mail
(vorstand@tc-rw-duesseldorf.de) oder telefonisch bei Günter Jamin 

(Tel.: 0172/270 77 88) und Norbert Matysik (Tel.: 0176/53 84 55 72) zu melden.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2157

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Düsseldorf, Stefan Dreising, 01.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/2618: Braunschweig - Konzert mit den "Grenzgängern" am 14. Februar 2018


Zum Valentinstag Musikalisches mit den "Grenzgängern"



Braunschweig. Zum Valentinstag präsentiert das Quartett "Grenzgänger"
in der Dankeskirche, Tostmannplatz 8, am Mittwoch, 14. Februar, um
19.30 Uhr, ein Musikalisches Special mit dem Titel "Brot & Rosen". Das
Programm mit Musik aus der Romantik, mit Volksliedern, Chansons,
Kammermusik, Swing, Folk & Jazz sowie kabarettistischen Beiträgen
findet im Rahmen der städtischen Veranstaltungsreihe "Kultur vor Ort"
in Kooperation mit der Dankeskirche statt. Der Eintritt beträgt im
Vorverkauf zwölf Euro, ermäßigt sechs Euro, an der Abendkasse 15 Euro,
ermäßigt sieben Euro. Jugendliche von 14 bis 18 Jahren haben freien
Eintritt. Reservierungen und weitere Informationen unter den
Telefonnummern 0531-470 4862 oder 0531-30292843.

Mit Cello, Akkordeon und zwei Gitarren zaubert das Quartett um den
Bremer Liedermacher Michael Zachcial Lieder und Geschichten von der
Liebe aus acht Jahrhunderten auf die Bühne im Gemeindesaal der
Dankeskirche. Die Stücke handeln von Leichtmatrosen und gefallenen
Mädchen, Königskindern und falschen Nonnen, Märchen aus uralten
Zeiten, gebrochenen Herzen aber auch von ewiger Treue.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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FOLKLORE/1328: Hamburg - Kulturcafé Komm du | AltoNova - Musik aus Brasilien ... Latin Jazz, Bossa Nova, Samba und mehr, 10.3.2018 


Kulturcafé Komm du - März 2018

AltoNova | Musik aus Brasilien ... Latin Jazz, Bossa Nova, Samba und mehr

Konzert am Samstag, den 10. März 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Veranstaltungsflyer mit einem Foto der Hamburger Band AltoNova - Foto im Flyer: © by Anette Herrmann]

[image: Plakat zum AltoNova-Konzert am 10. März 2018 im 'Komm du' in Hamburg-Harburg - Foto: © by Anette Herrmann]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Samstag, den 10.03.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

AltoNova

Latin Jazz, Bossa Nova, Samba und mehr

Mit viel Swing, Leidenschaft und Lebensfreude spielen Reinhard
Hornung (Gitarre, Gesang), Anette Herrmann (Gesang, Percussion),
Gary Castle (Bass), Michael Baumhöfener (Schlagzeug, Percussion) und
Jan Carstensen (Saxophon, Flöte) Bossa Nova, Samba, Forró oder
Bajão. Die fünf Mitglieder der Band aus Hamburg Altona haben sich
den Rhythmen und Melodien der brasilianischen Musik verschrieben und
präsentieren in ihrem Programm einen spannenden Ausschnitt der
musikalischen Vielfalt dieses lateinamerikanischen Landes. Zu hören
sind u.a. Stücke wie "Meniha flor" oder "A Felizidade" von Tom
Jobim, "Asa branca" von Luis Gonzaga, "Mas que nada" von Sergio
Mendes oder "Samba da minha terra" von Joao Gilberto und viele
weitere mehr.


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr. 

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die Hamburger Band AltoNova - Foto: © by Globalfilm productions]

Die Hamburger Band AltoNova spielt und singt mit viel Swing, Leidenschaft und Lebensfreude Bossa Nova,

Samba, Forró, Bajão und präsentiert dabei ein buntes Programm aus unterschiedlichen Gegenden Brasiliens

Foto: © by Globalfilm productions



>

Zu AltoNova gehören:

Anette Herrmann (Gesang, Percussion)

Reinhard Hornung (Gitarre, Gesang)

Gary Castle (Bass)

Jan Carstensen (Saxophon, Flöte)

Michael Baumhöfener (Schlagzeug, Percussion) 


Weitere Informationen:

Alto Nova bei Facebook

https://www.facebook.com/AltoNova-184315178738437/

AltoNova - Zum Reinhören & Anschauen

https://www.youtube.com/watch?v=qee9hwjslN0 




[image: Eingang des Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Das Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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KLASSIK/10043: Hannover - 5. Sinfoniekonzert in der Staatsoper am 04. und 05.03.2018


Staatsoper Hannover - 5. SINFONIEKONZERT



RICHARD STRAUSS

Till Eulenspiegels lustige Streiche

op. 28 (1894/95)

CARL REINECKE

Konzert für Flöte und Orchester D-Dur op. 283 (1908)

GEORGES BIZET

Carmen, Entr'acte 2./3. Akt (1874)

FRANÇOIS BORNE

Fantaisie brillante sur »Carmen« (1900)

PAUL DUKAS

L'Apprenti sorcier (Der Zauberlehrling, 1897)

Den wohl bekanntesten Flötisten unserer Zeit konnte
Generalmusikdirektor Ivan Repusi für das 5. Sinfoniekonzert gewinnen:
Emmanuel Pahud, seit 1992 Solo-Flötist der Berliner Philharmoniker und
international gefeierter Solist. Dabei wird Pahud mit gleich drei
Werken solistisch auftreten: dem Flötenkonzert von Carl Reinecke (ein
reifes Alterswerk des langjährigen Gewandhauskapellmeisters), der
Zwischenaktmusik aus Georges Bizets Oper Carmen und der virtuosen
»Carmen«-Fantasie des französischen Flötisten François Borne über die
beliebtesten Themen eben dieser Oper. Den Rahmen bilden zwei berühmte
Programmmusik-Werke, die ihrerseits dem Orchester höchste Virtuosität
abverlangen: Richard Strauss' vierte Tondichtung Till Eulenspiegel
über den in der Nähe von Wolfenbüttel geborenen, unsterblichen Narren,
»nach alter Schelmenweise - in Rondeauform - für großes Orchester
gesetzt«, und Paul Dukas' Zauberlehrling - ein brillanter orchestraler
Geniestreich, inspiriert von der gleichnamigen Goethe-Ballade.

Niedersächsisches Staatsorchester Hannover

SOLIST Emmanuel Pahud (Flöte)

DIRIGENT Ivan Repusi

SO, 04.03.18, 17:00 UHR

MO, 05.03.18, 19:30 UHR

Kurzeinführungen mit Ivan Repusi jeweils 45 Minuten vor dem Konzert

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse März 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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KLASSIK/10042: Hannover - 5. Kammerkonzert, Landesmuseum Hannover 18.03.2018


Pressemitteilung: Staatsoper Hannover

5. Kammerkonzert im Landesmuseum Hannover



JOSEPH HAYDN

Divertimento B-Dur Hob. V:8 für Streichtrio

PAUL HINDEMITH

Serenade op. 35 für Sopran, Oboe, Viola und Violoncello

RALPH VAUGHAN WILLIAMS

Six Studies in English Folksongs für Englischhorn und Streichquartett

BORIS BLACHER

Thirteen Ways of Looking at a Blackbird für Sopran und Streichquartett

ROBERT SCHUMANN / ARIBERT REIMANN

Sechs Gesänge op. 107 arrangiert für Sopran und Streichquartett

Das 5. Kammerkonzert im Landesmuseum ist das beste Beispiel für die
Kreativität der Staatsorchestermusiker als Programmmacher: Zusammen
mit der jungen Sopranistin Katharina Held als Gast haben sie ein
epochenübergreifendes Konzert für Sopran, Oboe und Streicher
zusammengestellt - mit unbekannten Schätzen.

MIT Katharina Held (Sopran), Anke-Christiane Beyer
(Oboe/Englischhorn), Annika Oepen (Violine), Sibylle Wolf (Violine),
Johanna Held (Viola) und Sabine Lauer (Violoncello)

SO, 18.03.18, 11:00 UHR, NDS. LANDESMUSEUM HANNOVER

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse März 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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AUSLAND/8609: Aus aller Welt - 07.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Algerien liefert Öl, Kuba schickt Ärzte

Kuba und Algerien vereinbarten ein Kooperationsabkommen. Bis 2021
wird der Inselstaat in der Karibik Öl aus dem nordafrikanischen Land
beziehen. Im Gegenzug wird Havanna seinen Export medizinischer
Dienstleistungen nach Algerien erhöhen. Nach Informationen der
kubanischen Nachrichtenagentur Prensa Latina sieht der von dem
algerischen Gesundheitsminister Mokhtar Hasbellaoui und dem
kubanischen Handelsminister Rodrigo Malmierca unterzeichnete Vertrag
die Lieferung von jährlich 2,1 Millionen Barrel Treibstoff im
Austausch für die Leistungen kubanischer Ärzte in Algerien vor. Die
Öllieferungen aus Nordafrika können den kubanischen Bedarf nicht
decken. Der Import von bisweilen rund 30 Millionen Barrel Öl im Jahr
aus Venezuela ist um mehr als die Hälfte gesunken, seit das
lateinamerikanische Land in einer tiefen Krise steckt.

7. Februar 2018
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JUSTIZ/8609: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



100 Kilogramm Kokain in Hessen beschlagnahmt

Beamte des hessischen Landeskriminalamts und der Zollfahndung haben
in Friedberg (Wetterau) 100 Kilogramm Kokain in einem
Überseecontainer gefunden. Wie die Behörden mitteilten, war der
Container von Hamburg nach Friedberg transportiert worden. Über die
Hintermänner sei noch nichts bekannt. Woher das Rauschgift kommt, ist
ebenfalls noch unklar. Das LKA und die Staatsanwaltschaft Gießen
übernahmen die Ermittlungen.

7. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8605: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Syrien meldet israelischen Luftangriff nahe Damaskus

Israelische Kampfflugzeuge sollen am Mittwoch ein Forschungszentrum
in der Nähe der syrischen Hauptstadt Damaskus angegriffen haben. Laut
syrischen Berichten soll die syrische Raketenabwehr den Angriff auf
die Einrichtung in dem Ort Dschamraja abgewehrt haben. Die meisten der
vom libanesischen Luftraum aus abgefeuerten Raketen seien abgefangen
worden, teilte die syrische Armee mit. Israel hat bereits mehrfach
Ziele im benachbarten Bürgerkriegsland bombardiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8607: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Mitglieder entscheiden nun über Regierungsbildung

CDU, CSU und SPD haben sich nach einem nächtlichen
Verhandlungsmarathon auf einen Koalitionsvertrag geeinigt. Die
Ministerposten sind auch schon verteilt. Einem Bericht des
Spiegel-Magazins zufolge wird SPD-Chef Martin Schulz in einer
möglichen neuen großen Koalition das Außenministerium übernehmen.
Neue Parteivorsitzende soll demnach Andrea Nahles werden. Zudem
erhält die SPD die Ressorts Justiz, Familie und Umwelt. CDU und CSU
erhalten jeweils drei Ressorts. Ob die in der SPD umstrittene
Neuauflage von Schwarz-Rot zustande kommt, entscheiden in den nächsten
Wochen die rund 440.000 SPD-Mitglieder. Das Ergebnis soll am 4. März
vorliegen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8606: Tragisches und Kurioses - 07.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Dutzende Menschen nach Erdbeben vermißt

Ein Erdbeben der Stärke 6,4 hat an der Ostküste Taiwans große
Zerstörungen angerichtet. Nach offiziellen Angaben kamen sechs
Menschen ums Leben. Mehr als 250 wurden verletzt. 88 Menschen würden
noch vermißt, teilte die Feuerwehr mit. Am stärksten von dem Beben
betroffen war die Hafenstadt Hualien. Hier stürzten mehrere Gebäude
ein. Größere Straßen waren aufgerissen und unbefahrbar, Brücken
beschädigt. Bei einem Erdstoß mit ähnlicher Stärke waren vor zwei
Jahren mehr als 100 Menschen ums Leben gekommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7691: Aus Forschung und Technik - 07.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



SpaceX startet erstmals neue Falcon-Heavy-Schwerlastrakete

Das private US-Raumfahrtunternehmen SpaceX hat seinen neuen
Nutzlastträger Falcon Heavy erfolgreich gestartet. Die weltweit
stärkste Trägerrakete hob am Dienstagabend vom historischen
Startkomplex 39A in Cape Canaveral (Florida) ab. Mit an Bord war ein
Tesla-Elektrowagen. Ziel der Schwerlastrakete, die fast 64 Tonnen in
einen erdnahen Orbit befördern kann, ist eine Umlaufbahn um die
Sonne. Wenige Minuten nach dem Start landeten zwei Booster der
Erststufe stehend und zeitgleich unweit vom Weltraumbahnhof. Die
dritte Antriebsrakete stürzte nach Angaben von Tesla- und SpaceX-Chef
Elon Musk wegen Treibstoffmangels ins Meer. Sie sollte aufrecht auf
einer schwimmenden Plattform landen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7704: Aus aller Welt - 07.02.2018 (SB)




VOM TAGE



US-Vizepräsident Pence bedroht massivst Nordkorea

Donald Trumps Stellvertreter Mike Pence hat auf dem Weg zu den
Olympischen Winterspielen im südkoreanischen Pyeongchang Nordkorea
massivst bedroht. Zum einen kündigte Pence der Volksrepublik noch für
die Zeit der Spiele die bislang schärfsten und aggressivsten
Wirtschaftssanktionen an, die solange aufrechterhalten bleiben
sollen, bis Pjöngjang überprüfbar und unumkehrbar sein Nukleararsenal
abbaut. Zum anderen drohte Pence den Nordkoreanern mit einem
Atomkrieg. Die bekannte Formulierung der US-Führung lautet "alle
Optionen auf dem Tisch". Nebenbei will Pence die Spiele nicht nur für
die Propaganda seiner Regierung nutzen, sondern auch verhindern, daß
der US-Widersacher Kim Jong-un die Veranstaltung seinerseits zu
Propagandazwecken kapert. Bei der Eröffnung der Spiele will Pence die
Delegation der US-Sportler leiten. Der Vizepräsident hatte vor seinem
Weiterflug nach Südkorea den japanischen Ministerpräsidenten Shinzo
Abe in Tokio aufgesucht. Dem Verbündeten in einem Krieg gegen
Nordkorea sagte Pence die Lieferung modernster militärischer Mittel
zu. Japan ist aufgrund seiner Nachkriegsverfassung keine Atommacht,
allerdings laut Abe auch nicht bereit, ein nuklearbewaffnetes
Nordkorea zu akzeptieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7665: Medizin und Gesundheitswesen - 07.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Kein Rückgang des künstlichen Kniegelenkersatzes

Trotz allen medizinischen Fortschritts und der Entwicklung neuer
Medikamente bekommen Patienten mit rheumatoider Arthritis (RA)
genauso viele künstliche Kniegelenke eingesetzt wie vorher. Das ist
laut Deutschem Ärzteblatt das Ergebnis einer Studie, die Matthew A.
Harb und Mitarbeiter vom SUNY Downstate Medical Center in New York
durchgeführt hatten. Eine Analyse des Nationwide Inpatient Sample aus
den Jahren 2002 bis 2013 zeigte, daß die Einführung von DMARDs
(disease-modifying antirheumatic drugs) nicht zur Abnahme von
Kniegelenksersatzoperationen geführt hat. Dabei sollen DMARDs das
Fortschreiten der Gelenkzerstörung bei einer RA bremsen und so die
Lebensqualität verbessern. Daher empfiehlt das American College of
Rheumatology auch einen frühen Einsatz von DMARDs.

7. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7692: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Tunesischer Drogendealer taucht nach Festnahme unter

Die Berliner Polizei hat Mitte Dezember einen mutmaßlichen
Drogendealer aus Tunesien festgenommen und wieder laufen gelassen.
Trotz seiner insgesamt 18 Identitäten konnte er anhand von
Fingerabdrücken identifiziert werden. Bei dem Mann handelte es sich
um einen abgelehnten und seit Wochen ausreisepflichtigen
Asylbewerber, der inzwischen untergetaucht ist, wie der Rundfunk
Berlin-Brandenburg (RBB) am Mittwoch berichtete. Warum der Mann auf
freien Fuß gesetzt wurde, konnte der RBB zunächst nicht in Erfahrung
bringen. Dem Sender zufolge handelt es sich bei dem Tunesier um einen
Islamisten bzw. einen sogenannten Gefährder. Das ist kein Haftgrund.
Der Landesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei, Philipp,
reagierte auf den RBB-Bericht mit der Forderung nach Abschiebehaft
und Unterbindungsgewahrsam für potentielle Gewalttäter.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7618: Sprache, Kunst und Medium - 07.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Monika Grütters wird wohl Kulturstaatsministerin bleiben

Obwohl sich die SPD während der Sondierungsgespräche mit der Union für
eine Übernahme des Kulturressorts stark gemacht hat, wird wohl die
CDU-Politikerin Monika Grütters das von ihr seit 2003 bekleidete Amt
auch in der bevorstehenden Großen Koalition behalten.

Zwar hatte die SPD gefordert, ein eigenständiges Kulturministerium
einzurichten und damit nicht mehr als Anhängsel des Kanzleramts und
dessen Etat abhängig zu sein. Aber laut Deutschlandfunk wird die
56jährige weiter als Beauftragte für Kultur und Medien fungieren.

Nach dem neuen Koalitionsvertrag soll die Kultur aber mehr in der
Fläche gestärkt werden. Für die Bildung sind ohnehin in der Hauptsache
die Länder zuständig.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7682: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Israelischer Angriff auf Militäreinrichtung bei Damaskus

Israelische Kampfjets haben offenbar aus dem libanesischen Luftraum
heraus Militäreinrichtungen bei Damaskus mit Raketen angreifen
wollen. Die meisten Geschosse konnten nach Angaben der syrischen
Nachrichtenagentur Sana von der syrischen Luftwaffe abgefangen
werden. Angaben zu Schäden an der Militäreinrichtung in Dschamraja
lagen am Mittwoch nicht vor. In der Ortschaft sind syrische
Eliteeinheiten stationiert. Bei der Militäreinrichtung soll es sich
um ein ehemaliges Forschungszentrum für Chemiewaffen handeln. Die in
Großbritannien ansässige Syrische Beobachtungsstelle für
Menschenrechte berichtete von einem Munitionslager, welches von
mehreren Raketen getroffen worden sei. Derselben Quelle zufolge galt
der israelische Angriff Stellungen der syrischen Armee und ihrer
Verbündeten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7696: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.02.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Parlament verzichtet auf transnationale Listen

Das Europaparlament hat am Mittwoch die Initiative von
Sozialdemokraten, Grünen und Linken für eine Wahlrechtsreform
scheitern lassen. Im Plenum sprachen sich 368 Abgeordnete gegen die
Einführung länderübergreifender Listen aus. 274 waren dafür, 34
enthielten sich. Zur Disposition stehen die 73 Sitze im Straßburger
Parlament, die 2019 nach Auszug der Briten frei werden. 27 Sitze
hätten anhand länderübergreifender Wahllisten besetzt werden sollen,
so der Vorschlag des Verfassungsausschusses. Jeweils fünf Sitze
sollten an Frankreich und Spanien vergeben werden, welche zur Zeit im
Parlament unterrepräsentiert sind. Außerdem hätte das Parlament von
751 auf 705 Sitze verkleinert werden sollen. Mit der Einführung von
Europalisten hätten EU-Bürger Abgeordnete aus anderen Ländern als dem
eigenen wählen können. Dementsprechend hätten sie sich mit der
Politik dieser Länder auseinandersetzen müssen. Die
Grünen-Fraktionsvorsitzende Ska Keller bedauerte nach der
Parlamentsabstimmung den Verzicht auf eine europaweite Debatte über
Ländergrenzen hinweg. Die nächsten Wahlen zum EU-Parlament finden in
gut einem Jahr statt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7668: Tragisches und Kurioses - 07.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Google kauft in Manhattan Markt- und Bürogebäude für Rekordsumme

Der Suchmaschinendienst Google, der in Kalifornien groß und
schwerreich geworden ist, hat in New York den Gebäudekomplex Chelsea
Market für die Rekordsumme von 2,4 Mrd. US-Dollar gekauft.

Wie das Handelsblatt berichtete, handelt es sich um einen der
teuersten Immobilienabschlüsse überhaupt. Früher, als die Gegend im
Westen Manhattans noch hauptsächlich Gewerbegebiet war, hatte es sich
um eine Keksfabrik gehandelt, die später mit einem Büroturm überbaut
wurde.

Inzwischen gehört die Adresse zu den gefragtesten Immobilien auf der
Halbinsel. Ebenerdig und auf den unteren Etagen befinden sich teure
Geschäfte und Lokalitäten, während die Büroflächen an namhafte Firmen
vermietet sind.

Google selbst hält mehrere der oberen Etagen besetzt. Vermutlich will
das Unternehmen die Verträge nach und nach kündigen oder auslaufen
lassen, um selbst einzuziehen. Die Kalifornier hatten bereits 2010
direkt gegenüber auf der anderen Straßenseite ein Bürogebäude für 1,7
Mrd. Dollar erstanden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7693: Arbeit, Soziales und Familie - 07.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Realistischer Blick auf Einkommenssituation von Familien

Die Bertelsmannstiftung hat eine neue Studie zum Armutsrisiko von
Familien mit Kinder vorgestellt. Bislang wurde das Armutsrisiko nach
Maßgabe der OECD ohne Gewichtung der Einkommenssituation der
Betroffenen berechnet. Die aktuelle Studie für das Jahr 2015 ist den
Angaben zufolge genauer. Die Wissenschaftler der Ruhr-Universität
Bochum unter Leitung von Prof. Notburga Ott (Sozialpolitik) und Prof.
Martin Werding (Sozialökonomie) führen an, daß bei geringen Einkommen
jedes weitere Kind das Familienbudget stärker belastet als bei
reicheren Familien. Der Studie zufolge war rund jede achte Familie
mit zwei Eltern und einem Kind und jede fünfte mit drei Kindern
armutsgefährdet. Das heißt, die Haushaltseinkommen betrugen weniger
als 60 Prozent des mittleren Einkommens aller Haushalte der
betrachteten Gesellschaft. Bei Alleinerziehenden betrug das
Armutsrisiko 68 Prozent. Das waren 20 Prozentpunkte mehr als in
bisherigen Armutsstudien. Die Studienautoren kritisieren an der
Berechnungsmethode der OECD, daß dabei Einkommen armer Haushalte
systematisch über- und die reicher Haushalte unterschätzt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7676: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 07.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Umweltschützer wollen Erdölsuche in Arktis verhindern

Norwegens Umweltschützer lassen sich auch von einem Gerichtsurteil
nicht beeindrucken. Wie afp gerade meldete, haben Vertreter von
Greenpeace Norwegen und der Organisation Natur og Ungdom angekündigt,
gegen das Urteil von Anfang Januar Berufung einzulegen. Die Richter
hatten dem norwegische Staat das Recht zugesprochen, Lizenzen für
Ölbohrungen in der Arktis zu vergeben. Nach Ansicht der Richter soll
der norwegische Staat nicht für CO2-Emissionen verantwortlich gemacht
werden können, die durch ins Ausland exportiertes Erdöl entstehen.
Das sehen die Umweltschutzorganisationen ganz anders. Ihnen zufolge
verstoßen die Genehmigungen zur Erdölsuche in dem Gebiet gegen die
Verfassung und gegen das Pariser Klimaschutzabkommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7681: Märkte und Finanzen - 07.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Soon-Shiong kauft Los Angeles Times und San Diego Union-Tribunal

Der 65jährige Milliardär Patrick Soon-Shiong kauft für rund 500
Millionen US-Dollar die Zeitungen Los Angeles Times und San Diego
Union-Tribunal des Medienhauses Tronc. Der in Los Angeles wohnhafte
Chirurg verdankt sein Vermögen Geschäften mit verschiedenen
Biotechfirmen, darunter das deutsche Dialyseunternehmen Fresenius.
Außerdem ist Soon-Shiong Mitentdecker des Krebsmittels Abraxis. 2016
hatte der Unternehmer einen Anteil von 13 Prozent an Tronc erworben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7699: Aus Forschung und Technik - 07.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Update verbessert Kamerafunktionen von Goolge-Smartphones

Google hat die Kamerafunktionen seiner Smartphones verbessert. Nach
einer Meldung auf Golem.de hat das Unternehmen ein Firmware-Update
veröffentlicht, das bessere Aufnahmen verspricht. Außerdem soll es
endlich den Bildverarbeitungschip Visual Core aktivieren, der den
Hauptprozessor entlasten und dafür sorgen soll, daß rechenintensive
Aufnahmen zügiger berechnet werden. Vor allem HDR+-Aufnahmen sollen
dadurch beschleunigt werden. Da der Chip weniger Energie benötigt,
ist zudem eine Verlängerung der Akkulaufzeit zu erwarten. Und
schließlich soll seine Aktivierung die Aufnahmezeit verkürzen, so daß
es beim Druck auf den Auslöser zu keinerlei Verzögerungen mehr kommt.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/515: Erste Bernsteinfossilien Neuseelands entdeckt (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 06.02.2018

Erste Bernsteinfossilien Neuseelands entdeckt

Paläontologen finden große Bernsteinvorkommen auf der Südhalbkugel



(pug) Ein internationales Forscherteam unter Leitung von Prof. Dr.
Alexander Schmidt vom Geowissenschaftlichen Zentrum der Universität
Göttingen und Prof. Dr. Daphne Lee von der University of Otago in Dunedin
hat erstmals neuseeländische Bernsteineinschlüsse entdeckt und untersucht.
An mehreren Fundstellen fanden sie Spinnen, Milben, Mücken, Käfer und
andere Gliederfüßer sowie Pilze, die seit bis zu 25 Millionen Jahren im
Bernstein konserviert sind. Die Ergebnisse sind in der Fachzeitschrift
Gondwana Research erschienen.




[image: Foto: © International Association for Gondwana Research und Alexander Schmidt, Universität Göttingen]

Erster fossiler Beleg von Rußtaupilzen der Südhemisphäre.

Foto: © International Association for Gondwana Research und Alexander Schmidt, Universität Göttingen



Bernstein ist fossiles Baumharz, das bekannt ist für die detailgenaue
Erhaltung von Organismen, die sonst kaum oder überhaupt nicht als
Fossilien gefunden werden. Bernsteineinschlüsse sind daher besonders
wichtig für die Rekonstruktion von Ökosystemen in der Erdgeschichte. Große
fossilienhaltige Bernsteinlagerstätten fanden sich jedoch bisher nur auf
der Nordhalbkugel der Erde, was zu erheblichen Lücken im Verständnis der
Evolutionsgeschichte bestimmter Organismengruppen führte.
"Unsere Funde zeigen, dass Bernsteine mit Einschlüssen von Fossilien auch
auf der Südhalbkugel der Erde in großen Lagerstätten vorkommen. Über 30
Bernsteinfundstellen haben wir in ganz Neuseeland dokumentieren können",
erläutert der Göttinger Paläontologe Schmidt. "Die Bernsteine und ihre
Einschlüsse helfen, die komplizierte geologische und biologische
Geschichte Neuseelands zu entschlüsseln."

Die neu entdeckten Fossilien aus dem Oligozän und Miozän sind 15 bis 25
Millionen Jahre alt. Unter den zahlreichen im neuseeländischen Bernstein
eingeschlossenen Gliederfüßern befinden sich Spinnen mit Resten ihrer
Netze und darin gefangene Beute, Pseudoskorpione, bodenbewohnende Milben,
verschiedene Mücken, Schildläuse, parasitische Wespen, Ameisen, Käfer und
Staubläuse. Insgesamt handelt es sich um Vertreter von zehn Ordnungen und
etwa 20 Familien von Gliederfüßern; hinzu kommen verschiedene Pilze und
Pflanzenreste.

"Einige dieser Gliederfüßer repräsentieren die ersten fossilen Belege
ihrer Gruppen von der gesamten Südhalbkugel", erklärt die neuseeländische
Paläontologin Lee. Das fossile Harz stammt von den Vorläufern der
Kauri-Bäume, die heute noch auf der Nordinsel Neuseelands zu Hause sind und nach
wie vor sehr viel Harz abgeben. "Das heißt, dass sich die pflanzliche
Herkunft der neuseeländischen Harze seit mindestens 25 Millionen Jahren
nicht geändert hat. Die Bernsteinfossilien helfen daher zu verstehen, wie
sich diese sehr langlebigen Waldökosysteme in geologischen Zeitmaßstäben
entwickelt haben", so Lee.

An der Studie waren 27 Biologen, Paläontologen und Geologen von 16
Instituten aus acht Ländern beteiligt.


Originalpublikation:

Schmidt, A. R. et al. (2018):

Amber inclusions from New Zealand. Gondwana Research,

https://doi.org/10.1016/j.gr.2017.12.003
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MELDUNG/514: Evolutionsbiologie - Schwämme kommen mit wenig Sauerstoff aus (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 06.02.2018

Evolutionsbiologie - Schwämme kommen mit wenig Sauerstoff aus



Schwämmen, mit die einfachsten Tiere, fehlt ein molekularer Signalweg,
mit dem andere Tiere intern Sauerstoff regulieren. Haben sie andere
Mechanismen dafür entwickelt oder lebten ihre frühesten Vorfahren in einer
sehr sauerstoffarmen Welt?

Gert Wörheides Forschungsfragen führen ihn mehr als 650 Millionen Jahre
zurück zu den Anfängen des tierischen Lebens auf der Erde. Jüngst konnte
der Geobiologe zeigen, dass Schwämme, und nicht Rippenquallen sehr
wahrscheinlich die Schwestergruppe aller anderen Tiere sind. Sie spalteten
sich nah der Wurzel vom Stammbaum der Tiere ab, aus der anderen Linie
entwickelten sich alle anderen Tiere. In ihrer neueste Studie zeigt sein
Team nun, in Zusammenarbeit mit der Arbeitsgruppe von Professor Canfield
von der University of Southern Denmark, dass Schwämme im Gegensatz zu fast
allen anderen Tieren mit sehr wenig Sauerstoff zurechtkommen. Wie die
molekulargenetische Analysen von Wörheide, Inhaber des Lehrstuhls für
Paläontologie und Geobiologie an der LMU, nun zeigen, fehlt ihnen zudem
ein bestimmter Signalweg, mit dem Tiere in ihren Geweben und Zellen
Sauerstoff regulieren können. Darüber berichtet das Team nun aktuell im
Fachjournal eLife.

Die überwiegende Mehrheit aller heute lebenden Tiere braucht Sauerstoff
zum Leben. Für den Fall, dass dieser nicht ausreichend vorhanden ist,
verfügen sie über einen molekularen Signalweg, den sogenannten HIF
Signalweg, der es ihnen erlaubt, Sauerstoff in den Zellen zu regulieren,
um somit ein bestimmtes Level an Sauerstoff im Körper aufrechtzuerhalten.
Bislang war unklar, ob auch alle tierischen Vorfahren über diese Fähigkeit
verfügten.

In Experimenten in Aquarien am Lehrstuhl von Gert Wörheide fand das Team
nun heraus, dass der Meeresschwamm Tethya wilhelma mit nur 0,25 Prozent
des heutigen Sauerstoffgehalts in den Meeren zurechtkommt. "Das hat uns
sehr überrascht", sagt Wörheide, und es führte zu der Frage, wie Schwämme
mit Sauerstoffknappheit umgehen. Anschließende genetische Analysen
zeigten, dass Schwämmen, wie auch den ebenfalls analysierten
Rippenquallen, wichtige Komponenten des HIF Signalweg fehlen, mit dem
Tiere normalerweise den Sauerstoffgehalt in ihrer Umgebung wahrnehmen und
Schwankungen ausgleichen.

Wörheide beabsichtigt nun in weiteren Studien zu klären, ob Schwämme einen
anderen Mechanismus dafür entwickelt haben oder einfach nur generell mit
sehr wenig Sauerstoff auskommen. Diese Frage hat auch große Bedeutung für
das Verständnis der Evolutionsgeschichte auf unserem Planeten. "Niemand
weiß genau, wie es im Präkambrium auf der Erde aussah. Weder Schwämme noch
Rippenquallen - beide die Schwestergruppen der anderen Tiere - besitzen
allerdings die Fähigkeit, den Gehalt von Sauerstoff in der Umgebung so wie
andere Tiere durch den HIF Signalweg wahrzunehmen und darauf zu reagieren.
Und da Schwämme, wie wir experimentell zeigen konnten, anscheinend mit
sehr wenig Sauerstoff auskommen, könnte man durchaus rückschließen, dass
die frühesten gemeinsamen Vorfahren der Tiere womöglich in einer sehr
sauerstoffarmen Umwelt atmeten", sagt Wörheide.


Publikation

Daniel B. Mills, Warren R. Francis, Sergio Vargas, Morten Larsen, Coen
P.H. Elemans, Donald E. Canfield, Gert Wörheide:

"The last common ancestor of animals lacked the HIF pathway and respired
in low-oxygen environments"

In: eLife 2018

https://doi.org/10.7554/eLife.31176
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ZOOLOGIE/1489: Als Spinnen noch Schwänze besaßen (idw)


Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
Biodiversitätsforschung - 05.02.2018

Als Spinnen noch Schwänze besaßen



Chimerarachne yingi aus dem 100 Millionen Jahre alten Burmesischen
Bernstein wurde in der renommierten Zeitschrift Nature Ecology and
Evolution von einem Forscherteam aus China, Deutschland, der USA und
England unter Beteiligung von Jason Dunlop vom Museum für Naturkunde
Berlin beschrieben. Chimerarachne schaut wie eine Spinne aus und zeigt
einige wichtige Merkmale der Webspinnen. Überraschend ist der lange
geiselartige Schwanz. Die Autoren vermuten daher, dass Chimerarachne
entweder die primitivste bekannte Spinne ist oder zu einer Gruppe
ausgestorbene Spinnentiere gehört, die sehr nah am Ursprung der Spinnen
lag. Fest steht: es gab eine Zeit in der Spinnen Schwänze besaßen.

Webspinnen sind eine der Erfolgsgeschichte der Natur, mit mehr als 47.000
lebenden Arten. Sie haben einige Schlüsselmerkmale entwickelt: u.a. (1)
Spinnwarzen, um Seide für Netze zu produzieren oder um ihre Eier darin
einzuwickeln, (2) ein männliches Tastorgan, mit dem die Spermien während
der Paarung in das Weibchen übertragen werden, und (3) Gift, um ihre Beute
zu lähmen. Chimerarachne yingi schaut auf den ersten Blick aus wie ein
Vertreter der Gliederspinnen (Mesothele). Das sind die primitivsten
bekannten lebenden Webspinnen. Diese besitzen immer noch einen
segmentierten Hinterleib. Aufgrund der Anatomie der Gliederspinnen
erwarteten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler bei der
Untersuchung des Objektes vier Paare Spinnwarzen zentral an der Bauchseite
des Hinterleibs. Chimerarachne hat nur zwei Paare gut entwickelter
Spinnwarzen am hinteren Bereich des Hinterleib, jedoch zusätzlich noch ein
kleines Paar, welches möglicherweise noch im Entwickelungsprozess war. Das
Tastorgan ist einfach und ähnelt eher dem einer Langkieferspinne (z.B.
Vogelspinne) als einer Gliederspinne. Ob Chimerarachne giftig war konnte
nicht erforscht werden. Bekannt ist, dass die Vorfahren der Spinnentiere
wahrscheinlich einen Schwanz besaßen, ähnlich den noch lebenden
Geißelskorpionen. "Unsere vertiefende Forschung an Chimerarachne ergab,
dass es eine Zeit gab, in der es in der Natur Spinnen mit Schwänzen gab",
so Wissenschaftler Jason Dunlop, "und dies will ich an alle, die sich für
Natur und Spinnen begeistern kommunizieren". Alle Merkmale zusammen
betrachtet besaß Chimerarachne einen recht einzigartigen Körperbau unter
den Spinnentieren und kann wichtige Fragen zum Aufbau und Aussehen
ursprünglicher Spinne beantworten, z.B. wie sich Spinnwarzen und
Tastorgane entwickelt haben.

Chimerarachne gilt aber nicht als direkter Vorfahre der modernen
Webspinnen. Fossilen von Spinnen sind bereits aus über 300 Millionen Jahre
alten Gesteinen bekannt. Stattdessen gehört Chimerarachne einer
ausgestorbenen Gruppe an, aus der die Webspinnen entstanden sind. Der Name
Chimerarachne stammt von dem Mischwesen "Chimära" aus der griechischen
Mythologie und wurde ausgewählt, da die Fossilien Merkmale verschiedene
Spinnentiere verbinden. Der Artname yingi ehrt Herr Yanling Ying, Sammler
eines der neue Tiere.



Veröffentlicht in: Wang, B., Dunlop, J. A., Selden, P. A., Garwood, R. J.,
Shear, W. A., Müller, P. & Lei, X. 2018. Cretaceous arachnid Chimerarachne
yingi gen. et sp. nov. illuminates spider origins. Nature Ecology and
Evolution. 

Doi http://dx.doi.org/10.1038/s41559-017-0449-3
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Wissenschaftler untersuchen molekulare Grundlagen der sozialen Evolution
von Termiten



Wissenschaftler haben erstmals die molekularen Grundlagen für die
Evolution der Lebensweise Staaten bildender Termiten und Ameisen
verglichen. Sie wiesen ähnliche Prozesse trotz fehlender
verwandtschaftlicher Nähe nach. An der Studie waren Wissenschaftler aus
elf Forschungseinrichtungen in sechs Ländern beteiligt.

Ein Phänomen, das schon Charles Darwin faszinierte, ist die Entstehung
riesiger komplexer Insektengesellschaften aus einzelgängerischen Vorfahren
- wie bei Termiten und Ameisen. Die Staaten bildenden Termiten und Ameisen
sind einander sehr ähnlich: Sie haben die gleiche, als "eusozial"
bezeichnete Lebensweise. Damit verbunden sind Besonderheiten wie die
Bildung von Kasten, die mit einer Aufgabenteilung einhergeht, zum Beispiel
Arbeiter und Soldaten. Termiten und Ameisen sind jedoch nicht nah
miteinander verwandt. Im Gegenteil: Während sich die eusozialen Termiten
vor rund 150 Millionen Jahren innerhalb der Schaben entwickelten,
entstanden Ameisen und andere eusoziale Hautflügler, darunter Bienen, erst
50 Millionen Jahre später an einem weit entfernten Zweig im
Insektenstammbaum. Wissenschaftler um den Bioinformatiker Prof. Dr. Erich
Bornberg-Bauer von der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster (WWU)
und Evolutionsbiologin Prof. Dr. Judith Korb von der
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg verglichen nun erstmals die molekularen
Grundlagen für die Evolution einer eusozialen Lebensweise bei beiden
Gruppen. Die Studie wurde in der Fachzeitschrift "Nature Ecology and
Evolution" veröffentlicht.

Alle wichtigen Informationen für den Bauplan und das Verhalten eines
Organismus sind in seinem Genom enthalten, also in seinem Erbgut. Der
Vergleich von Genomen kann daher wertvolle Hinweise darauf liefern, wie
Evolution über Hunderte Millionen von Jahren erstaunlich komplexe
Organismen hervorgebracht hat. So wiesen die Forscher nun unter anderem
nach, dass die eusozialen Termiten genetische Besonderheiten in jenen
Abschnitten des Genoms aufweisen, die die Informationen für die an der
chemischen Kommunikation beteiligten Chemorezeptoren tragen.

"Im Vergleich zu den nahe verwandten Schaben sind die betroffenen
Proteinfamilien zwar stark verkleinert, aber in ihrer Funktion stark
differenziert, was auf ihre besondere Bedeutung hinweist", unterstreicht
Erich Bornberg-Bauer. Die chemische Kommunikation - also die Verständigung
über Duftstoffe - ermöglicht es Staaten bildenden Insekten beispielsweise,
die eigenen Nestgenossen zu erkennen sowie die verschiedenen Kasten zu
unterscheiden. Sie ist für diese Tiere von zentraler Bedeutung.

Die Ergebnisse decken sich auf den ersten Blick mit den Resultaten von
früheren Studien zur Entstehung von Eusozialität bei Ameisen und Bienen.
Bei genauerem Hinsehen entdeckten die Forscher jedoch, dass sich bei
Ameisen und Bienen eine zwar verwandte, aber deutlich andere
Chemorezeptor-Familie als bei Termiten zur Erkennung von Duftstoffen mit
den Fühlern spezialisiert hat. "Dies ist somit ein klassisches Beispiel
'konvergenter' Evolution: Unter einem ähnlichen Selektionsdruck
entwickelten beide Gruppen unabhängig voneinander ähnliche molekulare
Grundlagen für eine eusoziale Lebensweise", sagt Genomik-Experte Dr. Mark
Harrison, Erstautor der Studie. Die Wissenschaftler wiesen weitere
Konvergenzen nach, darunter bei DNA-Abschnitten, die eine Rolle bei der
Herstellung von Kohlenwasserstoffen für die Kutikula, also den
Insektenpanzer, spielen. Diese kutikulären Kohlenwasserstoffe bilden die
Grundlage der Kommunikation innerhalb eines Insektenstaats, da sie den zur
gegenseitigen Erkennung nötigen "Duftstoffmix" enthalten.

Im Zuge der Studie sequenzierten die Wissenschaftler erstmals das Genom
einer Schabe (Deutsche Küchenschabe, Blattella germanica) sowie einer
Trockenholz-Termite (Cryptotermes secundus). Sie verglichen die Genome,
die genetische Aktivität sowie die Gesamtheit der Proteine (Proteom)
dreier Termitenarten und der Schabe. Die Ergebnisse verglichen sie zudem
mit entsprechenden Daten von 16 anderen Insektenarten, darunter
verschiedene Ameisenarten. Dabei rekonstruierten sie mithilfe spezieller
Algorithmen auch die genetische Ausstattung der Vorfahren heutiger
Termiten. Auf diese Weise konnten sie die Entstehung zufälliger Mutationen
nachvollziehen, die die dann folgende Entwicklung hin zur Eusozialität
erst ermöglichten.

Als eine der wichtigsten Ursachen für die den molekularen Anpassungen
zugrunde liegenden Änderungen im Genom entdeckten die Forscher sogenannte
Transposons, also DNA-Abschnitte, die ihre Position im Genom verändern
können und im Laufe der Evolution "springen". "Wir konnten rekonstruieren,
dass eine bestimmte Klasse von Transposons lange vor der Entstehung der
Termiten zur Vergrößerung von anscheinend an der Kommunikation beteiligten
Proteinfamilien beigetragen hat", ergänzt Dr. Evelien Jongepier, ebenfalls
Erstautorin. Diese Protein-Expansionen verliehen den Schaben das größte
bisher bekannte Insektenproteom und könnten auch die Evolution der
Eusozialität bei Termiten gefördert haben.

An der Studie waren Wissenschaftler aus elf Forschungseinrichtungen in
sechs Ländern beteiligt, darunter Forscher der Universität Freiburg und
der Universität Pompeu Fabra in Barcelona, Spanien, der University of
Illinois in Urbana-Champaign, der North Carolina State University, USA,
sowie vom Baylor College of Medicine Human Genome Sequencing Center,
Houston, USA, im Rahmen des "i5k"- Genomsequenzierungsprogramms. Die
Wissenschaftler aus Deutschland wurden von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft unterstützt.

Eusozialität



Wissenschaftler unterscheiden zwischen verschiedenen Formen des
Zusammenlebens und der Staatenbildung bei Tieren. Die komplexeste Form ist
die "Eusozialität". Sie beinhaltet das Zusammenleben mehrerer
Generationen, die gemeinsame Brutpflege und die "reproduktive
Arbeitsteilung", bei der sich nur ausgewählte Individuen innerhalb der
Gruppe fortpflanzen, beispielsweise die Königin und der König bei
Termiten.


Originalpublikation:

Harrison M. C., Jongepier E., Robertson H. M. et al. (2018):

Hemimetabolous genomes reveal molecular basis of termite eusociality;

Nature Ecology and Evolution (Advance Online Publication),

doi:10.1038/s41559-017-0459-1
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FORSCHUNG/461: Klimaschwankungen in Vergangenheit und Zukunft (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung -
- 05.02.2018

Klimaschwankungen in Vergangenheit und Zukunft

AWI-Wissenschaftler vergleichen weltweite Temperaturvariabilität von Eis-
und Warmzeiten



AWI-Forscher haben anhand eines einmaligen weltweiten Vergleichs von Daten
aus Bohrkernen vom Meeresboden und von polarem Gletschereis gezeigt, dass
die Klimaschwankungen von Kalt- zu Warmzeiten zwar weltweit abnahmen, aber
keinesfalls so stark wie bislang gedacht. Bisher ging man davon aus, dass
Kaltzeiten von extremen Temperaturvariabilitäten geprägt waren, während
Warmzeiten relativ stabil erschienen. Ihre Ergebnisse veröffentlichen die
Wissenschaftler jetzt vorab online in der Fachzeitschrift Nature.

Wer wissen will, wie sich das Klima in Zukunft verändert, der sollte in
die Vergangenheit schauen. Denn aus den Klimaveränderungen, die vor
Tausenden von Jahren stattgefunden haben, kann man Vorhersagen für die
künftigen Entwicklungen des Klimas verbessern. Aus dem Vergleich von
Schichten in Eisbohrkernen und Meeressedimenten haben Forscher unter
anderem abgeleitet, wie sich die Temperatur auf der Erde im Laufe der Zeit
im Mittel verändert hat, aber auch wie stark die Schwankungen dabei waren.
Seit dem Höhepunkt der letzten Eiszeit vor 21.000 Jahren hat sich die Erde
bis zu unserer heutigen Warmzeit (Holozän) um durchschnittlich etwa fünf
Grad Celsius erwärmt. Im Hinblick auf die kommende Erwärmung des Klimas
ist es für die heutige Bevölkerung der Erde äußerst wichtig, ob die
Temperaturen dabei stabil steigen oder kurzfristig stark schwanken.
Häufigkeiten von Extremereignissen sind essentielle Richtwerte für
Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel, denn beispielsweise beim
Hochwasserschutz, beim Verkehr und bei Baumaterialien muss man sich auf
das Extrem einstellen, nicht nur auf den Mittelwert.

Klimawissenschaftler der Helmholtz-Nachwuchsgruppe ECUS am
Alfred-Wegener-Institut Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung
(AWI) in Potsdam haben nun ermittelt, wie sich die Temperatur-Variabilität
veränderte als sich die Erde aus der Eiszeit hin zu unserer heutigen
Warmzeit erwärmte. Bislang ging man davon aus, dass die Temperaturen
während der letzten Eiszeit extrem schwankten, und unsere gegenwärtige
Warmzeit in der Regel nur sehr kleine Temperaturausschläge zeigte. Diese
Interpretation basierte auf den Wasser-Isotopen-Informationen
grönländischer Eisbohrkerne.

Das Team unter Leitung von Dr. Kira Rehfeld und Dr. Thomas Laepple hat
durch einen Vergleich der grönländischen Daten mit denen aus Sedimenten
verschiedener Meeresgebieten der Welt sowie aus Eisbohrkernen der
Antarktis zeigen können, dass das Phänomen starker Temperaturschwankungen
während einer Eiszeit keineswegs global gleichförmig auftrat, sondern
regional unterschiedlich ausgeprägt war. In den Tropen etwa waren zum
Höhepunkt der letzten Eiszeit die Temperaturschwankungen dreimal stärker
ausgeprägt als heute, während die Eiskerne auf 70-fach höhere Schwankungen
in Grönland hinweisen. "Die Eisbohrkerne aus Grönland sind ohne Zweifel
ein wichtiger Baustein, um das Klima vergangener Zeiten zu verstehen.
Gleichzeitig belegt unsere Studie, dass die für Grönland ermittelten
Schlussfolgerungen nicht immer repräsentativ für die ganze Welt sind",
sagt Nachwuchsgruppenleiter Laepple, der ebenfalls die ERC-Nachwuchsgruppe
SPACE leitet.

Die Leistung von Erstautorin Kira Rehfeld und ihren Kollegen besteht
darin, dass sie erstmals Daten aus verschiedenen Klimaarchiven und von
insgesamt 99 unterschiedlichen Orten zusammengebracht und verglichen
haben. Eisbohrkerne gelten in der Klimaforschung als Goldstandard, weil
sie recht störungsfrei geschichtet sind. Sedimentschichten des
Meeresbodens hingegen werden öfter von Rutschungen, Strömungen oder Tieren
umgeschichtet. Die AWI-Forscher haben mathematische Methoden entwickelt,
um die Unsicherheiten und möglichen Fehlerquellen bei der Auswertung der
verschiedenen Paläoklima-Archive abzuschätzen und in ihrer Analyse
berücksichtigen zu können. "Damit konnten wir die Sedimentproben mit den
Eisbohrkernen für die verschiedenen erdgeschichtlichen Epochen
vergleichen", so Laepple.

Dass es zur Eiszeit stärkere Schwankungen gegeben hat, liegt daran, dass
der Temperaturunterschied zwischen den vereisten Polargebieten und den
Tropen damals stärker ausgeprägt war, was zu einem dynamischeren Austausch
von warmen und kalten Luftmassen führte. "Wenn wir dieser Idee weiter
folgen, kommen wir zu dem Schluss, dass die Schwankungen langfristig mit
der Erderwärmung weiter abnehmen", sagt Rehfeld - einfach deshalb, weil
der Temperaturunterschied zwischen dem sich erwärmenden Norden und den
Tropen geringer wird. "Unsere Daten überspannen allerdings längere
Zeiträume von Jahrhunderten und Jahrtausenden - auf wenige Jahre genau
können wir nicht auflösen und damit nur indirekt Schlüsse auf Wetter
prägende Extremereignisse ziehen", so Klimawissenschaftlerin Rehfeld
weiter, die derzeit am British Antarctic Survey (BAS) forscht.

Klimamodellierer hatten den Mechanismus geringerer Variabilität unter
wärmeren Klimabedingungen bereits im Jahr 2014 vorgeschlagen [1]. Rehfeld,
Laepple und Kollegen ist es mit ihrer Analyse nun erstmals gelungen, diesen
Zusammenhang mit weltweiten Klimadaten aus der Vergangenheit zu
untermauern. Als zukünftige Aufgabe formulieren die AWI-Forscher: "Wir
wollen die Veränderungen der kurzfristigen Schwankungen in der
Vergangenheit und deren Zusammenhang mit langfristigen Klimaänderungen
detailliert untersuchen. Dazu brauchen wir zuverlässige Klimaarchive und
ein detaillierteres Verständnis darüber, wie diese zu interpretieren
sind." Die Trennschärfe so zu erhöhen, dass damit zukünftig auch
Extremereignisse in Paläo-Archiven abgebildet werden können, wie wir sie
heute erleben, sei eine der großen Herausforderungen für die kommenden
Jahre.


Originalpublikation:

Kira Rehfeld, Thomas Münch, Sze Ling Ho, Thomas Laepple: Global patterns
of declining temperature variability from Last Glacial Maximum to Holocene
(Nature, DOI: 10.1038/nature25454)



Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen der
gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung in
Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den Forschungseisbrecher
Polarstern und Stationen in der Arktis und Antarktis für die
internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das Alfred-Wegener-Institut ist
eines der 18 Forschungszentren der Helmholtz-Gemeinschaft, der größten
Wissenschaftsorganisation Deutschlands.


Anmerkung:

[1] https://www.ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2015/03/klimawandel-fuehrt-nicht-zu-winterextremen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung,

Ralf Röchert, 05.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RAUMFAHRT/979: Happy Birthday, Columbus - 10 Jahre Forschung in der Schwerelosigkeit (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 06.02.2018

Happy Birthday, Columbus: 10 Jahre Forschung in der Schwerelosigkeit



Das Weltraumlabor Columbus startete am 7. Februar 2008 seine Reise ins All
und ist nun seit zehn Jahren das wissenschaftliche Herzstück für
europäische Forschung auf der Internationalen Raumstation ISS. In der
Schwerelosigkeit gewinnen Forscher einzigartige Erkenntnisse aus
unterschiedlichsten Disziplinen, von Astrophysik über Materialforschung bis
hin zu Psychologie und Behandlungsmöglichkeiten in der Medizin. Das
Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) hat die Entwicklung und
Fertigung des ISS-Moduls im Auftrag der Europäischen Weltraumorganisation
ESA betreut, ist auf Forschungsebene mit Experimenten aktiv und leitet vom
Columbus-Kontrollzentrum in Oberpfaffenhofen aus den Betrieb.

Insgesamt 161 ESA-Experimente wurden im Columbus-Labor durchgeführt, wie
auch Experimente von 67 internationalen Partnern und kommerziellen Nutzern.
Mehr als hundert Astronauten waren dazu an Bord - beginnend mit Hans
Schlegel, der das Columbus-Modul im Rahmen der Mission STS-122 in Betrieb
nahm. Alexander Gerst wird im Juni 2018 für seine ISS-Mission "Horizons" zu
dem Labor in 400 Kilometer Höhe zurückkehren. Ein Arbeitsplatz, der bei dem
deutschen ESA-Astronauten viele Erinnerungen weckt - wie etwa der
improvisierte Einsatz von Rasierschaum, um beim Einbau des EML-Schmelzofens
Sägespäne einzufangen. An die erfolgreiche Arbeit von 2014 kann Alexander
Gerst anknüpfen, wenn er nun im Sommer den Probensatz der Anlage
austauschen wird, um eine neue Serie von materialphysikalischen
Experimenten zu ermöglichen.

Rund 80 Wissenschaftler und Ingenieure am Deutschen
Raumfahrtkontrollzentrum des DLR (GSOC) betreuen die europäischen
Aktivitäten auf der ISS: Seit bereits mehr als 87.600 Stunden überwacht und
koordiniert das Columbus-Kontrollzentrum des GSOC nun den Betrieb im
Columbus Modul an der ISS. In dieser Zeit sicherte die Bodencrew nicht nur
den Routinebetrieb, sondern musste auch ständig neue Herausforderungen
bewältigen. Dazu gehörten Softwareupdates des hochspeziellen
Betriebssystems ebenso wie Reparatur und Wartung der lebensnotwendigen
Systeme, wie etwa der Austausch einer 70 Kilogramm schweren Wasserpumpe.

Wissenschaftliches Neuland



So konnte das Weltraumlabor in seiner zehnjährigen Geschichte stets neues
wissenschaftliches Terrain erschließen. Dazu gehört auch die Erforschung
von Magnetfeldern und Grundlagen zur Entwicklung von Schutzschilden
mithilfe des Magnetic Field Experiment "MagVector/MFX". Im "Biolab"
hingegen konnten Wissenschaftler das Wachstumsverhalten von Pflanzen und
Mikroorganismen in der Schwerelosigkeit erforschen. Mit Spannung wird auch
die Fortsetzung der Plasmakristall-Experimente und der Experimente zur
Mensch-Roboter-Interaktion mit dem intelligenten DLR-Roboter Justin
erwartet:

Die Apparatur "PK-4" erlaubt es physikalische Prozesse in einem
Modellsystem für Flüssigkeiten und Festkörpern auf "atomarer" Ebene zu
untersuchen. Bereits die Entdeckung der Plasmakristalle 1994 führte dazu,
dass die Lehrbücher der Physik umgeschrieben werden mussten. Mit der für
den Herbst geplanten neuen Experimentreihe im Columbus-Labor hebt das 
DLR-Institut für Materialphysik im Weltraum Datenschätze für die nächsten
Jahrzehnte.

Das DLR-Institut für Robotik und Mechatronik bereitet derzeit zwei
Folgeexperimente im Rahmen des Projekts METERON vor. Die Astronauten an
Bord der ISS werden im Columbus-Labor den humanoiden Roboter Justin im DLR
Oberpfaffenhofen per Tablet steuern. Mittels einer einfachen Befehlseingabe
aus der Ferne soll der Roboter komplexe Aufgaben selbstständig ausführen.
In der zweiten Jahreshälfte ist dann ein Co-Worker-Experiment mit Alexander
Gerst geplant. Der deutsche ESA-Astronaut wird mit einem Tablet von der ISS
aus die nächste Entwicklungsstufe des zukünftigen Robonauten testen - das
intelligente Zusammenfügen von Elementen für den Aufbau eines Gerätes oder
einer Marsstation.

Internationale Zusammenarbeit



Die Internationale Raumstation ISS ist das größte Technologieprojekt aller
Zeiten: Der "Außenposten" der Menschheit im All wird derzeit gemeinsam von
den USA, Russland, den Mitgliedsstaaten der Europäischen
Weltraumorganisation ESA, Kanada und Japan betrieben. Das
DLR-Raumfahrtmanagement koordiniert dabei die deutschen Beiträge zu den
ISS-Programmen der ESA, in Bezug auf Ausbau, Betrieb und Nutzung der
Station und ist federführend bei der Umsetzung des nationalen
Nutzungsprogramms. Bei der Vorbereitung, Durchführung und Auswertung der
deutschen und europäischen Weltraumexperimente werden die Wissenschaftler
durch das Nutzerzentrum für Weltraumexperimente (MUSC) unterstützt. Für die
Ausbildung der Astronauten und des Betriebsteams des Columbus-Labors ist
das Europäische Astronautenzentrum (EAC) zuständig, in Zusammenarbeit mit
der DLR-Einrichtung Raumflugbetrieb und Astronautentraining. Das
Columbus-Kontrollzentrum im DLR Oberpfaffenhofen führt den Betrieb des
ISS-Moduls in enger Abstimmung mit den Astronauten sowie den
Kontrollzentren der NASA in Houston und Huntsville durch.


Die vollständige Pressemitteilung mit Bildern finden Sie unter:

 http://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-25978/year-all/#/gallery/29686

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 06.02.2018

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/
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WERKSTOFFE/1042: Flüssigkristall-Moleküle formen Nano-Ringe (idw)


Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY - 06.02.2018

Flüssigkristall-Moleküle formen Nano-Ringe



An DESYs Röntgenquelle PETRA III haben Forscher eine verblüffende Form
der Selbstorganisation in Flüssigkristallen untersucht: Werden die
Flüssigkristalle in zylindrische Nanoporen gefüllt und erhitzt, bilden
ihre Moleküle beim Abkühlen geordnete Ringe - ein Zustand, der in dem
Material sonst nicht natürlicherweise vorkommt. Dieses Verhalten
ermöglicht Nanomaterialien mit neuen optischen und elektrischen
Eigenschaften, wie das Team unter Leitung von Patrick Huber von der
Technischen Universität Hamburg (TUHH) im Fachblatt "Physical Review
Letters" berichtet.




[image: Abbildung: © A. Zantop/M. Mazza/K. Sentker/P. Huber, Max-Planck Institut für Dynamik und Selbstorganisation/Technische Universität Hamburg (TUHH)]

Blick in einen weitgehend geordneten Flüssigkristall in einer Nanopore.

Abbildung: © A. Zantop/M. Mazza/K. Sentker/P. Huber, Max-Planck Institut für Dynamik und Selbstorganisation/Technische Universität Hamburg (TUHH)



Die Wissenschaftler hatten eine besondere Form von Flüssigkristallen
untersucht, die aus scheibenförmigen Molekülen aufgebaut sind, sogenannte
diskotische Flüssigkristalle. In diesen Materialien können die
Scheiben-Moleküle von selbst hohe, elektrisch leitfähige Säulen bilden,
indem sie sich wie Münzen aufeinanderstapeln. Die Forscher füllten
diskotische Flüssigkristalle in Nanoporen in einem Silikatglas. Die
zylindrischen Poren hatten einen Durchmesser von nur 17 Nanometern
(millionstel Millimetern) und eine Tiefe von 0,36 Millimetern.

Dort wurden die Flüssigkristalle auf rund 100 Grad Celsius erhitzt und
kühlten anschließend langsam ab. Dabei formten sich aus den zunächst
ungeordneten Scheiben-Molekülen konzentrische Ringe, die wie rund gebogene
Säulen angeordnet waren. Beginnend vom Rand der Pore bildete sich mit
sinkender Temperatur schrittweise ein Ring nach dem anderen, bis bei etwa
70 Grad nahezu der gesamte Querschnitt der Pore mit konzentrischen Ringen
aufgefüllt war. Beim erneuten Erhitzen verschwanden die Ringe nach und
nach wieder.

"Diese Änderung der molekularen Struktur in dem eingeschlossenen
Flüssigkristall lässt sich mit Methoden der Röntgendiffraktion sehr genau
als Funktion der Temperatur verfolgen", erläutert DESY-Forscherin Milena
Lippmann aus dem Autorenteam, die die Experimente an DESYs Messstation P08
bei PETRA III vorbereitet und mit durchgeführt hat. "Die Kombination aus
Symmetrie und Einschluss führt zu neuen, unerwarteten Phasenübergängen",
ergänzt Ko-Autor Marco Mazza vom Göttinger Max-Planck-Institut für Dynamik
und Selbstorganisation, wo der beobachtete Prozess mit
Simulationsrechnungen nachgestellt worden war. MPI-Forscher Arne Zantop
hatte zu diesem Zweck ein theoretisches und numerisches Modell für den
Flüssigkristall in beschränkter Geometrie entwickelt, welches die
experimentellen Ergebnisse bestätigt und bei deren Interpretation hilft.

Die einzelnen Ringe formten sich schrittweise bei bestimmten Temperaturen.
"Das ermöglicht es, einzelne Nano-Ringe durch kleine Temperaturänderungen
ein- und auszuschalten", betont Hauptautorin Kathrin Sentker von der TUHH.
Sie ist durch überraschend stufenartige Signalveränderungen in
laser-optischen Experimenten auf diesen Prozess gestoßen. Derartige
quantisierte Zustandsänderungen kommen sonst typischerweise erst bei sehr
tiefen Temperaturen vor. Das Flüssigkristall-System zeigt dieses
Quantenverhalten jedoch sogar schon deutlich oberhalb der Raumtemperatur.

Da sich die opto-elektrischen Eigenschaften diskotischer Flüssigkristalle
mit dem Entstehen von Molekülsäulen ändern, ist die in Nanoporen
eingeschlossene Variante ein vielversprechender Kandidat für das Design
neuer optischer Metamaterialien, deren Eigenschaften sich schrittweise
über die Temperatur steuern lassen. Die untersuchten Nanostrukturen
könnten auch zu neuen Anwendungen in organischen Halbleitern führen, etwa
zu temperaturschaltbaren Nanodrähten, erläutert Ko-Autor Andreas Schönhals
von der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM), der sich
für die thermischen und elektrischen Eigenschaften dieser Systeme
interessiert.

"Das beobachtete Phänomen ist ein gutes Beispiel dafür, wie vielseitig
sich weiche Materie an extreme räumliche Beschränkungen anpassen kann und
wie dies zu neuen Erkenntnissen in der Physik und zu neuen Design- und
Kontrollprinzipien für die Selbstorganisation funktionaler Nanomaterialien
führt", erläutert Forschungsleiter Huber.

An der Studie waren auch das Helmholtz-Zentrum Berlin und die Technische
Universität Czestochowa in Polen beteiligt. Sentker und Huber sind
Mitglieder des Sonderforschungsbereichs (SFB) 986 "Maßgeschneiderte
Multiskalige Materialsysteme - M3", der seit 2012 von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) gefördert wird und die
materialwissenschaftlichen Kompetenzen im Großraum Hamburg bündelt.


DESY zählt zu den weltweit führenden Beschleunigerzentren und
erforscht die Struktur und Funktion von Materie - vom Wechselspiel
kleinster Elementarteilchen, dem Verhalten neuartiger Nanowerkstoffe und
lebenswichtiger Biomoleküle bis hin zu den großen Rätseln des Universums.
Die Teilchenbeschleuniger und die Nachweisinstrumente, die DESY an seinen
Standorten in Hamburg und Zeuthen entwickelt und baut, sind einzigartige
Werkzeuge für die Forschung. DESY ist Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft
und wird zu 90 Prozent vom Bundesministerium für Bildung und Forschung und
zu 10 Prozent von den Ländern Hamburg und Brandenburg finanziert.


Originalveröffentlichung

Quantized Self-Assembly of Discotic Rings in a Liquid Crystal Confined in
Nanopores; Kathrin Sentker, Arne W. Zantop, Milena Lippmann, Tommy
Hofmann, Oliver H. Seeck, Andriy V. Kityk, Arda Yildirim, Andreas
Schönhals, Marco G. Mazza, and Patrick Huber; "Physical Review Letters",
2018; DOI: 10.1103/PhysRevLett.120.067801

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution31
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY, Dr. Thomas Zoufal, 06.02.2018
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INNEN/3063: Deutschland braucht Bewegung, Zusammenhalt und Zukunftslust


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 7. Februar 2018

Wir Grünen müssen die Leerstellen der GroKO füllen: Deutschland braucht Bewegung, Zusammenhalt und Zukunftslust



Zum Abschluss der Koalitionsverhandlungen von CDU/CSU und SPD erklären die Bundesvorsitzenden Annalena Baerbock und Robert Habeck:

"Erstmal Respekt vor den Verhandlerinnen und Verhandlern. Wir wissen, wie hart das Ringen um Kompromisse ist. Politik heißt auch, mal was geben zu können, sonst können Regierungsbündnisse nicht funktionieren. An einigen Stellen werden Einzelprobleme richtigerweise gelöst - Beispiel Finanzierung der Bildung.

Aber viele Einigungen der GroKo sind Pflaster, heilen jedoch nicht. In dem Sinn ist der Koalitionsvertrag Frickelwerk. Er antwortet nicht auf das, was in der Gesellschaft los ist und an grundlegenden Veränderungen auf uns zukommt.

Der Klimaschutz als die zentrale Zukunftsaufgabe kommt faktisch nicht vor. Darüber kann auch das Bisschen mehr an Erneuerbaren Energien nicht hinwegtäuschen. Das Klimaziel 2020 wird de facto aufgegeben. Ein klar verabredeter Kohlausstieg fehlt. Es wird absehbar keinen CO2-Preis geben, obwohl selbst aus der Wirtschaft der Ruf danach ertönt.

Eine der größten Ungerechtigkeiten ist die versteckte Kinderarmut. Sie zementiert ganze Lebenswege. Die Erhöhung von Kindergeld und Kinderzuschlag für gering verdienende Familien sind nur ein Tröpfchen. Um Kinder wirklich aus der Armut zu holen, brauchen wir eine Kindergrundsicherung. Statt Schritte hin zur Bürgerversicherung soll eine Kommission eine Art Konjunkturprogramm für Ärzte und Ärztinnen erarbeiten.

Um der Landwirtschaft im Sinne von Bäuerinnen und Bauern, Umwelt und Tieren eine Zukunft zu geben, springen Union und SPD zu kurz. Das staatliche Tierwohllabel soll nur unverbindlich kommen. Dabei ist klar: Nur wenn es für alle gilt, ändert sich die Praxis, und nur dann wächst Vertrauen der Verbraucher und Verbraucherinnen.

Außenpolitisch ist es fatal, wenn Rüstungsexporte erstmal noch weiter an die Kriegsakteure im Jenem geliefert werden. Damit tragen auch wir zu Krieg und Flucht bei.Das ist alles andere als eine schlüssige Politik.

Insgesamt hinterlässt der Vertrag zu große Leerstellen. Die nächste Legislaturperiode muss ein Wettlauf darum sein, wer die besten Antworten für die großen Zukunftsfragen hat. Deutschland braucht Bewegung, Zusammenhalt und Zukunftslust. Wenn nicht aus der Regierung, dann machen wir Grünen das aus der Opposition heraus. Wir stehen bereit."

 * 

Quelle:

Pressedienst vom 7. Februar 2018

Bündnis 90/Die Grünen Bundesvorstand

Sigrid Wolff, Pressesprecherin

Platz vor dem Neuen Tor 1, 10115 Berlin

E-Mail: presse@gruene.de

Tel: 030/28 442-131, -134, Fax: 030/28 442-234

Internet: www.gruene.de
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SOZIALES/1884: Katrin Göring-Eckardt zu Kinderarmut


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Februar 2018 

Katrin Göring-Eckardt zu Kinderarmut



Zum Thema Kinderarmut erklärt Katrin Göring-Eckardt, Fraktionsvorsitzende: "Die nächste Bundesregierung muss beherzt und dringend gegen Kinderarmut vorgehen. Die Zeit der kleinen Schritte ist vorbei, wir brauchen jetzt umfassende Lösungsvorschläge. Mit der Erhöhung von Kindergeld und Kinderfreibetrag ist es nicht getan. Armut verbaut Kindern Chancen und Möglichkeiten in der Zukunft. Wir erleben eine Zeit wachsender Wirtschaft und sprudelnder Steuereinnahmen, Kinderarmut darf da keinen Platz haben. Deshalb brauchen wir mehr Investitionen in Familien, in Bildung, in Schulen und Kindergärten. Daran muss sich die nächste Bundesregierung messen lassen."

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52
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UMWELT/1721: Statement zu den Funden von multiresistenten Keimen in Flüssen und Seen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Februar 2018 

Multiresistente Keime und Co.: Wasser darf kein gesundheitsschädlicher Cocktail sein



Zu den Funden von multiresistenten Keimen in Flüssen und Seen erklärt Dr. Bettina Hoffmann, Sprecherin für Umweltpolitik:

Unser Trinkwasser darf kein Cocktail aus resistenten Keimen, Pestizidrückständen, Nitrat und Medikamenten sein. Doch die Realität sieht offenbar teilweise anders aus.

Wasser ist unser Lebenselixier, aber seit Jahren steigt die Belastung mit Keimen und Arzneimitteln und Chemikalien mit möglicher Umweltrelevanz.

Bisher macht die Bundesregierung zu wenig, um unser Wasser zu schützen. Sie muss dafür sorgen, dass der Einsatz von Antibiotika in der intensiven Tierhaltung weitestgehend reduziert wird.

Es bleibt ein mulmiges Gefühl, wenn die Hinweise über die Wasserverunreinigungen durch Medienrecherchen aufgedeckt werden, und nicht von den zuständigen Ämtern. Deshalb braucht es rasch einen Bedarfsatlas, der das regionale Ausmaß der Verunreinigung von Oberflächengewässern mit Belastungen zum Beispiel für Medikamente abbildet.

Wir fordern die Bundesregierung auf, sich gemeinsam mit Bundesländern, Kommunen, Kläranlagenbetreibern, Herstellern und der Gesundheitswirtschaft an einen Tisch zu setzen, um ein Konzept zur Vorbeugung und Entfernung von problematischen Stoffen aus unseren Gewässern zu entwickeln. Dazu gehört, die Liste der zu überprüfenden Stoffe zu erweitern, Grenzwerte zu überprüfen, das abgeschaffte Medikamentensammelsystem wieder aufzunehmen und zusätzliche Klärstufen in die Klärwerke einzubauen.

Hintergrund:

Schätzungen zufolge sterben jedes Jahr 700.000 Menschen weltweit an Infektionen durch multiresistente Bakterien, gegen die selbst Reserve-Antibiotika nicht mehr wirken.

Wasser unbekannter Herkunft und jedes Oberflächenwasser kann trotz scheinbar völliger Reinheit Krankheitserreger enthalten. Dass dies häufiger vorkommt als vermutet, hat die aktuelle Überprüfung von Wasserproben aus Niedersachsen gezeigt, bei der in vielen Proben resistente Bakterien in Oberflächenwasser gefunden wurden.

Kläranlagen können ein Umsteigebahnhof resistenter Keime aus Oberflächenwasser in Trinkwasser sein. Das geklärte Wasser enthält zwar kaum noch Krankheitserreger, dafür aber zahlreiche "Wasser-Bakterien", die Resistenzgene tragen. Aus Flüssen kommen die Keime mit Resistenzgenen dann in das Trinkwasser. Zu 13 Prozent wird See-, Talsperren- oder Flusswasser direkt genutzt.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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EUROPA/1588: Transnationale Wahllisten hätten ein guter Anfang sein können


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Februar 2018

Transnationale Wahllisten hätten ein guter Anfang sein können



"Die Einführung transnationaler Wahllisten hätte ein guter Anfang sein können auf dem Weg, die EU zu demokratisieren. Dieser Weg ist allerdings noch viel länger", erklärt Alexander Ulrich, Parlamentarischer Geschäftsführer der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die heutige Entscheidung des EU-Parlaments, den Vorschlag abzulehnen, bei zukünftigen Europawahlen transnationale Kandidatenlisten einzusetzen. Ulrich weiter:

"Aber was nutzt ein besseres Wahlsystem, wenn das gewählte Parlament hinterher nichts zu sagen hat? Das EP braucht ein Initiativrecht bei der Gesetzgebung und die Budgethoheit. DIE LINKE fordert eine Demokratisierung sämtlicher Politikebenen der EU. Dazu gehören neben einer Aufwertung des Parlaments gegenüber Rat und Kommission auch das Zurückdrängen von Lobbyeinfluss, ein Ende der Überordnung der Binnenmarktfreiheiten über soziale Belange und die Einführung echter europäischer Volksentscheide."

 * 
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INNEN/4894: Koalition ohne Zukunft - Faule Kompromisse statt Politik für die Mehrheit


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Februar 2018

Koalition ohne Zukunft: Faule Kompromisse statt Politik für die Mehrheit



Zum Abschluss der Koalitionsverhandlungen von CDU, CSU und SPD erklären die Vorsitzenden der Fraktion DIE LINKE, Sahra Wagenknecht und Dietmar Bartsch:

"In Anlehnung an Kurt Tucholsky könnte man sagen, dass es ein Irrtum ist, dass die Regierung Probleme löst. Stattdessen werden die großen Probleme von einer gelangweilten Koalition liegen gelassen.

Der Koalitionsvertrag stellt die Weichen auf Weiter-So. Wachsende soziale Ungleichheit, Ausbreitung von Alters- und Kinderarmut, Verschärfung des Wohnungs- und Pflegenotstands werden die Folge sein. Unsichere Beschäftigung und Niedriglöhne werden weiter das Leben von Millionen Menschen prägen, die Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen geht ungebremst weiter. Dieser Vertrag wird die soziale Spaltung zwischen Armen und Reichen, zwischen West und Ost weiter vertiefen.

Höhere Steuern für Superreiche und Konzerne wird es nicht geben. Damit fehlt das Geld, um bezahlbaren Wohnraum zu schaffen, die Versorgung von Kranken und Hilfsbedürftigen zu verbessern, um die öffentliche Verwaltung sowie das Bildungs- und Verkehrswesen auf Vordermann zu bringen. Eine Entlastung der kleinen und mittleren Einkommen gibt es ebenso wenig. Die halbherzigen Reformen bei der Rente, der Pflege und im Gesundheitswesen reichen nicht, um massenhafte Altersarmut und eine Verschärfung des Pflegenotstands zu verhindern. Die Politik der sozialen Spaltung wird auch auf dem Arbeitsmarkt fortgesetzt: Es geht weiter so mit unsicheren und schlecht bezahlten Arbeitsverhältnissen, mit Leiharbeit, sachgrundlosen Befristungen und einem erpresserischen Hartz IV-Regime.

Die schwarz-rote Koalition hat sich auf faule Kompromisse geeinigt. Zum Beispiel soll das schon vor Jahren versprochene Rückkehrrecht von Teilzeit in Vollzeit für alle nun kommen - doch nur für Firmen ab 45 Beschäftigten, wobei der Rechtsanspruch nur einem von 15 Mitarbeitern gewährt werden muss. Da hat die IG Metall mit ihrem aktuellen Arbeitskampf weitaus mehr für Beschäftigte und ihre Familien erreicht, als die schwarz-rote Koalition in den nächsten vier Jahren.

Statt das baufällige Haus von Grund auf zu sanieren, bekommt die Fassade lediglich einen neuen Anstrich. Es ist zwar begrüßenswert, dass Schwarz-Rot die Kinderrechte endlich in der Verfassung verankern will. Das jedoch läuft ins Leere, wenn die materielle Situation von Familien nicht verbessert und die millionenfache Kinderarmut weiterhin nicht bekämpft wird. Und wie vertragen sich Kinderrechte in der Verfassung mit der verlängerten Aussetzung des Familiennachzugs? Es nützt auch nichts, in schönen Worten die europäische Integration zu beschwören, wenn gleichzeitig die unsoziale Politik, die Europa spaltet, ungerührt fortgesetzt wird.

Die SPD möchte sich gern dafür feiern lassen, dass die von ihr selbst mit abgeschaffte paritätische Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung nun wieder eingeführt wird. Aber zaghafte Korrekturen an den Auswüchsen einer ungerechten Politik reichen nicht. Nötig wäre die Einführung einer Bürgerversicherung, zu deren Finanzierung alle mit all ihren Einkünften einen fairen Beitrag leisten. Allein dies könnte die Etablierung einer Zwei-Klassen-Medizin verhindern. Nötig wäre außerdem eine deutlich höhere gesetzliche Rente, die wirksam vor Altersarmut schützt.

Auch bei dem für immer mehr Menschen existenziellen Thema Wohnen und Mieten versagt die schwarz-rote Koalition in spe. Der Wille, dem rasanten Mietpreisanstieg wirklich etwas entgegensetzen zu wollen, ist nicht erkennbar. Das geplante Baukindergeld droht sich als Subvention für die Immobilienbranche zu entpuppen. Auch der Anstieg der Immobilienpreise ist eine zu befürchtende Wirkung. Eine Wende hin zu einer friedlichen Außenpolitik ist nicht erkennbar. Weder wurde ein kompletter Rüstungsexportstopp vereinbart, noch gibt es Ausstiegsszenarien für Kampfeinsätze der Bundeswehr. Die gemeinsam bei der NATO vereinbarten massiven Steigerungen des Rüstungshaushalts werden beibehalten. Die dringend notwendige Wiederherstellung des Sozialstaats ist so nicht machbar.

Die Nicht-Lösung vorhandener Probleme durch Schwarz-Rot war zwar zu erwarten. Das macht es jedoch nicht weniger dramatisch.

Mit diesem Koalitionsvertrag schaufelt sich die SPD ihr eigenes Grab. Ob das Begräbnis demnächst stattfindet, werden die Mitglieder der SPD entscheiden. Es bleibt zu hoffen, dass sie den Mut haben werden, in der Opposition einen Neuanfang zu wagen - statt sich an der Seite der Union zu Tode zu regieren."
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INNEN/4893: GroKo 3 - Soziale Politik wird weiterhin in der Opposition gemacht


DIE LINKE - Presseerklärung vom 7. Februar 2018

GroKo 3 - Soziale Politik wird weiterhin in der Opposition gemacht



Die Vorsitzenden der Partei DIE LINKE, Katja Kipping und Bernd Riexinger erklären:

"Die SPD-Spitze steht zwischen Angela Merkel und vielen ihrer eigenen Mitglieder. Ganz offensichtlich haben sich Andrea Nahles und Martin Schulz für eine weitere Staffel in der Rolle der Juniorpartnerin einer Regierung unter Angela Merkel entschieden. Der GroKo 3 fehlt jede visionäre Substanz. Merkel, Seehofer und Schulz wollen weitere vier Jahre über die Bedürfnisse und Interessen der Menschen hinweg regieren. Statt die soziale Ungleichheit durch Umverteilung zu stoppen bleiben Reiche und Vermögende verschont. Die Politik der Schwarzen Null regiert weiter. Damit bleiben die geplanten Verbesserungen im Koalitionsvertrag unterm Strich wirkungslos. Reiche und Vermögende bleiben weiterhin verschont, die restlichen 90 Prozent der Bevölkerung müssen sich mit symbolpolitischen Maßnahmen zufriedengeben. Mit dieser GroKo tritt Deutschland sozial und ökologisch auf der Stelle.

Für DIE LINKE heißt das: Soziale Politik wird weiterhin in der Opposition gemacht. Wir sind entschlossen in Bewegung: mit MietrebellInnen, unermüdlichen AktivistInnen und unseren Mitgliedern setzen wir die GroKo weiter unter Druck - in den Parlamenten, auf der Straße, im Betrieb. "

Schlechtes Klima soweit die GroKo reicht

Katja Kipping: "Die GroKo hat vorsorglich die Klimaziele für 2020 kassiert. Angesichts der Bedeutsamkeit - die Bekämpfung von Armut und Klimawandel ist nicht weniger als die entscheidende Voraussetzung für die Zukunft der Menschheit - sind die Unterlassungssünden der GroKo bei Umwelt- und Energiepolitik schlicht verantwortungslos. CO2 verringern, Fracking verbieten, aus Kohle und Atomkraft aussteigen, massiv in erneuerbare Energie investieren, Energiekonzerne entmachten - die Aufgabenliste ist lang, das Interesse der Koalitionäre gering."

Der große Rentenbluff

Bernd Riexinger: "Das Rentenniveau für die kommenden 7 Jahre bei 48 Prozent zu belassen ist keine Errungenschaft der SPD, sondern längst im Rentenbericht verankert. DIE LINKE fordert eine Anhebung des Rentenniveaus auf lebensstandardsichernde 53 Prozent. Die Grundrente, die Horst Seehofer freudestrahlend ankündigte, soll 10 Prozent mehr als die Grundsicherung betragen. Wer weniger als 1050 Euro zum Leben hat, ist von Armut bedroht. Es reicht ein Blick in die Statistiken zur Armutsentwicklung oder zur Explosion der Mieten. Daher müsste auch eine Mindestrente oberhalb von 1000 Euro liegen. Statt endlich für Gerechtigkeit bei den Rentnern in Ostdeutschland zu sorgen, will die GroKo Almosen verteilen - der geplante Härtefall-Fonds ist ein Instrument der Demütigung."

Weder sozial, noch christlich: schwarz-rote Asylpolitik

Katja Kipping: "Beim Thema Familiennachzugs haben die Spitzen von CSU, CDU und SPD kurzen Prozess gemacht und zeigen sich von ihrer unchristlichen und familienunfreundlichen Seite: Auch weiterhin dürfen Familien, die auf der Flucht zerrissen werden, nicht zueinander finden. Das Werben der SPD-Spitze mit vermeintlichen Neuerungen beim Familiennachzug ist ruchlos, schwenkt sie doch damit auf den Rechtskurs der Union ein."

Prekäre Beschäftigung wird ausgeweitet

Bernd Riexinger: "Die SPD ist auch mit ihrer Forderung nach einem Verbot sachgrundloser Befristungen gescheitert. Stattdessen hat sie sich mit einer Obergrenze abhängig von der Unternehmensgröße auf einen typischen faulen Kompromiss geeinigt. Ich sehe keinen Grund, warum es sachgrundlose Befristungen weiterhin geben soll.

Eine SPD, die es auch nur ansatzweise ernst meint mit ihren Versprechen von sozialer Gerechtigkeit hätte sich zudem das Projekt "12 Euro Mindestlohn" auf die Fahnen schreiben müssen. Doch offenbar interessiert sie nicht mehr für ihr einstiges Prestigeprojekt: der von Ausnahmen durchlöcherte und vor Missbrauch kaum geschützte Mindestlohn ist den Sozialdemokraten nicht mehr der Rede wert. Verständlich - ist der Mindestlohn mit 8,84 Euro doch ohnehin kein brauchbares Instrument, um Beschäftigten eine armutsfeste Rente zu sichern.

Mit den so genannten Midijobs blähen Union und SPD den Niedriglohnsektor weiter auf und öffnen der Prekarisierung Tür und Tor. Der Koalitionsvertrag sieht eine Öffnungsklausel für Tarifverträge vor. Tarifbindungen werden damit geschwächt - was immer dazu führt, dass Löhne und Gehälter sinken."

Zwei-Klassen-Medizin statt Bürgerversicherung

Auch bei der Abschaffung der Zwei-Klassen-Medizin hat die SPD-Spitze außer der Einführung der paritätischen Krankenkassenbeiträge nichts erreicht. Die Einsetzung einer Kommission, die sich mit einer möglichen Angleichung der Arzt-Honorare für gesetzlich und privat Versicherte beschäftigen soll, ist kein Schritt in Richtung einer Bürgerversicherung, sondern eine Blockade- und Verzögerungstaktik.

Soziale Ignoranz gegenüber den Ärmsten

Katja Kipping: "Statt engagiertem Kampf gegen Armut herrscht bei Schwarz-Rot soziale Ignoranz gegenüber den Ärmsten vor. Die Merkel-Unterstützer bei den Sozialdemokraten wollen nicht von der Agenda 2010, lassen. Bei der SPD Delegation haben sich offensichtlich diejenigen durchgesetzt, denen die Millionen Hartz-IV-Betroffenen in diesem Lande egal sind. Keine Abmilderung bei den hartz-IV-Sanktionen, keine Erhöhung des Regelsatzes. Das Hartz-IV-Unrecht wird zementiert. Angesichts der Milliardenüberschüsse sind die konkreten Verhandlungsergebnisse Ausdruck sozialer Kälte und Ignoranz."

Die Schieflagen werden zementiert

Bernd Riexinger: "In Deutschland besitzen die 45 reichsten Haushalte so viel wie die ärmere Hälfte der Bevölkerung. "Dass SPD und Union an dieser massiven Ungleichheit nichts ändern wollen, ist eine Schande. Mit der GroKo gäbe es weder Steuererhöhungen für Reiche - von der im SPD Programm geforderten Vermögenssteuer ganz zu schweigen - noch die dringenden Steuererleichterungen für Menschen mit niedrigen und mittleren Einkommen. Der Spitzensteuersatz schlägt auch weiter bereits bei Gehaltsgruppen wie Lehrern oder Facharbeitern zu. Gerechter wäre ein Spitzensteuersatz, der erst ab 70.000 Euro zu versteuerndem Einkommen im Jahr ansetzt, dafür aber wie zu Helmut Kohls Zeiten 53 Prozent beträgt. Kurzum: Ohne Umverteilung und kräftige Investitionen in das Gemeinwesen zementiert die GroKo die soziale Ungleichheit weiter. Der Soli ist die am stärksten progressive Steuer unserer Einkommensteuer - ihn abzuschaffen entlastet nicht vor allem geringe Einkommen. 80% der Einnahmen werden von den oberen 20% der Einkommen erbracht. Viele Menschen mit geringen Einkommen zahlen gar keinen Soli. Es fehlen damit 10 Mrd. Euro, die dringend für Investitionen gebraucht würden. Es ist unbegreiflich, wie der Koalitionsvertrag hierauf verzichten kann. Mindestens 53 Mrd. Investitionsstau in der Bildung stehen rund 5 Mrd. Euro gegenüber, die die Koalition in der gesamten Legislatur in Bildung investieren will."

Gegen die organisierte Unlust

Katja Kipping: "Wir erleben nicht den Aufbruch einer großen Koalition, sondern den Rumpelstart einer Klein-Klein-Koalition, die schon jetzt, bevor sie überhaupt angefangen hat, keine Umfragemehrheit mehr hat. Die SPD-Führung hat sich für Angela Merkel entschieden, aber ich hoffe die SPD-Basis entscheidet sich für ein mutiges "Nein". Denn sonst droht die gute alte Sozialdemokratie zum politischen Untoten zu werden und den Weg alles Irdischen zu gehen. Dieses Auf der Stelle treten von SPD und Union wird der Polarisierung im Land nichts entgegensetzen können. Es ist wirklich Zeit etwas Neues zu wagen. Sonst hört das Gestern nie mehr auf, zu regieren.

Der Anfangssatz von Samuel Becketts Roman 'Murphy' fasst das Ende der GroKo-Koalitionsverhandlungen gut zusammen: 'Die Sonne schien, da sie keine Wahl hatte, auf nichts Neues.'"

F.d.R.

Martin Bialluch
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SOZIALES/2491: Bekämpfung von Kinderarmut endlich zur Chefsache machen


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Februar 2018

Bekämpfung von Kinderarmut endlich zur Chefsache machen



"Die Studie zeigt, dass rund ein Drittel der Paarfamilien und zwei Drittel aller Ein-Eltern-Familien durch ihr Familienleben riskieren, dauerhaft auf vieles verzichten zu müssen: Auf gesunde Ernährung, auf gute Ausbildung der Kinder, auf Teilhabe an gesellschaftlichem Leben, Sport, Kultur, Reisen. Für viele bedeutet das Wort 'Armutsrisiko' nicht nur die soziale Ausgrenzung, sondern ein Lebensstandard, der oft dauerhaft nur knapp über dem reinen Überleben liegt", sagt Dietmar Bartsch, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf eine aktuelle Studie der Bertelsmann Stiftung zum Armutsrisiko von Familien. "Die vorliegenden Zahlen zeigen unmissverständlich, wie drastisch sich vor allem die Lage der Alleinerziehenden in Deutschland verschlechtert hat; mit einer Risikoquote von 68 Prozent trifft es sie am Härtesten." Bartsch weiter:

"Jedes Jahr belegen immer neue Studien, dass sich Situation von Familien verschlechtert. Umso bitterer lesen sich die Zahlen der aktuellen Studie vor dem Hintergrund des ansonsten in Deutschland herrschenden wirtschaftlichen Aufschwungs. Familien, Kinder und Menschen, die sich um ihre Angehörigen kümmern, werden weiter konsequent abgehängt. Ein weiteres Mal ist bewiesen, wie dringend nötig eine Reform der bisherigen Unterstützung für Familien ist. Die verschiedenen Leistungen müssen insbesondere auf Familien unterhalb der Armutsgrenze angepasst und zusammengefasst, und vor allem müssen die staatlichen Leistungen entbürokratisiert und vereinfacht werden. Leistungen wie Unterhaltsvorschuss, Wohngeld und Kinderzuschlag müssen als Vorleistung ab Antragsstellung gezahlt werden. Es darf nicht sein, dass Familien in prekären Situationen monatelang auf die dringend benötigten Gelder warten müssen.

Auch eine Erhöhung des Kindergeldes im ersten Schritt zu einer umfassenden Grundsicherung ist notwendig. Außerdem muss die Unterstützung für Kinder gesellschaftlich und direkt verankert werden. Kostenfreier ÖPNV für Kinder und Jugendliche, kostenfreier Zugang zu Museen, Sportvereinen und Musikschulen sowie eine bessere Ausstattung der Kitas und Schulen für alle Kinder und Jugendlichen sind angesichts der Situation dringend notwendig. Ich erwarte, dass die Bundesregierung die Bekämpfung der Kinderarmut endlich zur Chefsache macht."

 * 
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SOZIALES/2490: Familienarmut schön gerechnet


DIE LINKE - Presseerklärung vom 7. Februar 2018

Familienarmut schön gerechnet



Eine aktuelle Studie der Bertelsmann-Stiftung stellt die bislang verwendete Berechnungsmethode für die Armutsrisikoquote von Familien in Frage. Dazu erklärt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Die Bundesregierung hat über Jahre Familien reicher gerechnet, als sie tatsächlich sind. Auch die neue GroKo wird die alte bleiben und mit ihrer Politik der Vermögenden für Vermögende soziale Missstände - wie das Armutsrisiko für Familien und damit in letzter Konsequenz Kinderarmut - zementieren. Prekäre Arbeitsverhältnisse vieler Eltern und die mangelhafte Unterstützung Alleinerziehender werden von dieser visionslosen Koalition nicht angegangen, sondern die soziale Spaltung weiter verschärft. Es gibt ein Mittel gegen Kinderarmut, es heißt Kindergrundsicherung.
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BUNDESTAG/6905: Heute im Bundestag Nr. 053 - 07.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 053

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 7. Februar 2018, Redaktionsschluss: 10.51 Uhr

1. Grenzöffnung am 4. September 2015

2. Ausgestaltung der EU Blue Card

3. Linksextremistische Straftaten erfragt

4. Rechtsnorm für Einreise-Duldung erfragt

5. Kindergeld für Kinder im Ausland

6. Arbeitsbedingungen bei der Telekom

7. Linke fragt nach Hilfesystem für Frauen

8. Lebendtiertransporte in den Nahen Osten



1. Grenzöffnung am 4. September 2015

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Verantwortlichkeit für die Grenzöffnung am 4.
September 2015" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/559). Darin erkundigt sich die Fraktion bei der
Bundesregierung danach, ob es zutrifft, "dass es keine schriftliche
Anordnung des Bundesinnenministeriums oder des Bundesinnenministers an
die Bundespolizei und/oder die Grenzbehörden gab und gibt, wonach
unter Berufung auf Paragraf 18 Absatz 4 Nummer 2 Asylgesetz von der
Einreiseverweigerung oder Zurückschiebung von Drittstaatsangehörigen
abzusehen ist, welche um internationalen Schutz nachsuchen". Auch
möchte sie wissen, ob von dem oder den Zuständigen in anderer Weise
als per schriftlicher Anweisung von der Möglichkeit nach dem besagtem
Paragrafen Gebrauch gemacht und die Anordnung erlassen wurde, von
einer Einreiseverweigerung oder Zurückschiebung abzusehen. Ferner
fragt sie unter anderem, welches konkrete Mitglied der Bundesregierung
gegebenenfalls "die schriftliche oder auch nicht schriftliche
Anordnung nach Paragraf 18 Absatz 4 Nummer 2 Asylgesetz zu welchem
Zeitpunkt und mit welchem Wortlaut erlassen" hat.

 * 

2. Ausgestaltung der EU Blue Card

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um das "Ausgestaltungspotenzial der EU Blue Card"
geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/552). Darin
erkundigt sich die Fraktion danach, welche Möglichkeiten die
Bundesregierung sieht, "die Zahl der EU-Blue-Card-Halter angesichts
des bestehenden zusätzlichen Fachkräftebedarfs zu steigern". Auch
möchte sie unter anderem wissen, ob "die Bundesregierung die
Ausweitung der Blue Card auf Nicht-Akademiker mit Ausbildung und
fachlicher Berufserfahrung als eine Möglichkeit zur Steigerung des
Beitrags der Blue Card zur Fachkräftesicherung" sieht.

 * 

3. Linksextremistische Straftaten erfragt

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Linksextremistische Straftaten in Deutschland sind
Thema einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/568). Unter anderem
wollen die Abgeordneten wissen, welche linksextremistische
Straftaten - etwa gegen "vermeintlich ,rechte' Bürger" oder
Ausländer - der Bundesregierung im Oktober 2017 bekannt geworden sind
und wie viele Tatverdächtige wegen "deutschfeindlicher Übergriffe" in
diesem Monat festgenommen wurden.

 * 

4. Rechtsnorm für Einreise-Duldung erfragt

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, auf welche Rechtsnorm
oder rechtliche Erwägung sich "die Duldung der Einreise von
Asylbewerbern aus sicheren Drittstaaten" im Allgemeinen stützt sowie
"speziell seit dem 15. September 2015, seit also illegale
Grenzübertritte durch wieder eingeführte systematische Grenzkontrollen
faktisch verhindert werden könnten". Ferner erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/560) unter anderem danach, auf welche
Rechtsnorm oder rechtliche Erwägung sich die Entscheidung der
Bundesregierung stützt, "die Aufnahme von über einer Million über
sichere Drittstaaten eingereister Asylbewerber ohne einen vorherigen
Bundestagsbeschluss hierüber zu vollziehen".

 * 

5. Kindergeld für Kinder im Ausland

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Kindergeldzahlungen für im Ausland lebende Kinder
von EU-Bürgern sind Thema einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/562). Gefragt wird unter anderem danach, wie viel Kindergeld die
Bundesrepublik seit dem Jahr 2010 für im Ausland lebende Kinder
gezahlt hat. Erbeten wird auch eine Aufstellung, in welche Länder
Zahlungen geflossen sind. Weiter soll die Regierung Angaben zum
Missbrauch bei diesen Zahlungen machen. Auskunft wird auch zu
Planungen zur Reduzierung des Kindergeldes auf die im jeweiligen Land
geltenden Beträge erwartet. Im Vorwort zur Kleinen Anfrage wird auf
Presseberichte Bezug genommen, in denen von "Leistungsmissbrauch in
organisierter Form" die Rede sei und davon, dass sich die Zahl der
begünstigten Kinder im EU-Ausland seit 2010 auf fast 170.000
verfünffacht habe.

 * 

6. Arbeitsbedingungen bei der Telekom

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach den Beschäftigungsbedingungen bei der Deutschen
Telekom AG erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/625). Die Bundesregierung soll über die Entwicklung der
Beschäftigtenzahlen seit 2006 berichten sowie über den Anteil der
befristeten und unbefristeten Arbeitsverhältnisse. Gefragt wird auch
nach geringfügig Beschäftigten, nach der Zahl der Leiharbeiter und
nach Beschäftigten mit überlangen Arbeitszeiten und Schichtarbeit.
Nach Ansicht der Linksfraktion trägt die Bundesregierung als
Vertreterin des größten Einzelaktionärs Bundesrepublik Deutschland
auch einen Teil der sozialen Verantwortung für die Beschäftigten der
Deutschen Telekom.

 * 

7. Linke fragt nach Hilfesystem für Frauen

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke verlangt Auskunft über das
Modellprojekt "Bedarfsanalyse und -planung zur Weiterentwicklung des
Hilfesystems zur Schutz von Frauen vor Gewalt und häuslicher Gewalt"
des Bundesfamilienministeriums. In einer Kleinen Anfrage (19/554) will
sie unter anderem wissen, welche Akteure an den Entwicklung des
Projektes beteiligt waren und nach welchen Kriterien die fünf
beteiligten Länder Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Sachsen-Anhalt und Sachsen ausgewählt wurden. Zudem will die Linksfraktion
erfahren, auf welche Dauer das Projekt angelegt ist und mit welchen
finanziellen Mitteln es gefördert wird.

 * 

8. Lebendtiertransporte in den Nahen Osten

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach Lebendtiertransporten aus Deutschland in den
Nahen und Mittleren Osten erkundigen sich die Abgeordneten der
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/558). Gefragt wird unter
anderem nach der Menge der transportierten Tiere, eventuell von der EU
gezahlten Subventionen und nach Wartezeiten für Transporte besonders
an der türkisch-bulgarischen Grenze. Die Bundesregierung soll außerdem
angeben, ob sie Maßnahmen ergreifen will, um die Zahl der an der
bulgarisch-türkischen Grenze an Dehydrierung verendenden Tiere zu
verringern.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 053 - 7. Februar 2018 - 10.51 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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Internet: www.bundestag.de
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HAMBURG/4266: Hamburg braucht eine_n Bürgermeister_in mit Herz und Offenheit (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 7. Februar 2018

Hamburg braucht eine_n Bürgermeister_in mit Herz und Offenheit



Falls die SPD-Mitglieder für die Fortführung der Großen Koalition stimmen, soll Olaf Scholz Medienberichten zufolge nach Berlin wechseln. "Mit der Ära Scholz endet für Hamburg hoffentlich auch die Ära des eiskalten Kürzens, des Kaputtsparens und der Blockaden", erklärt dazu Cansu Özdemir, Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Wen immer die Hamburger SPD nominiert: Die Menschen in der Hansestadt verdienen als Erste_n Bürgermeister_in einen Menschen, der ein Herz hat, wo bei Olaf Scholz nur ein Taschenrechner ist, der die wachsende soziale Ungleichheit endlich ernsthaft angeht, der bei den großen Debatten wie der G20-Aufarbeitung oder der Stadtentwicklung nicht stur blockiert, sondern in einen offenen und ehrlichen Dialog mit der Stadtgesellschaft tritt."

Zur Einigung von SPD und CDU/CSU auf Bundesebene erklärt Özdemir: "Die verlängerte GroKo wird weder sozial noch christlich. Merkel, Seehofer und Schulz haben keinerlei Ideen, sie wollen einfach vier weitere Jahre regieren, egal, wie die Bedürfnisse und Interessen der Menschen sind. Soziale oder ökologische Wende: totale Zukunftsverweigerung. Für DIE LINKE heißt das: Eine starke, soziale und fortschrittliche Opposition ist wichtiger denn je. Wir werden uns weiter in den Parlamenten und auf der Straße für die Interessen der Mehrheit der Menschen wie auch der nicht privilegierten Minderheiten einsetzen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 7. Februar 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/4707: Situation der Justizwachtmeister (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
07.02.2018

Situation der Justizwachtmeister

Bernhard Henter: CDU-Fraktion macht Situation der Justizwachtmeister
zum Thema einer Großen Anfrage



Die CDU-Fraktion hat heute eine Große Anfrage zur Situation im
rheinland-pfälzischen Justizwachtmeisterdienst beschlossen. Hierzu
erklärt der rechtspolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion,
Bernhard Henter:

"Die Justizwachtmeisterinnen und Justizwachtmeister an den Gerichten
und in den Staatsanwaltschaften stehen häufig weniger im Fokus der
Öffentlichkeit als andere Justizberufe. Dennoch sind sie für den
reibungslosen Betrieb in Gerichten und Staatsanwaltschaften
unverzichtbar. Insbesondere führen sie zentrale Sicherheitsmaßnahmen
durch - wie etwa Eingangskontrollen oder die Vorführung von
Strafgefangenen.

Die Anforderungen an die Justizwachtmeisterinnen und
Justizwachtmeister sind in den vergangenen Jahren erheblich gestiegen:
Der Umgang mit Besuchern und Gefangenen wird schwieriger. Zunehmende
Aggressionsbereitschaft führt zu vermehrten Angriffen auf die
Bediensteten. Zudem schultern die Beschäftigten erhebliche
Mehrleistungen durch den anhaltenden Personalmangel. Vermehrt sorgen
auch sog. Reichsbürger für Probleme bei den Gerichten.
Sicherheitskontrollen und gut ausgebildetes Personal sind hier
unverzichtbar.

Bereits im vergangenen Jahr hatten wir eine Große Anfrage zur
Situation im Strafvollzug eingebracht, die mitursächlich für eine
intensive Debatte über Verbesserungsmöglichkeiten im Strafvollzug war.
Mit der heute beschlossenen Großen Anfrage möchten wir die aktuelle
Situation im rheinland-pfälzischen Justizwachtmeisterdienst näher
beleuchten und Verbesserungsmöglichkeiten aufzeigen."


Hintergrund 

Justizwachtmeister sind Beamte bzw. mit diesen Aufgaben betraute
Beschäftigte des ersten Einstiegsamts der Justizverwaltung in
Rheinland-Pfalz. Sie sind an Gerichten und Staatsanwaltschaften für
den Auskunftsdienst an der Pforte, Eingangskontrollen, die
Aufrechterhaltung der Ruhe, Ordnung und Sicherheit, den Sitzungsdienst
in Gerichtsverhandlungen, Aktentransporte, Zustellungen von
Dokumenten, Besorgung des Posteingangs und Postausgangs, Registratur,
Aktenarchiv und gegebenenfalls Vorführungen zu Gerichtsterminen
zuständig. An vielen Dienststellen übernimmt der
Justizwachtmeisterdienst auch hausmeisterähnliche Aufgaben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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RHEINLAND-PFALZ/4706: Schweitzer debattiert mit Armutsforscher Butterwegge (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
06.02.2018

Schweitzer debattiert mit Armutsforscher Butterwegge



Im Rahmen der Landauer Akademiegespräche hat der
SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer am Montagabend mit dem
Politikwissenschaftler und Armutsforscher Christoph Butterwegge zu dem
Thema "Angst vor dem sozialen Abstieg" debattiert. Ein
Diskussionsthema war der Kampf gegen Kinderarmut. Hierzu erklärt
Schweitzer: "Dass in einem reichen Land wie Deutschland mehrere
Millionen Kinder und Jugendliche in Armut aufwachsen, ist unerträglich
und nicht hinnehmbar. Im Kampf gegen Kinderarmut müssen Bund, Länder
und Kommunen gemeinsam voranschreiten. Auf Landesebene muss im
Doppelhaushalt 2019/2020 ein Fokus auf die Bekämpfung der Kinderarmut
gelegt werden - etwa über die gezielte Förderung und Unterstützung von
Jungen und Mädchen in Schulen und Kitas."

Weitere Themen waren die Ausgestaltung des Sozialstaats, Perspektiven
für die Sozialdemokratie sowie die Regierungsbildung in Berlin.
Schweitzer verwies auf die vielen konkreten Verbesserungen für die
Bürgerinnen und Bürger, die mit sozialdemokratischer
Regierungsbeteiligung in den vergangenen Jahren erreicht worden sind.
Der SPD-Fraktionsvorsitzende betonte: "Das zentrale politische Projekt
der SPD in den kommenden Jahren muss die Erneuerung der Partei sein.
Es geht darum, rasch Schritte zur Modernisierung einzuleiten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Februar 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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SOZIALES/2676: Bekämpfung von Kinderarmut muss Priorität haben


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. Februar 2018

Bekämpfung von Kinderarmut muss Priorität haben



Katja Mast, stellvertretende Fraktionsvorsitzende:

Überall auf der Welt, aber gerade auch bei uns in Deutschland, muss es das Ziel sein, Kinderarmut zu beseitigen. Kinderarmut bedeutet meist Armut ein Leben lang.

"Für die SPD-Bundestagsfraktion ist es zentral, die Bekämpfung von Kinderarmut konsequent anzugehen. Deshalb wollen wir ein großes Maßnahmenpaket auf den Weg bringen: Dazu gehört die Erhöhung und Verbesserung des Kinderzuschlags, und deutliche Verbesserungen der Leistungen für Kinder im Arbeitslosengeld II. Auch Verbesserungen der Erwerbssituation der Eltern durch die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie Maßnahmen für die Erwerbsbeteiligung der Eltern, wie etwa einer Initiative zur Teilzeitausbildung, werden wir umsetzen.

Und nicht zuletzt sorgen wir mit einem Milliardenpaket für Kitas dafür, dass Kinder gut betreut und Eltern von den Gebühren entlastet werden. Mit gezielten Geldleistungen, qualitativ hochwertigen Betreuungsangeboten aber auch mit der besseren Qualifizierung und Förderung von Langzeitarbeitslosen haben wir die notwendigen Schwerpunkte gesetzt damit Kinder in Deutschland gut aufwachsen können."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 24 vom 7. Februar 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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LATEINAMERIKA/1752: Costa Rica geht in polarisierende Stichwahl (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Costa Rica geht in polarisierende Stichwahl

Von Markus Plate



(San José, 4. Februar 2018, npl) - Ticas und Ticos haben am
Sonntagabend, den 4. Februar 2018 einen Auszählungskrimi erlebt. Um
23.30 Uhr waren 90 Prozent der Stimmen ausgezählt. Nach den noch nicht
offiziellen Ergebnissen der Präsidentschaftswahlen haben es zwei
"Alvarados" in die Stichwahl geschafft.


Evangelikale und Liberale bei Präsidentschaftswahlen
vorn

Der Evangelikale Fabricio Alvarado von der Partei Nationale
Restauration (Restauración Nacional) führt mit 25 Prozent der Stimmen,
knapp dahinter der Kandidat der regierenden Partei der Bürgeraktion
PAC (Partido Acción Ciudadana), Carlos Alvarado, mit etwa 22 Prozent.
Ein Viertel der Stimmen für die evangelikal dominierten
Moralkonservativen, das kommt im sozialliberal und katholisch
geprägten Costa Rica einem politischen Erdbeben gleich.


Historisches Desaster für PLN

Auf Platz drei und vier liegen die beiden Parteien, die die
costa-ricanische Politik über Jahrzehnte dominiert haben, die Partei
der Nationalen Befreiung PLN (Partido Liberación Nacional) mit dem
Unternehmer und Großgrundbesitzer Alvaro Álvarez Desanti (18
Prozent) und die Christsozialen PUSC (Partido Unidad Social Cristiana)
um Rodolfo Piza (16 Prozent). Beiden Altparteien dürfte es zum
Verhängnis geworden sein, dass sie sich im Vorfeld der Wahlen in
jeweils zwei konkurrierende Strömungen gespalten haben. Für die
ehemals sozialliberale, aber seit zwei Jahrzehnten neoliberale PLN ist
das Ergebnis ein historisches Desaster, ihr Kandidat kommt erstmals in
der Geschichte der Partei nicht unter die ersten zwei, die Partei auf
historisch schlechte 20 Prozent.

Der ehemalige PLN Sicherheits- und Justizminister Juan Diego Castro
mit seinem rechtspopulistischen Diskurs hatte in den Umfragen vor der
Wahl lange Zeit geführt, bringt es aber nach letzten Ergebnissen nur
auf ein Zehntel der Stimmen. Der christsoziale Dissident und
Kinderarzt Rodolfo Hernández erreicht 5 Prozent. Sowohl Piza wie
Álvarez Desanti fehlen damit die entscheidenden Stimmen für den
Einzug in die Stichwahl.


Linksbündnis verliert Stimmen

Das Linksbündnis Frente Amplio kam bei den letzten Wahlen mit dem
äußerst populären José Maria Villalta noch auf fast ein Fünftel der
Stimmen, erreichte dieses Mal jedoch nicht einmal ein Prozent.
Villalta hat für das Linksbündnis Frente Amplio immerhin einen
Parlamentssitz errungen; das Ergebnis mit acht verlorenen Sitzen wirft
die Linke aber auf den Status einer Kleinpartei zurück. Über ein
Drittel der Wahlberechtigten sind zu Hause geblieben, das macht die
Nichtwählenden zur mit Abstand größten Gruppe dieser Wahlen.

Die Stichwahl am Ostersonntag, dem 1. April, wird also zu einem
Showdown zwischen dem liberalen und dem erz- und moralkonservativen
Lager. Es sieht so aus, als ob beide "Alvarados" von der
polarisierenden Entscheidung des Interamerikanischen Gerichtshof für
Menschenrechte vier Wochen vor der Wahl profitiert haben, nach der
Costa Rica die Ehe für gleichgeschlechtliche Ehen zu öffnen habe. Es
war das Aufregerthema im Wahlendspurt. Soziale, Wirtschafts- und
scheinbar auch Sicherheitsthemen scheinen dadurch in den Hintergrund
getreten zu sein.


Alvarado oder Alvarado? Die Stichwahl entscheidet es am 1.
April

Wer in der Stichwahl die besseren Chancen hat, ist nicht abzusehen und
wird entscheidend davon abhängen, wer die Kandidaten und
Anhänger*innen der Altparteien mit Argumenten, Zugeständnissen und
wohl auch Kuhhandel hinter sich bringt. Gleiches gilt auch für das
costa-ricanische Parlament, in dem keine Partei auch nur in die Nähe
einer eigenen Mehrheit kommen wird. Dass die Altparteien mit ihren
Abspaltungen das Parlament allerdings dominieren werden, macht das
Regieren in den nächsten vier Jahren für den zukünftigen Staats- und
Regierungschef (wie auch in den vergangenen vier Jahren) schwierig.

Carlos Alvarado versuchte es in seiner Nachwahlrede am Sonntag kurz
vor Mitternacht und vor jubelnden Anhänger*innen schon mal mit Lob für
die ausgeschiedenen Kandidaten, das Konsensmodell Costa Rica an sich
und eine nationale Übereinkunft. Als Konsenskandidat in die Stichwahl,
das dürfte die Strategie der PAC in den nächsten Wochen sein.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/costa-rica-geht-in-polarisierende-stichwahl/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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BERUF/1859: Mehr Transparenz beim Übergang Schule - Beruf (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 07.02.2018

Mehr Transparenz beim Übergang Schule - Beruf

BIBB-Fachstelle überaus mit neuer, interaktiver Datenbank über schulische
Bildungsgänge im Übergangsbereich



Schule und dann? Nicht allen Schulabgängerinnen und Schulabgängern gelingt
der direkte Einstieg in eine berufliche Ausbildung. Für diese
Jugendlichen, für die auch ein Wechsel in die gymnasiale Oberstufe nicht
infrage kommt, bieten die 16 Bundesländer eine Vielzahl schulischer
Bildungsgänge an, die das Ziel verfolgen, Wege in die Ausbildung zu
eröffnen.

Nachteil: Die Zugangsvoraussetzungen zu diesen Bildungsgängen, die Dauer,
die inhaltliche Ausrichtung sowie mögliche Abschlüsse, die erworben werden
können, sind sehr unterschiedlich und variieren von Bundesland zu
Bundesland - den Überblick zu behalten, fällt also schwer.

Hier schafft jetzt eine neue, interaktive Datenbank des Bundesinstituts
für Berufsbildung (BIBB) Abhilfe. Die BIBB-Fachstelle überaus (Übergänge
in Ausbildung und Beruf) hat gemeinsam mit der integrierten
Ausbildungsberichterstattung (iABE) im BIBB sowie dem Statistischen
Bundesamt ein Angebot entwickelt, in dem die schulischen Bildungsgänge der
Bundesländer im Übergangsbereich recherchiert werden können. Die Datenbank
enthält zurzeit 132 Bildungsgänge, die die Nutzerinnen und Nutzer nach
bestimmten Kriterien filtern können. Das Internetangebot ist frei
zugänglich. Die Recherche kann kostenfrei und ohne vorherige Anmeldung
erfolgen. Das Angebot bietet nicht nur pädagogischen Fachkräften die
Möglichkeit der Recherche. So kann beispielsweise für einen Jugendlichen
ohne Hauptschulabschluss in einem bestimmten Bundesland nach einem
geeigneten schulischen Bildungsgang gesucht werden.

Die neue, interaktive Datenbank über schulische Bildungsgänge im
Übergangsbereich ergänzt die bereits verfügbare Übersicht der Fachstelle
überaus über die bestehenden Förderprogramme auf Bundes- und Landesebene
am Übergang Schule - Beruf. "Mit der neuen Datenbank bündelt das BIBB eine
Vielzahl von Informationen, schafft einen besseren Überblick und leistet
so einen wichtigen Beitrag zu mehr Transparenz der Bildungsangebote am
Übergang von der Schule in den Beruf", betont BIBB-Präsident Friedrich
Hubert Esser.




Weitere Informationen unter:

www.ueberaus.de/schulische-bildungsgaenge

Zur Programmdatenbank:

www.ueberaus.de/programme

Informationen zur integrierten Ausbildungsberichterstattung (iABE) im
Internetangebot des BIBB unter: 

www.bibb.de/de/11562.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), Andreas Pieper, 07.02.2018
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STATISTIK/1149: Fleischerzeugung im Jahr 2017 deutlich gesunken (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 07.02.2018

Fleischerzeugung im Jahr 2017 deutlich gesunken



WIESBADEN - Im Jahr 2017 war die Fleischerzeugung durch deutsche
gewerbliche Schlachtunternehmen nach zuletzt leicht steigenden Werten
rückläufig. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) mitteilt, sank die
Fleischproduktion gegenüber dem Jahr 2016 um 2,0 % (- 167 000 Tonnen) auf
insgesamt 8,11 Millionen Tonnen. Damit liegt der Wert deutlich unter dem
Produktionsergebnis der gewerblich erzeugten Gesamtschlachtmenge aus dem
Vorjahr (8,28 Millionen Tonnen).

Mit knapp 57,9 Millionen geschlachteten Tieren im Jahr 2017 gingen die
Schlachtungen der Schweine gegenüber dem Vorjahr um 2,6 % (- 1,5 Millionen
Tiere) zurück. Dabei sank das Schlachtaufkommen von importierten Schweinen,
die in deutschen Betrieben geschlachtet wurden, deutlich um 18,0 % (- 839
000 Tiere). Im gleichen Zeitraum verringerte sich die Anzahl der
geschlachteten Schweine inländischer Herkunft um 1,3 % (- 690 000 Tiere)
auf 54,0 Millionen Tiere. Insgesamt nahm dadurch die
Schweinefleischerzeugung um rund 127 600 Tonnen auf 5,45 Millionen Tonnen
ab.

Die Anzahl gewerblich geschlachteter Rinder sank gegenüber dem Jahr 2016 um
3,1 % (- 111 000 Tiere) auf 3,5 Millionen Tiere. Besonders auffällig ist
hier ein Rückgang bei der Schlachtung von Kühen um 7,0 % (- 93 000 Tiere).
Zusammengefasst bedeutet das eine erzeugte Schlachtmenge von 1,12 Millionen
Tonnen Rindfleisch, 2,3 % (- 26 000 Tonnen) weniger als im Vorjahr.

Die Menge an Geflügelfleisch war mit 1,51 Millionen Tonnen im Vergleich zum
Vorjahr um 0,8 % (- 13 000 Tonnen) niedriger. Zwar wurde etwas mehr
Jungmasthühnerfleisch erzeugt (+ 12 000 Tonnen; + 1,3 %), bei der
Produktion von Entenfleisch (- 5 000 Tonnen; - 12,7 %) und Truthühnern (-
18 000 Tonnen; - 3,7 %) gab es jedoch einen Rückgang.



Zeitreihen über die Schlachtungs- und Schlachtgewichtsstatistik können über
die Tabellen Geschlachtete Tiere, Schlachtmenge (41331-0004) und
Schlachtmenge in Geflügelschlachtereien (41322-0002) in der Datenbank
GENESIS-Online abgerufen werden.

Weiteres

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich Tiere
und tierische Erzeugung vor.

Eine zusätzliche Tabelle bietet die Online-Fassung dieser
Presseinfo unter www.destatis.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 38 vom 07.02.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden
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STATISTIK/1148: 42 % niedrigere Baumobsternte im Jahr 2017 als 2016 (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Zahl der Woche vom 06.02.2018

42 % niedrigere Baumobsternte im Jahr 2017 als 2016



WIESBADEN - Mit gut 671 000 Tonnen ist die Ernte von Baumobst in
Deutschland im Jahr 2017 um 42 % niedriger ausgefallen als im Jahr 2016.
Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) weiter mitteilt, kam es bei allen
Baumobstarten zu drastischen Ernteeinbußen gegenüber dem Vorjahr.
Insbesondere die starken Nachtfröste Ende April 2017 haben diese hohen
Ernteausfälle verursacht. Gegenüber dem fünfjährigen Durchschnitt (2012 -
2016) gab es einen Rückgang der Baumobsternte von 40 %.

Den bei weitem größten Anteil von 89 % an der gesamten Baumobsternte nahmen
im Jahr 2017 die Äpfel mit 597 000 Tonnen ein. Die restliche Baumobsternte
verteilte sich zu fast gleichen Teilen auf die pflaumenartigen Früchte
(einschließlich Zwetschen, Mirabellen, Renekloden) mit knapp 27 000 Tonnen,
Süß- und Sauerkirschen mit nahezu 25 000 Tonnen und Birnen mit gut 23 000
Tonnen.

Die größte Baumobsternte wurde 2017 in Niedersachsen mit fast 222 000
Tonnen eingebracht, gefolgt von Baden-Württemberg mit knapp 135 000 Tonnen.

 * 

Quelle:

Zahl der Woche vom 06.02.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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VERBAND/2279: Wer wird Landwirtschaftsminister/in? (Biokreis e.V.)


Biokreis e.V. - Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Biokreis zum Koalitionsvertrag:

Wer wird Landwirtschaftsminister/in? Unsere Forderungen:



Passau, 07.02.2018:Der Koalitionsvertrag steht, nun müssen die Ministerien
an die geeigneten Kandidaten verteilt werden. Der Biokreis als Vereinigung
von 1200 Bio-Bauern, 200 Bio-Lebensmittel-Verarbeitern und 200 Verbrauchern
appelliert in diesem Zusammenhang an die Koalitionspartner, eine/n neue/n
Landwirtschaftsminister/in entsprechend den Bedürfnissen von Mensch, Tier
und Umwelt zu wählen.

Kein/e Erfüllungsgehilfe/in der konventionellen Bauernlobby!


"Wir wünschen uns einen Minister oder eine Ministerin, der/die zum Dialog
bereit ist mit den Gruppen, die ein veraltetes und nicht nachhaltiges
System der Landwirtschaft kritisieren", sagt Biokreis-Geschäftsführer Sepp
Brunnbauer. Unnötig ist ein/e Minister/in, der/die lediglich als
Erfüllungsgehilfe/in für die konventionelle Bauernlobby und die
Agrarindustrie agiert. Ein/e neue/r Minister/in muss zuhören, beobachten
und bereit sein, sich den Profiteuren des derzeitigen Systems in den Weg zu
stellen. Er/Sie darf sich nicht in Sonntagsreden und Worthülsen verlieren,
sondern muss glaubwürdig sein in dem, was er/sie sagt und tut. Ein/e
zeitgemäße/r Minister/in sollte für eine tierfreundliche und ökologische
Produktion und nicht für günstige Massenproduktion für die Weltmärkte
stehen. Er/sie sollte seine Politik nicht auf den Export ausrichten,
sondern auf Regionalität und den Aufbau von Wertschöpfungsketten. Für die
Verteilung der Agrargelder aus Brüssel muss für ihn/sie ganz klar gelten:
öffentliche Gelder für öffentliche Leistungen! Eine verpflichtende
Kennzeichnung der Tierhaltung bei Fleischprodukten, analog zu den Eiern,
ist längst überfällig und eine der ersten umzusetzenden Aufgaben, ebenso
ein bundesweites Gentechnik- und Glyphosatverbot.

Neuausrichtung der Agrarpolitik



Wir brauchen eine/n Minister/in, der/die seine/ihre Agrarpolitik in die
Zukunft richtet und deren Basis die Produktion von Lebensmitteln ist. Wir
brauchen eine nachhaltige Agrarwirtschaft, die die Existenzgrundlage der
nächsten Generation bewahrt. Wir brauchen Verantwortlichkeit für eine
artgemäße Tier- und eine ressourcenschonende Pflanzenproduktion. Wir
brauchen angepasste Produktionsverfahren, deren Leitbilder der bäuerliche
Familienbetrieb und der ökologische Landbau sind. Wir brauchen einen
Gesellschaftsvertrag zwischen Bauern/Bäuerinnen und den Menschen, die in
unserem Land leben. "Dazu sind nicht nur eine grundlegende Neuausrichtung
der Agrarpolitik nötig, sondern auch Politiker, die diese Politik leben,
dafür einstehen und wenn nötig, auch dafür kämpfen", so Gottfried Erves,
bundespolitischer Sprecher des Biokreis.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 07.02.2018

Biokreis e.V.

Stelzlhof 1, 94034 Passau

Telefon: 0851 / 756 50-0, Fax: 0851 / 756 50-25

E-Mail: info@biokreis.de

Internet: www.biokreis.de
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ASYL/1248: Deutschland auf dem Weg zum Ausgrenzungsland (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Zur Koalitionseinigung von Union und SPD

PRO ASYL: Deutschland auf dem Weg zum Ausgrenzungsland



Der ausgehandelte Koalitionsvertrag [1] hat aus Sicht von PRO ASYL
dramatische Folgen für Flüchtlinge. Die von den Hardlinern der Union
durchgesetzten Maßnahmen sind überwiegend integrationsfeindlich, teilweise
rechtswidrig und zielen auf Ausgrenzung und Abschiebung. Allen Bedenken zum
Trotz trägt nun auch die SPD-Spitze den harten repressiven Kurs der Union
mit.

»Die große aber lösbare Aufgabe der Integration geflüchteter Menschen wird
versemmelt«, kritisiert Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL. Die
avisierte monatelange Isolierung von Asylsuchenden in Ankunfts-,
Entscheidungs- und Rückführungszentren (sog. »ANkER-Zentren«) ist
entwürdigend. Mit dem in den Aufnahmeeinrichtungen herrschenden
Arbeitsverbot (61 AsylG) wird Integration verhindert. Die Folgen der
Dauerisolierung von Menschen in Lagern sind Perspektivlosigkeit,
Verelendung und Stigmatisierung - ein Nährboden für Konflikte, der
Rechtspopulisten und Rassisten stetig neue Nahrung geben wird.

Die vereinbarte unabhängige und flächendeckende Asylverfahrensberatung ist
dringend erforderlich und kommt einer Forderung von PRO ASYL und Verbänden
nach. Sie wird die negativen und diskriminierenden Auswirkungen der
ANkER-Zentren jedoch nicht substantiell verhindern können.

PRO ASYL befürchtet, dass mit der Isolierung in ANkER-Zentren auch von der
Überstellung in andere EU-Staaten bedrohte Menschen unter Ausreise- und
Abschiebedruck gesetzt werden. Das Abschiebehaftsystem wird ausgebaut, die
Anforderungen für Abschiebehaft und Ausreisegewahrsam sollen gesenkt
werden.

Einigung zulasten von Schutzsuchenden und der EU-Grenzstaaten


Die GroKo hat im bekannt gewordenen Entwurf des Koalitionsvertrags die
Ziele ihrer EU-Flüchtlingspolitik repressiv formuliert: In den Grenzlagern
der EU sollen die Asylverfahren durchgeführt werden, von dort aus sollen
auch die Abschiebungen stattfinden.

Das Prinzip der Zuständigkeit des Ersteinreiselandes müsse »eine
übergeordnete Rolle spielen«. Der Druck auf die ohnehin überforderten
EU-Grenzstaaten wie Griechenland, Italien und andere wird verstärkt. Für
Flüchtlinge steigt die Gefahr, in einem der katastrophalen Auffanglager an
den EU-Außengrenzen ohne faires Asylverfahren abgeschoben zu werden.

PRO ASYL hatte bereits an den Sondierungsergebnissen fundierte Kritik [2]
geübt, insbesondere bei der Regelung zum Familiennachzug und zur Einstufung
von Staaten als sicheren Herkunftsländern nach Anerkennungsquote.


Anmerkungen:

[1] https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/12/2018-02-07-Koalitionsvertrag%20Union%20SPD

[2] https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/12/2018-01-15-Papier-PRO-ASYL-zu-den-Sondierungsergebnissen.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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FAMILIE/308: Bertelsmann Stiftung - Viele Familien ärmer als bislang gedacht (idw)


Bertelsmann Stiftung - 07.02.2018

Viele Familien ärmer als bislang gedacht



Familien mit geringem Einkommen sind in den letzten 25 Jahren weiter
abgehängt worden. Mit einer neuen Methodik haben Forscher im Auftrag der
Bertelsmann Stiftung festgestellt, dass vor allem arme Familien bisher
reicher gerechnet wurden als sie tatsächlich sind. Politisch gilt es nun,
ein größeres Gewicht auf die Bekämpfung von Armut zu legen.

Gütersloh, 07.02.2018. Die Einkommenssituation von vielen Familien und
insbesondere Alleinerziehenden ist schlechter als bislang gedacht. In
einer Studie im Auftrag der Bertelsmann Stiftung haben Forscher der
Ruhr-Universität Bochum jetzt erstmals für Deutschland ermittelt, welche
zusätzlichen Kosten durch Kinder je nach Familientyp und Einkommensniveau
entstehen. Dabei wird klar: je geringer das Familieneinkommen ist, desto
schwerer wiegt die finanzielle Belastung durch jedes weitere
Haushaltsmitglied.

Um die Einkommenssituation von verschiedenen Familientypen vergleichen zu
können, wurden bisher die zusätzlichen Ausgaben für Kinder gemäß der 
OECD-Skala pauschal mit sogenannten Äquivalenzgewichten geschätzt. Bezugsgröße
dabei sind die Ausgaben für einen alleinlebenden Erwachsenen. Ein
zusätzliches Kind unter 14 Jahren erhält ein Gewicht von 0,3, eine
zusätzliche Person über 14 Jahren von 0,5. Die jetzt vorliegenden
Ergebnisse machen jedoch deutlich, dass starre Skalen nicht angemessen
sind. In der Studie wurden deswegen einkommensabhängige Äquivalenzgewichte
berechnet, die einen realistischeren Blick auf die Einkommenssituation von
Familien ermöglichen. Sie zeigen, dass die Anwendung der OECD-Skala die
Einkommen armer Haushalte systematisch über- und jene reicher Haushalte
unterschätzt. Denn für ärmere Familien ist die finanzielle Belastung durch
Kinder im Verhältnis größer als für wohlhabende Familien. Für Jörg Dräger,
Vorstand der Bertelsmann Stiftung, ist deshalb klar: "Wir können Armut nur
erfolgreich bekämpfen, wenn wir sie realistisch betrachten können."

Kinderlose sind im Durchschnitt besser gestellt als Familien


Die Untersuchung zeigt ebenfalls, dass von 1992 bis 2015 Paare mit Kindern
oder Alleinerziehende im Durchschnitt finanziell stets schlechter gestellt
waren als kinderlose Paare. "Mit jedem zusätzlichen Kind wird die
finanzielle Lage von Familien schwieriger. Kinder sind leider ein
Armutsrisiko in Deutschland", so Dräger. Zudem ist die Einkommensschere
zwischen wohlhabenden und armen Familien in diesem Zeitraum weiter
aufgegangen. Seit den 90er Jahren ist es nur jenen Familien gelungen, ihre
Einkommenssituation zu halten oder zu verbessern, die ihren Erwerbsumfang
ausweiten konnten - in der Regel durch eine umfänglichere Erwerbstätigkeit
von Frauen. Entscheidend hierfür war der Ausbau der Kindertagesbetreuung.
Kindergelderhöhungen hingegen haben die Einkommenssituation von Familien
mit Kindern nicht nachhaltig verbessert. Diese Ergebnisse bestätigen
frühere Untersuchungen, allerdings sind die Effekte - gemessen mit der
neuen Methode - stärker als bislang gedacht. Darüber hinaus ergeben sich
im Detail relevante Unterschiede.

Familien stärker von Armut betroffen als gedacht



So zeigt sich, dass die Armutsrisikoquote von Paarfamilien nach der neuen
Berechnung knapp drei Prozentpunkte über den bisher ermittelten Werten
liegt: nach neuer Berechnung sind 13 Prozent der Paare mit einem Kind
armutsgefährdet, 16 Prozent jener mit zwei und 18 Prozent solcher mit drei
Kindern. Besonders drastisch ist die Situation für Alleinerziehende. Lag
deren Armutsrisikoquote nach früheren Berechnungen bei 46 Prozent - und
damit schon sehr hoch -, sind es auf Basis der neuen Methode 68 Prozent.
Gerade bei Alleinerziehenden führt die Anwendung der starren,
einkommensunabhängigen OECD-Skala dazu, dass die zusätzlichen Ausgaben für
ein Kind im Haushalt deutlich unterschätzt werden. Während beispielsweise
ein Haushalt mit zwei Erwachsenen mit einem Schlaf- und einem Wohnzimmer
auskommen kann, brauchen Alleinerziehende zusätzlich ein Kinderzimmer.
Zudem fallen bei niedrigeren Einkommen die kinderspezifischen Ausgaben
(etwa für Windeln, Schulsachen, neue und passende Kleidung) besonders ins
Gewicht. Gleichzeitig ist es für Alleinerziehende aufgrund der
aufwändigeren Betreuung und Fürsorge für die Kinder besonders schwer,
ihren Erwerbsumfang zu vergrößern. Vergleichbar ist die Situation für
kinderreiche Familien. Dräger fasst zusammen: "Von Armut sind vor allem
die Familien betroffen, die ihre Erwerbstätigkeit aufgrund besonders
großer Betreuungsverantwortung nicht steigern konnten."

Armutsbekämpfung in den Mittelpunkt der Familienpolitik stellen


Politisch sollte deshalb ein größeres Gewicht auf die Bekämpfung von Armut
gelegt werden. "Vor allem Alleinerziehende brauchen stärkere
Unterstützung", so Dräger. Zudem gilt es, die staatliche Existenzsicherung
für Kinder neu aufzustellen. Dabei, so Dräger, sollte sich der Staat
konsequent an den Bedürfnissen von Kindern orientieren. "Mit einem
Teilhabegeld als neue familienpolitische Maßnahme können wir das
Kindergeld, die SGB II-Regelsätze für Kinder und Jugendliche, den
Kinderzuschlag und den größten Teil des Bildungs- und Teilhabepakets
bündeln." Dieses neue Instrument soll gezielt arme Kinder und Jugendliche
erreichen und mit steigendem Einkommen der Eltern abgeschmolzen werden.
Darüber hinaus brauchen Kinder und Eltern in ihrer Umgebung gute Bildungs-
und Freizeitangebote sowie eine passgenaue, unbürokratische Unterstützung.
Zudem sollten die neuen methodischen Erkenntnisse dieser Studie in der
Armuts- und Sozialberichterstattung der Bundesregierung berücksichtigt
werden, damit die bisherigen Verzerrungen aufgrund der OECD-Skala
zukünftig nicht weiter auftreten. "Ansonsten", so Dräger, "verlieren wir
genau die aus dem Blick, die am meisten auf Unterstützung angewiesen
sind."

Zusatzinformationen



In der Studie von Prof. Notburga Ott, Prof. Martin Werding und ihren
Mitarbeitern an der Ruhr-Universität Bochum wird die Einkommenssituation
von verschiedenen Familientypen seit Anfang der 90er Jahre differenziert
nachgezeichnet und verglichen. Dazu werden in einem ersten Schritt
sogenannte Äquivalenzskalen empirisch ermittelt, die man heranzieht, um
Einkommen von Haushalten verschiedener Größe miteinander vergleichen zu
können. Grundlage ist dabei die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS)
des Statistischen Bundesamtes, die Daten zu den Ausgaben der betrachteten
Haushaltstypen liefert. Im Unterschied zu bisher vorliegenden
Untersuchungen für Deutschland wird dabei berücksichtigt, dass angemessene
Äquivalenzskalen von der Wohlstandsposition der Haushalte abhängen können.
In einem zweiten Schritt werden die neu ermittelten Äquivalenzskalen
herangezogen, um die Einkommenssituation von Familienhaushalten zu
untersuchen. Datengrundlage sind dafür die Daten des Sozio-oekonomischen
Panels (SOEP), die in Deutschland regelmäßig für Analysen der
Einkommensverteilung herangezogen werden. Dieses Vorgehen ermöglicht es,
die Effekte der neu ermittelten Äquivalenzskalen im Vergleich zu bisher
üblichen Methoden der Äquivalenzgewichtung aufzuzeigen.




Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.bertelsmann-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, Christian von Eichborn, 07.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/275: Koalitionsvereinbarung - Weichenstellung für bessere Lebensbedingungen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
7. Februar 2017

Koalitionsvereinbarung: Weichenstellung für bessere Lebensbedingungen
- ver.di-Chef begrüßt Vereinbarungen zu Rente, Pflege und Bildung



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) bewertet in
einer ersten Stellungnahme die von CDU, CSU und SPD erzielten
Koalitionsvereinbarungen überwiegend positiv. "Insbesondere mit der
Rückkehr zur Paritätischen Finanzierung der Gesetzlichen
Krankenversicherung, den Vorhaben zur Rente sowie den Verbesserungen
in Pflege, Bildung und zur Sicherung tarifgebundener Arbeitsplätze im
öffentlichen Nahverkehr setzen Union und SPD wichtige soziale
Akzente", sagte der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske.

Auf der Habenseite stünden etliche Forderungen, die im Wahlkampf von
ver.di eingefordert worden seien und nun von der Politik in Angriff
genommen werden sollen. "Wenn die gesetzliche Rente bei 48 Prozent
stabilisiert wird, bedeutet das eine Abkehr vom Sinkflug der Renten.
Dafür haben die DGB-Gewerkschaften mit ihrer gemeinsamen
Rentenkampagne eindringlich geworben", so Bsirske. Im Zuge der
geplanten Rentenkommission werde es nun darum gehen, die gesetzliche
Rente weiter zu stärken und zu verbessern.

Positiv sei auch, dass bereits heutige Rentnerinnen und Rentner von
der Einführung einer Grundrente profitieren sollen. "Das ist ein
erster Einstieg in eine bessere Absicherung von Menschen, die ihr
Leben lang hart und oft zu niedrigen Löhnen gearbeitet haben", sagte
der Gewerkschaftsvorsitzende. "Konkrete Verbesserungen sind auch mit
der Einbeziehung der Selbständigen in die Rentenkassen und der
Aufwertung von Erwerbsminderungsrenten verbunden", so Bsirske.

Für die Menschen im Land besonders wichtig seien die Verbesserungen
in der Alten- und Krankenpflege. "Wir haben dafür gekämpft. Die
Politik hat einen Anfang gemacht: Untergrenzen für die
Personalausstattung aller bettenführenden Abteilungen im Krankenhaus,
für die Altenpflege 8.000 zusätzliche Stellen und flächendeckende
Tarifverträge - das sind erste Schritte in Richtung Entlastung der
Pflegekräfte und einer verlässlicheren Versorgung von Patientinnen
und Patienten", betonte Bsirske. Jetzt müsse es darum gehen, dieses
Programm zu konkretisieren und auszubauen.

Ein echter Fortschritt - auch gegenüber dem Sondierungspapier - sei
die Absicherung tariflicher und sozialer Standards im öffentlichen
Personennahverkehr. "Das schützt zehntausende Beschäftigte im ÖPNV
vor Lohn- und Sozialdumping, erhält tariflich gesicherte
Arbeitsplätze und zugleich die Handlungsfähigkeit der Kommunen für
einen zuverlässigen Nahverkehr", hob Frank Bsirske hervor.

Sehr positiv seien insbesondere auch die Vereinbarungen zur Bildung,
zur Verbesserung der Kita-Qualität, zur Erhöhung des Bafög und zur
Ganztagsbetreuung von Kindern im Grundschulalter. "Damit wurden
wichtige Schritte hin zu einer kinder- und elternfreundlichen Politik
beschlossen, die Bildungszugänge und gute Angebote für Kinder nicht
vom Geldbeutel der Eltern abhängig macht", so Bsirske.

Allerdings blieben die Koalitionäre bei der für Millionen
Beschäftigte wichtigen Stärkung der Tarifbindung sehr vage. "Da
werden wir nachsetzen", so Bsirske.

Schwachpunkte sieht der Gewerkschaftsvorsitzende in der
Steuerpolitik. "Ich hätte mir hier entschiedenere Schritte gewünscht!
Für mehr Steuergerechtigkeit zu sorgen, um zusätzliche
Handlungsspielräume für Zukunftsinvestitionen zu gewinnen, bleibt
eine Dauerbaustelle", sagte Bsirske.

Im Vergleich zu den Sondierungsergebnissen sei es der SPD allerdings
gelungen, etliche Verbesserungen durchzusetzen. "Insgesamt können
durch die Vorhaben von Union und SPD die Arbeits- und
Lebensverhältnisse vieler Menschen verbessert werden", betonte der
ver.di-Vorsitzende.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.02.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Daniela Milutin - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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ORGANISATION/376: "Mutloses Weiter so" - Koalitionsvertrag enttäuschendes Stückwerk (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 7. Februar
2018

"Mutloses Weiter so": Paritätischer sieht in Koalitionsvertrag
enttäuschendes Stückwerk



Der Paritätische Wohlfahrtsverband zeigt sich enttäuscht vom Ergebnis der
Koalitionsverhandlungen zwischen Union und SPD und kritisiert den
vorliegenden Koalitionsvertrag als "Stückwerk" und "mutloses Weiter so".
Die großen sozialen Aufgaben werden nach Ansicht des Verbands nicht gelöst,
vielmehr würde sich die gesellschaftliche Spaltung durch verschiedene
Maßnahmen und vor allem Unterlassungen noch vertiefen. Grundproblem sei wie
schon bei dem letzten Koalitionsvertrag der Großen Koalition, dass zwar
wichtige Themen benannt würden, aber mangels Mut zu einer solidarischen
Steuer- und Finanzpolitik große Reformen ausblieben und selbst gute Ansätze
hoffnungslos unterfinanziert seien.

Große Defizite sieht der Paritätische insbesondere in der Gesundheits- und
Sozialpolitik. "Union und SPD bleiben die Lösung der wirklich großen
sozialen Probleme, vor denen wir stehen, schuldig. Altersarmut wird weiter
hingenommen und was den so genannten Kampf gegen die skandalös hohe
Kinderarmut angeht, gehört es zur bitteren Wahrheit, dass für Familien mit
Kindern in Hartz IV so gut wie nichts getan werden soll", so Ulrich
Schneider, Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbands.
Armutspolitisch kündigten sich mit diesem Vertrag die nächsten vier
verlorenen Jahre an, warnt der Paritätische.

Gemessen an den tatsächlichen Notwendigkeiten und den Wahlkampfversprechen
seien auch die angekündigten Maßnahmen im Bereich der Pflege viel zu wenig
und nicht geeignet, den akuten Pflegenotstand zu beheben und die Dauerkrise
in der Pflege zu heilen. Auch in der Gesundheitspolitik würden Probleme
schlicht vertagt, kritisiert der Verband. Statt die Zwei-Klassen-Medizin
durch den Koalitionsvertrag endlich abzuschaffen, werde lediglich eine
unverbindliche Kommission ohne konkreten Auftrag und Ziel eingerichtet.
"Das ist Blendwerk und die Tinte nicht wert. Offensichtlich hat man sich
auf gar nichts verständigen können", so Schneider. "Hier wird
Durchwurschteln zum Regierungsprinzip gemacht."

Die Koalitionsvereinbarungen zur Flüchtlingspolitik kritisiert der
Paritätische als "menschenrechtliche Katastrophe und humanitären Skandal".

Das Grundproblem des ganzen Vertrages schließlich sieht der Verband in dem
Verzicht auf eine solidarische Steuer- und Finanzpolitik. "Das Hauptmanko
ist und bleibt die Unterfinanzierung all dessen, was nötig wäre. Dass Union
und SPD auf Steuererhöhungen für hohe Einkommen und große Vermögen
verzichten wollen ist grob fahrlässig", erklärt Schneider. Eine deutliche
Kurskorrektur in der Steuerpolitik sei die Voraussetzung für eine offensive
Sozialpolitik, die alle mitnimmt und keinen zurücklässt.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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ORGANISATION/375: Koalitionsvereinbarungen - Sozialverband SoVD begrüßt Verbesserungen (SoVD)


Sozialverband Deutschland - 7. Februar 2018

Koalitionsvereinbarungen: SoVD begrüßt Verbesserungen

Präsident Adolf Bauer: Sozialpolitisches Leitprojekt fehlt



Zu den Medienberichten über eine Einigung von CDU, CSU und SPD auf eine
Koalition erklärt SoVD-Präsident Adolf Bauer:

"Noch ist es zu früh, um die Verhandlungsergebnisse von Union und SPD final
zu bewerten. Fest steht jedoch schon jetzt, dass Verbesserungen möglich
sind, auf denen aufgebaut werden kann. Dies gilt insbesondere für die
Rückkehr zur Parität bei der Krankenversicherung. Und das würdigt der
Sozialverband SoVD. Gleichwohl muss die neue Bundesregierung möglichst bald
darüber informieren, wie sie diese Vereinbarungen konkret umsetzen will.
Dazu werden wir unsere Fragen stellen und sehr genau die weitere
Entwicklung beobachten. Leider ist heute schon erkennbar, dass ein
sozialpolitisches Leitprojekt fehlt. Ob eine Angleichung der Arzthonorare
gelingt, muss sich noch zeigen. Zudem wurde es versäumt, die Rentenpolitik
grundlegend zu korrigieren, um das Vertrauen in die gesetzliche
Rentenversicherung langfristig zu stärken. Auch mit Blick auf die sich
öffnende Schere zwischen Arm und Reich fehlen durchgreifende Maßnahmen zu
einer fairen Heranziehung sehr hoher Einkommen und Vermögen."

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Pressemitteilung Nr. 6/2018 vom 7. Februar 2018

Sozialverband Deutschland, Pressestelle

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Telefon: 030 72 62 22-129 | -140, Fax: 030 72 62 22-328

E-Mail: pressestelle@sovd.de

Internet: www.sovd.de
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AGRAR/1830: Notwendige Maxime für Agrarpolitik - Grenzen des Wachstums beachten (PROVIEH)


PROVIEH MAGAZIN - Ausgabe 3/2017

Magazin des Vereins gegen tierquälerische Massentierhaltung e.V.

Notwendige Maxime für Agrarpolitik: Grenzen des Wachstums
beachten

von Sievert Lorenzen



Seit Jahrzehnten werfen die Agrarindustrie und Agrarpolitik gern die
Frage auf, wie sich der Hunger in der Welt am besten besiegen lasse.
Die Antwort folgt meist prompt: Wir müssen mehr Nahrungsmittel für die
Welt produzieren und die Landwirtschaft armer Länder effizienter
machen. Über diese Antwort freuen sich regelmäßig die Investoren, die
am Hunger in der Welt verdienen wollen. Doch durch ihr Tun besiegen
sie den Hunger in der Welt nicht, sondern verschärfen ihn nur, schon
seit Jahrzehnten. Diese Dramatik haben Joseph Collins und Frances
Moore Lappé schon 1978 in ihrem Buch "Vom Mythos des Hungers - Die
Entlarvung einer Legende: Niemand muss hungern" anhand vieler
Beispiele eingehend untersucht und kamen zum Schluss: Wenn Investoren
verfügbare Agrarressourcen vor allem zur Steigerung privaten Reichtums
nutzen, produzieren sie hauptsächlich das, was sich an reiche Länder
gut verkaufen lässt. Mit wachsendem Reichtum weiten sie ihre Macht
über die Agrarressourcen aus und drängen die Kleinbauern in die
Grenzertragsregionen, auf denen nicht genug Nahrung für die heimische
Bevölkerung angebaut werden kann. Reichtum und Macht wachsen auf der
einen, Armut und Machtlosigkeit auf der anderen Seite. Als billige
Arbeitskräfte sind die Machtlosen dann geschätzt. Das geschieht
gleichermaßen innerhalb armer und reicher Länder.

Im Gefälle von reich und mächtig zu arm und machtlos wachsen soziale
Spannungen, die sich im Extremfall in Kriegen entladen und das
Hungerproblem zusätzlich verschärfen. So erklärte jüngst auch unser
Entwicklungshilfeminister Gerd Müller in einem Interview: "Am meisten
wird dort gehungert, wo Kriege toben." Bei diesen Kriegen spielen auch
Vorrangkämpfe unter Großmächtigen eine wichtige Rolle.


Brauchen wir mehr Geflügelfleisch für die Welt?

Zu denen, die am Kampf gegen den Hunger in der Welt verdienen wollen,
gehören auch die Geflügelfleischerzeuger in Deutschland. Sie sind im
Zentralverband der Deutschen Geflügelwirtschaft (ZDG) organisiert.
Dieser hat eine Expertise in Auftrag gegeben mit dem Titel "Der
gesamtgesellschaftliche Nutzen moderner Geflügelfleischerzeugung in
Deutschland und der Europäischen Union. Eine Analyse ökonomischer und
ökologischer Effekte". Die Expertise ist als HFFA Research Paper
04/2017 erschienen und im Internet zugänglich. Die Autoren sehen im
Wachstum der Weltbevölkerung eine große Chance für die
Geflügelwirtschaft in Deutschland, an der weltweit steigenden
Nachfrage nach Geflügelfleisch zu verdienen. Die dafür nötige
nachhaltige und hocheffiziente Produktionsform durch effektive Nutzung
knapper natürlicher Ressourcen gäbe es hierzulande schon.

Die Expertise liest sich wie ein Hohelied auf die industrielle
Geflügelhaltung. Deren Investoren werden glauben gemacht, mit ihrem
Gewinnstreben einen wichtigen Beitrag zur Sicherung der Welternährung
leisten zu können, und das auf eine Weise, die viel umwelt- und
klimafreundlicher sei und mehr zur Wahrung natürlicher Lebensräume und
weltweiter Biodiversität beitrage als die extensive und die
ökologische Geflügelfleischerzeugung. Untermalt werden die Aussagen
durch viele Abbildungen mit quantitativen Angaben, zum Beispiel zur
Geflügelfleischproduktion in den letzten Jahren mit Prognosen für das
Jahr 2030. Aus zwei Gründen täuscht die Expertise:

1) Schon Collins und Moore Lappé zeigten, dass auf die Ausbeutung von
Agrar-Ressourcen schnell auch die Ausbeutung von Mensch und Vieh
folgt. Ja, auch heute noch heuern Konzerne gern Vertragsmäster mit
eigenem Bauernhof an, liefern ihnen Eintagsküken und Futtermittel und
nehmen ihnen schließlich das schlachtreife Geflügel ab, alles zu
Preisen, die der jeweilige Konzern diktiert. Gerät der Konzern in eine
Krise, lässt er den Vertragsmäster gern im Stich, auch wenn er ihn in
die Überschuldung getrieben hat.

2) Die Autoren der Expertise lassen auch die notwendigen Bedingungen
außer Acht, die für eine hochproduktive Geflügelfleischerzeugung
unbedingt erfüllt sein müssen. Zu ihnen gehört, dass der Nachschub von
massenhaftem Kraftfutter für das Geflügel auch weiterhin reibungslos
von Übersee hier her stattfindet. Riesige Naturräume werden
unwiederbringlich zerstört, um riesig viel Kraftfutter für unser Vieh
anzubauen.

Doch riesig viel ist nicht gleich unendlich viel. Auf diesen
entscheidenden Unterschied haben schon Dennis Meadows und Koautoren in
ihrem Buch "Die Grenzen des Wachstums" hingewiesen, das sie im Auftrag
des "Club of Rome" erarbeitet und 1972 der Öffentlichkeit vorgestellt
hatten. Ihr Fazit ist seit dem Altertum aktuell geblieben und lautet:
In einer begrenzten Welt kann es kein unbegrenztes Wachstum geben. Das
ist ein unumstößliches Naturprinzip, das wie der Tod durch nichts in
der Welt zu besiegen ist. Wer sich diesem Naturprinzip nicht beugen
will, wird untergehen. Diese Lektion müssen auch die Betreiber der
industriellen Geflügelhaltung lernen. Die Betreiber der extensiven und
der ökologischen Geflügelhaltung haben das schon lange gemacht und
sind in dieser Hinsicht den Betreibern der industriellen
Geflügelhaltung weit überlegen. Kollabieren deren Betriebe in Zeiten
der Knappheit, werden uns fast nur noch die ökologischen und die
extensiven Geflügelhaltung mit ihren Produkten versorgen können,
maßvoll nur, aber immerhin mit einem Minimum. Deshalb verdienen diese
beiden Formen der Geflügelhaltung schon jetzt politische Förderung zur
bestmöglichen Sicherung unserer Zukunft. Massenproduktion wie zurzeit
hat keine Chance für die Zukunft. Das unbeugsame Prinzip von der
Unmöglichkeit grenzenlosen Wachstums in einer begrenzten Welt muss
endlich auch eine leitende Maxime der Politik werden. Nur so kann sie
ihrer Aufgabe nachkommen, für eine nachhaltige Wirtschaft zu sorgen
und steuernd in Wachstumsprozesse einzugreifen, die der Kontrolle zu
entgleiten drohen.

PROVIEH setzt sich schon seit seiner Gründung im Jahr 1973 für eine
derartige Politik der Nachhaltigkeit ein. Das sind wir nicht nur
unseren Mitmenschen schuldig, sondern auch den Tieren, die wir uns zum
Nutzen halten und denen wir mit Respekt begegnen.

 * 

Quelle:

PROVIEH MAGAZIN - Ausgabe 4/2017, Seite 12-14

Herausgeber: PROVIEH - Verein gegen

tierquälerische Massentierhaltung e.V.

Küterstraße 7-9, 24103 Kiel

Telefon: 0431/248 28-0, Telefax: 0431/248 28-29

E-Mail: info@provieh.de

Internet: www.provieh.de
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GEWERKSCHAFT/1601: Verhandlungsergebnis für Lufthansa-Beschäftigte erzielt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
7. Februar 2018

Verhandlungsergebnis für Lufthansa-Beschäftigte erzielt



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und die
Lufthansa haben sich auf ein Tarifergebnis für die rund 33.000
Lufthansa-Beschäftigten der Bodendienste sowie bei Lufthansa-Systems,
der Lufthansa-Service Group (LSG), der Lufthansa Technik und der
Lufthansa Cargo geeinigt. Die Konzerntarifkommission hat dem
Verhandlungsergebnis am Abend des 6. Februar 2018 zugestimmt.

Danach erhalten die Beschäftigten insgesamt bis zu 6 Prozent mehr
Gehalt in zwei Erhöhungsschritten. Ab dem 1. Februar 2018 werden die
Gehälter um 3 Prozent erhöht, die nächste Erhöhung um weitere 3
Prozent erfolgt am 1. Mai 2019. Ein Teil des zweiten
Erhöhungsschrittes erfolgt ergebnisorientiert. Auszubildende erhalten
eine Erhöhung ihrer Ausbildungsvergütung zu den gleichen Terminen um
jeweils 40 Euro. Die Laufzeit des Tarifvertrages endet am 30.
September 2020.

"Das ist ein gutes Ergebnis", betont ver.di-Bundesvorstandsmitglied
und Verhandlungsführerin Christine Behle. "Zweimal drei Prozent mehr
und eine deutlich überproportionale Erhöhung der
Ausbildungsvergütungen sind für die Beschäftigten bei der Lufthansa
positiv zu bewerten." Vor dem Hintergrund der guten wirtschaftlichen
Situation der Lufthansa sei die Laufzeit des Tarifvertrages zwar sehr
lang, allerdings habe ver.di im Gesamtpaket weitere gute Ergebnisse
erzielen können. So sei beispielsweise die Regelung zur unbefristeten
Übernahme der Auszubildenden verlängert worden. "Erfreulich ist
außerdem, dass eine Aufspaltung des Manteltarifvertrages auf die
verschiedenen Geschäftsfelder abgewehrt wurde", erklärt Behle.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.02.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Martina Sönnichsen - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MESSE/3897: Fruit Logistica 2018 eröffnet (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Fruit Logistica 2018 eröffnet

Obst- und Gemüsewelt trifft sich in Berlin



Am 7. Februar 2018 öffnet die Fruit Logistica 2018 auf dem Berliner
Messegelände. Drei Tage ist die Messe der Treffpunkt der Obst- und
Gemüsewelt. Die Fruit Logistica ist die bedeutendste Handels- und
Logistikmesse für Obst und Gemüse weltweit. Die deutschen
Erzeugerorganisationen für Obst und Gemüse sind in der
Deutschlandhalle (Halle 20) auf dem Gemeinschaftsstand unter dem Dach
der Bundesvereinigung der Erzeugerorganisationen vertreten und geben
einen breiten Überblick über das deutsche Angebot von frischem Obst
und Gemüse.

Für den Bundesausschuss Obst und Gemüse beim Deutschen Bauernverband
sind auf der Handelsmesse, neben der Qualitätssicherung und dem
vielfältigen Angebot an Obst und Gemüse, auch Themen wie der
Klimawandel und ein erforderliches verbessertes Risikomanagement
wichtig. Außerdem spielen die Herausforderungen im Anbau und in der
Produktionssteuerung, sowie die Rahmenbedingungen für die Agrarpolitik
nach 2020 und die Digitalisierung eine wichtige Rolle.

Der deutsche Auftritt steht auch in diesem Jahr wieder unter der
Überschrift: "Deutschland - mein Garten". In diesem Jahr mit neuen,
frischen Motiven und der Botschaft "Näher - Frischer - Lecker". Dies
zeigt, dass kurze Transportwege, eine nachhaltige Erzeugung sowie die
hohen Sicherheits- und Umweltstandards noch mehr an Bedeutung gewonnen
haben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Februar 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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TERMINE/940: Köln - Zwei Vorträge von Chamtrul Rinpoche, 27.+28.2.2018 (StadtRaum)


StadtRaum Newsletter vom 5. Februar 2018

Chamtrul Rinpoche in Köln 

Vorträge am 27. und 28. Februar 2018



Öffentlicher Vortrag zum Thema: 

Bodhicitta Mind to open the heart -

Mit dem Erleuchtungsgeist das Herz öffnen

Dienstag, 27.02.18, 19:30 Uhr 

Einlass, Tor28 - Raum Bambus, Machabäerstraße 28, 50668 Köln, 

Eintritt: Spendenbasis

Vortrag zum Thema: Shamata Meditation (ruhiges Verweilen)

Mittwoch, 28.02.18, Einlass 19:30 Uhr 

Einlass, Tor28 - Raum Bambus, Machabäerstraße 28, 50668 Köln,
Eintritt: Spendenbasis

Chamtrul Rinpoche Lobsang Gyatso ist die dritte Inkarnation eines
verwirklichten Meisters der Kathok/Nyingma-Linie des tibetischen
Buddhismus. Seit rund 20 Jahren unterrichtet er in authentisch
traditioneller Weise und besucht Köln jetzt schon zum vierten Mal. Der
Vortrag findet in Englisch statt und wird simultan ins deutsche
übersetzt.

Weitere Informationen:

bodhicitta-germany@gmx.de

www.chamtrul-rinpoche.com

 * 

Quelle:

StadtRaum Newsletter vom 5. Februar 2018

Herausgeber: StadtRaum Köln

Moltkestr. 79, 50674 Köln

Telefon: 0221/56 25 805

E-Mail: Werner.Heidenreich@gmail.com

Internet: www.stadtraum.de
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KIRCHE/2083: Sie sind nicht einfach nur Zahlen - Vertriebene müssen ihre Geschichten erzählen (ÖRK)


Ökumenischer Rat der Kirchen - Meldung vom 1. Februar 2018

Sie sind nicht einfach nur Zahlen: Vertriebene müssen ihre Geschichten
erzählen

Deutsche Fassung veröffentlicht am 7. Februar 2018



Laut Flüchtlingswerk der Vereinten Nationen (UNHCR) gibt es gegenwärtig
weltweit mehr als 65 Millionen Menschen, die von ihrer Heimat vertrieben
wurden. All diese Vertriebenen sind aber mehr als nur Statistiken.

Sie sind Menschen - was manchmal in der Berichterstattung der Massenmedien
vermisst werden kann.

Diese Beobachtung wurde in einer Diskussion am 30. Januar im Ökumenischen
Rat der Kirchen (ÖRK) betont, als Vertretende von Kirchengruppen, der
Vereinten Nationen und einer christlichen Medienorganisation die
Medienberichterstattung über Flüchtlinge anlässlich einer informellen
Präsentation diskutierten.

Die Diskussion mit dem Titel: "Verändern der Sichtweise: Medien, Migration
und Flüchtlinge" wurde von Marianne Ejdersten, Direktorin für Kommunikation
des ÖRK, geleitet.

Die Teilnehmenden setzten sich mit dem Forschungs- und Fürspracheprojekt
"Flüchtlingsberichterstattung" auseinander, das 2017 durchgeführt wurde, um
die Rechte auf Kommunikation der Flüchtlinge, die einen sicheren Weg nach
oder durch Europa suchen, zu unterstützen.

Die Haltungen der Öffentlichkeit herausfordern



Das Projekt hat zum Ziel, die Haltungen von Intoleranz und Diskriminierung
der Öffentlichkeit gegenüber Flüchtlingen und Migrierenden herauszufordern.

Peter Prove, Direktor der ÖRK-Kommission der Kirchen für internationale
Angelegenheiten, sprach über dieses "bedeutende Forschungsprojekt".

"Dieser Bericht liefert uns empirische Beweise, die benutzt werden können,
um den öffentlichen Diskurs über Flüchtlinge in konstruktivere Bahnen zu
leiten", sagte er.

"Migration war schon immer ein Teil der menschlichen Gesellschaft, wird
aber in Zukunft noch an Gewicht gewinnen."

"Wir haben keine Wahl, wir müssen diese Völkerbewegungen begleiten, und
zwar so, dass die Migration für uns alle gelingt", sagte Prove und zitierte
dabei einen kürzlich veröffentlichten Bericht des UN-Generalsekretärs
António Guterres.

Weltvereinigung für christliche Kommunikation



Koordiniert wird das Projekt von der vom ÖRK gestützten Weltvereinigung für
Christliche Kommunikation - Europa (WACC Europa) und der Kommission der
Kirchen für Migranten in Europa (CCME).

Sara Speicher, Entwicklungsleiterin der WACC und Mitarbeiterin der
Kommunikationsabteilung des ÖRK, sagte: "Wir glauben, dass die Darstellung
der Flüchtlinge, Migranten und Migrantinnen in den Medien eine bedeutende
Rolle spielt, die den Ton der öffentlichen Debatte und schlussendlich auch
die Aufnahme und Integration dieser Menschen in ihren neuen Ländern
beeinflusst."

Während die Anzahl der Ankommenden in Europa im Jahr 2017 von ihrem
Höhepunkt von mehr als einer Million im Jahr 2015 gefallen sei, verbleibe
die Aufnahme und Integration von Flüchtlingen, Migranten und Migrantinnen
auf politischer, wirtschaftlicher und kultureller Ebene ein brisantes, zu
Spaltungen führendes Thema, bemerkte sie.

Dr. Stephen Brown, Präsident der WACC Europa, sagte: "Wir wollen die
Debatte anstoßen und die weltweite Reaktion auf diese Untersuchung
beobachten."

Er führte aus, dass die WACC der Ansicht sei, jeder und jede habe das Recht
zu kommunizieren und in Verbindung zu bleiben, in gleicher Weise wie auch
alle das Recht auf Nahrung, Unterkunft und Sicherheit hätten.

"Anhand strategischer Verbindungen wollen wir zum Wohle aller Veränderungen
auslösen und Informationen, Wissen und Erfahrungen im Bereich der
Kommunikation weitergeben. Wir sagen dazu 'Kommunikationsrechte'."

Der nigerianische Erzbischof David Fabusoro der Kirche des Herrn
(Gebetsgemeinschaft) lieferte konkrete Beispiele von Menschen auf der
Reise. Seit die Anschläge durch Boko Haram 2013 aggressiver wurden, seien
Hunderttausende von Menschen in der ganzen Region von Nordost-Nigeria
vertrieben worden, sagte er.

Konflikt im Nigerdelta



Weiter erwähnte Fabusoro den jahrzehntealten Konflikt im Nigerdelta im
Südwesten sowie das Auftauchen von Fulani-Hirten und deren gewaltsamer
Besetzung von Ackerland und Besitzen, was in "Massentötungen und
Vertreibungen von Menschen" resultierte.

"Leider sind die Darstellungen in den Medien immer unübersichtlich und
lückenhaft", sagte er und bemerkte: "Der Aufstand von Boko Haram und der
Nigerdeltakonflikt wurden als religiöse Krisen dargestellt."

Weiter sagte er aber auch, dass über die Not der oftmals nach Europa
vertriebenen Menschen nicht berichtet werde: "So lässt man die Menschen
stillschweigend sterben."

Leigh Foster, Verantwortliche für Veranstaltungen, Kampagnen und
Goodwill-Botschafter des UNHCR, sagte im Zusammenhang mit Flüchtlingen und
Migranten und Migrantinnen: "Bei der Mobilisierung ihrer Mitglieder waren
der ÖRK und der Lutherische Weltbund (LWB) beeindruckend."

Selbst für ihre Interessen eintreten



Sie lobte die Diskussion zum Bericht und sagte, für
die #WithRefugees-Kampagne des UNHCR sei dies eine Ermutigung. Diese
Kampagne will die Aussage veranschaulichen, dass Flüchtlinge selbst für
ihre Interessen eintreten können.

Foster meinte, dies sei ein Zeitpunkt, zu dem "die Sichtweisen immer mehr
vergiftet sind, nicht nur über Flüchtlinge, sondern über alle, die
unterwegs sind".

Cornelia Kästner, Leiterin der Kommunikationsabteilung des LWB, sprach von
ihrer eigenen Erfahrung als Journalistin und wie ihre Arbeit mit
Flüchtlingen sie ermutigte, "die Menschen sprechen zu lassen."

Sie bemerkte: "Flüchtlinge sind nicht Opfer", sondern Menschen. "Wie können
wir, wenn wir über sie schreiben, der Gleichgültigkeit der Gesellschaft
entgegentreten? Wie verhindern wir, dass sich die gleiche Geschichte immer
und immer wieder wiederholt?", fragte Kästner.


Flüchtlinge, Migranten und Migrantinnen sollen in europäischen Medien
nicht mehr "unsichtbar" sein, fordert neuer Bericht:

http://www.oikoumene.org/en/press-centre/news/new-report-urges-end-to-pattern-of-invisibility-of-refugees-and-migrants-in-european-media

Bericht des Projekts "Flüchtlingsberichterstattung": Verändern der
Sichtweise: Mediendarstellung von Flüchtlingen, Migranten und Migrantinnen
in Europa: 

http://www.refugeesreporting.eu/report/

UNHCR-Kampagne #WithRefugees:

http://www.unhcr.org/withrefugees/about/

 * 

Quelle:

Meldung vom 7. Februar 2018

Herausgeber: Ökumenischer Rat der Kirchen (ÖRK)

150 rte de Ferney, Postfach 2100, 1211 Genf 2, Schweiz
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SCHACH-SPHINX/06469: Erbschaft eines Philippinen (SB)


1982 wählte die FIDE einen neuen Präsidenten mit den Philippinen
Florencio Campomanes. Bei der Wahl um das höchste Amt des
Weltschachbundes hatte er mit deutlicher 64:34-Stimmenmehrheit seinen
Vorgänger, den Isländer Fridrik Olafsson, aus dem Rennen geworfen.
Wesentliche Unterstützung erhielt er dabei von den Ländern der Dritten
Welt, vornehmlich Asien. Die hatten seit längerem darauf gedrängt,
einen Vertreter aus ihren Reihen zum Kopf der FIDE zu bestimmen.
Schließlich stellten sie die Mehrheit im Verband dar. Campomanes hatte
seine Wahl geschickt eingefädelt. Als Kenner der asiatischen
Mentalität verschickte er eine große Anzahl an Plaketten in die
schachlichen Entwicklungsländer. 31 Staaten erhielten Schachuhren. In
Europa würde man so etwas als Bestechungsversuch werten. Doch die
asiatische Seele denkt eben anders. In Europa rief bereits seine
Nominierung Proteste hervor. Campomanes besaß alles andere als einen
guten Ruf, war er doch ein Freund des ehemaligen philippinischen
Staatspräsidenten Marcos. Nicht sein Führungsgeschick, wohl aber seine
Integrität wurde in Abrede gestellt. Unter seiner Amtsperiode kam es
denn auch zur Spaltung des Verbandes, als der damaligen FIDE-
Weltmeister Garry Kasparow 1993 nach einem internen Kräfteringen mit
Campomanes aus der großen Schachföderation austrat und seine eigene
Liga gründete, die Profi-Organisation PCA. Auch Campomanes' Nachfolger
Kirsan Iljumschinow konnte bislang die Bruchstelle nicht wieder
zusammenschweißen. Die Erbschaft des Philippinen wird wohl noch
Jahrzehnte Bestand haben. Das heutige Rätsel der Sphinx stammt aus
seinem Wahljahr 1982. Bei der Schacholympiade in Luzern traf der
deutsche Großmeister Wolfgang Unzicker auf den Ungarn Zoltan Ribli.
Für Deutschland gab es in Luzern keine Ehren zu gewinnen. Mit
Schweden, Holland, Kanada, den Philippinen und Kolumbien landete die
deutsche Auswahl auf den geteilten 15. bis 20. Platz. Auch Unzicker,
mit den schwarzen Steinen spielend, konnte gegen den ungarischen Top-
Spieler keinen Sieg verbuchen. Nun, Wanderer, die weiße Stellung steht
auf Gewinn. Mit welchem Schlüsselzug leitete Ribli die entscheidende
Kombination ein?
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Ribli - Unzicker

Luzern 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

An der Wurzel gepackt und gerüttelt, verlor die weiße Stellung ihren
Halt. Polugajewsky visierte den schwachen weißen Bauern f2 an, und
indem er die weiße Dame mit 1...Tb4xe4! 2.Te3xe4 La6-d3! 3.Dc2xd3
ablenkte, wuchs sein Angriff ins Unwiderstehliche an: 3...Df6xf2+
4.Kg2-h1 Tf8-f3 5.Tc1-c8+ Kg8-g7 6.Tc8-c7+ Kg7-f6 7.g4-g5+ Kf6xg5
8.Tc7-c2 Df2-g3 9.Dd3-d2+ Kg5-f5 10.Dd2-g2 Kf5xe4 11.Tc2-c4+ Ke4xd5
und Weiß gab auf, weil die schwarzen Bauern das Rennen gemacht hätten.



Erstveröffentlichung am 12. Februar 2005
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/452: Nostalgie kann negative Gefühle abschwächen (idw)


Universität zu Köln - 06.02.2018

Nostalgie kann negative Gefühle abschwächen

Psychologe der Uni Köln erkennt einen starken Zusammenhang zwischen
nationaler Selbstverherrlichung, Nostalgie für die Vergangenheit und eine
Ablehnung kollektiver Schuld in den USA



"Make America Great Again" - im vergangenen Wahljahr stieß Donald Trumps
Wahlslogan bei vielen Amerikanern auf Zustimmung. Vorstellungen von der
Größe und moralischen Überlegenheit des eigenen Landes haben in den USA
eine lange Tradition und sind tief in der amerikanischen Kultur
verwurzelt. Nicht selten werden solche Vorstellungen in eine imaginierte
"goldene Vergangenheit" projiziert. Doch wie passt diese kollektive
Nostalgie zu den historischen Ungerechtigkeiten, die das Land zu
verantworten hat?

Eine neue Studie, die nun unter dem Titel "Nostalgia for America's past
can buffer collective guilt" in der Fachzeitschrift "European Journal of
Social Psychology" veröffentlicht wurde, geht der amerikanischen Sehnsucht
nach vergangener Größe nach. Es zeigt sich, dass Nostalgie auch der
Herstellung sozialer Kohärenz in der Gegenwart dient.

Der Psychologe Dr. Matthew Baldwin vom Social Cognition Center Cologne der
Universität zu Köln hat gemeinsam mit seinen beiden Kollegen Mark H. White
II (University of Kansas/USA) und Daniel Sullivan (University of
Arizona/USA) eine Reihe von fünf Studien durchgeführt. Dabei interessierte
die Wissenschaftler der Zusammenhang zwischen kollektiver Nostalgie und
kollektiven Schuldgefühlen. "Diejenigen, die eher zu einer Verherrlichung
Amerikas neigen und die USA für das beste und moralischste Land der Welt
halten, sind auch besonders nostalgisch", sagt Baldwin. "Und diejenigen,
die Amerikas Vergangenheit verherrlichen, neigen auch dazu, Amerika als
moralisch überlegen anzusehen und seine Verbrechen herunterzuspielen. Das
kann Schuldgefühle abmildern, beispielsweise bezüglich der Internierung
japanischstämmiger Bürger während des Zweiten Weltkriegs."

In einer Pilotstudie und vier weiteren Studien befragten die Psychologen
jeweils zwischen 100 und 200 Personen. Sie fanden heraus, dass diejenigen,
die besonders nostalgisch sind, weniger kollektive Schuldgefühle über
vergangenes Unrecht verspüren. Unter den Probandinnen und Probanden, die
Amerika darüber hinaus auch verherrlichen, riefen Erinnerungen an
vergangenes Fehlverhalten eine spontane kollektive Nostalgie hervor.
Nostalgie scheint also als eine Art Puffer gegen schlechte Gefühle zu
sein, resümiert Baldwin. Und sie diene als Ressource zur Erhöhung der
Kohärenz und des moralischen Selbstbildes der Gruppe.

Baldwin und seine Kollegen untersuchen nun, wie genau Nostalgie diesen
Zweck erfüllt. "Möglicherweise erlaubt die Nostalgie den Menschen,
schlechte Taten als gut zu legitimieren - oder sie von dem auszuklammern,
was ihrer Meinung nach Amerika 'im Kern' ausmacht." Gemeinsam mit Dr.
Joris Lammers vom Social Cognition Center Cologne untersucht Baldwin auch,
ob Nostalgie generell den Zweck erfüllt, Schlechtes gut aussehen zu
lassen. "Nostalgie kann Dingen, die eigentlich für eine Gesellschaft
zerstörerisch sind, einen positiven Dreh geben. Ein Beispiel wäre das
Rauchen in geschlossenen Räumen, das früher weit verbreitet war", so der
Psychologe. "Allgemein scheint Nostalgie eine treibende Kraft hinter
vielen unserer Annahmen und Handlungen zu sein. Dies ist oft nützlich für
das Selbst, kann aber für die Gesellschaft als Ganze destruktiv sein."
Das Social Cognition Center Cologne (SoCCCo) ist an der
Humanwissenschaftlichen Fakultät der Universität zu Köln angesiedelt.
Forscherinnen und Forscher untersuchen die psychologischen Grundlagen
menschlichen Handelns und die ihm zugrundeliegenden kognitiven Prozesse.


Veröffentlichung

Matthew Baldwin, Mark H. White II, Daniel Sullivan. "Nostalgia for
America's past can buffer collective guilt." European Journal of Social
Psychology, 5 January 2018. Link:

http://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1002/ejsp.2348/full

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, Gabriele Meseg-Rutzen, 06.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2231: Schwergewicht - in die Jahre gekommen ... (SB)




Alexander Powetkin und David Price in Joshuas Vorprogramm

Am 31. März treffen die Weltmeister Anthony Joshua (WBA/IBF) und
Joseph Parker (WBO) vor 80.000 Zuschauern in Cardiff aufeinander, um
die Titel zusammenzuführen und die Flurbereinigung im Schwergewicht
voranzutreiben. Der Kampf im riesigen Principality Stadium, das über
ein Schiebedach verfügt und damit witterungsunabhängig ist, wird für
das britische Fernsehpublikum von Sky Sports im Pay-TV und von
Showtime Sports in den USA übertragen. Beide Akteure sind
ungeschlagen, wobei Joshua 20 Kämpfe vorzeitig gewonnen und Parker 24
Gegnern das Nachsehen gegeben hat. Nach dem Gewinn der Goldmedaille
bei den Olympischen Spielen 2012 in London und dem Wechsel ins
Profilager wurde Anthony Joshua von seinem Promoter Eddie Hearn zum
populärsten Boxer des Landes aufgebaut, der seine Auftritte vor
gewaltiger Kulisse über die Bühne bringt.

Als der Brite 15 Siege eingefahren hatte, lockte Hearn den
frischgebackenen IBF-Weltmeister Charles Martin mit einem lukrativen
Angebot nach London, wo ihm Joshua spielend leicht den Titel abnahm.
Das war ein glänzender Schachzug, da der US-Amerikaner als schwacher
Champion galt und dem Briten ein Gürtel in den Schoß fiel, der seine
Position erheblich aufwertete. Kritische Stimmen, Eddie Hearn habe
dank seines Einflusses und der wohlgefüllten Kriegskasse von Matchroom
Sports seinem Zugpferd einen Titel gekauft, hielten den rollenden Zug
nicht auf. Auch das Vorhaben, im US-Geschäft Fuß zu fassen, ist von
langer Hand geplant und soll in diesem Jahr in Angriff genommen
werden. Den WBC-Titel hält Deontay Wilder, der als schärfster
Konkurrent des Briten gilt und bereit wäre, sich im Sommer mit ihm zu
messen.

Sollte Joshua gegen Parker die Oberhand behalten, kämen im nächsten
Schritt neben Wilder auch Jarrell Miller, Dillian Whyte und unter
Umständen Tyson Fury als Gegner in Frage. Insbesondere ein Duell mit
dem US-Amerikaner Miller könnte dazu beitragen, einen Kampf gegen
Deontay Wilder im Herbst aufzuwerten. Allerdings gilt der 29jährige
als gefährlicher Kandidat, der seinerseits gewaltig zuschlagen kann,
so daß es sich Hearn sicher dreimal überlegen wird, ob er dieses
Risiko eingehen will. Das gilt natürlich auch für Joseph Parker, dem
Joshua jedoch aufgrund des WBO-Titels, den der Neuseeländer mitbringt,
nicht aus dem Weg gehen kann. Im April letzten Jahres hatte der
41jährige Wladimir Klitschko die Schwächen des Briten offengelegt. Der
Neuseeländer hofft, das zu Ende zu bringen, was der Ukrainer versäumt
hat, obgleich er Anthony Joshua am Haken hatte. Viel wird davon
abhängen, wie der 26 Jahre alte Parker die frühen Runden übersteht, in
denen der Brite seine Stärken auszuspielen pflegt. Mit steigender
Rundenzahl läßt der muskulöse Joshua nach, da ihm die Luft ausgeht und
er immer längere Erholungspausen einlegen muß. [1]

Im Vorprogramm tritt Alexander Powetkin, ehemals regulärer Weltmeister
der WBA im Schwergewicht, gegen David Price an. Der 38jährige Russe
kann mit 33 Siegen und einer Niederlage aufwarten, während der vier
Jahre jüngere Brite mit einer Bilanz von 22 gewonnenen und vier
verlorenen Auftritten nicht nur auf dem Papier als Außenseiter
daherkommt. Dies könnte einer jener Kämpfe werden, die schneller
beendet sind, als die letzten Zuschauer Platz genommen haben. Daß
Powetkin dieses Duell überhaupt angenommen hat, obgleich Price im
Grunde kein relevanter Gegner für ihn ist, dürfte insbesondere darauf
zurückzuführen sein, daß er beim Verband WBA Pflichtherausforderer
Anthony Joshuas ist. Mit seinem Auftritt in Cardiff könnte sich der
Russe beim britischen Publikum ins Gespräch bringen und für einen
Titelkampf womöglich noch vor Ende des Jahre empfehlen.

Wenngleich David Price natürlich nicht völlig chancenlos in den Ring
steigt, müßte er wohl schon einen ausgesprochenen Glückstreffer
landen, um Powetkin die Leviten zu lesen. Im Oktober 2013 schickte er
seinen Landsmann Audley Harrison gleich in der ersten Runde mit einer
wuchtigen Rechten auf die Bretter, auch Sam Sexton und Matt Skelton
mußten rasch die Segel im Kampf mit ihm streichen. Doch seither sind
etliche Jahre ins Land gezogen, in denen Price erheblich nachgelassen
und bittere Niederlagen bezogen hat. Er ist langsamer geworden, und
seine Kondition läßt zu wünschen übrig, was seinerzeit bereits Tony
Thompson schonungslos offengelegt hat. Obgleich er fast zehn Jahre
älter war, setzte er den Briten bei ihrer Revanche Runde für Runde
unter Druck, bis dieser völlig erschöpft und sturmreif geschossen war.
Dennoch redet sich David Price Mut zu und kündigt wieder einmal an,
diesmal gehe es für ihn um alles oder nichts. Dieser Kampf könne sein
Leben ändern, weshalb er alles daransetzen werde, den Ring als Sieger
zu verlassen.

Natürlich muß Powetkin auf der Hut sein, da ihn eine Niederlage aller
Aussichten auf einen Kampf gegen Anthony Joshua berauben würde. Er
wäre dann nicht mehr Pflichtherausforderer und stünde wieder so weit
hinten in der Schlange, daß er kaum noch zum Zuge käme. Da Price
erheblich größer ist und der Russe mit hochgewachsenen Kontrahenten
wie Wladimir Klitschko, Christian Hammer und Mariusz Wach
beträchtliche Probleme hatte, könnte dies womöglich die einzige
Trumpfkarte des Briten sein. Powetkins gefährlichste Waffe ist der
linke Haken, sofern er ihn nicht nach oben schlagen muß, da er dabei
an Wucht verliert. Gelingt es Price, seinen Kopf aus der Reichweite
des Gegners zu bringen, hätte er bessere Aussichten, den Kampf
zumindest in die Länge zu ziehen.

Ob er jedoch dem Druck des Russen konditionell standhalten kann, muß
mit einem Fragezeichen versehen werden. Bislang ist es nur Wladimir
Klitschko gelungen, den Drang dieses Gegners zu bremsen und ihn zu
besiegen. Bei ihrem Titelkampf im Jahr 2013 nahm er Powetkin jedesmal
in den Klammergriff, sobald ihm dieser zu nahe kam. Der Ringrichter
ließ den Weltmeister gewähren, der mit diesem ständig wiederholten
Manöver den Herausforderer neutralisierte. Eines derartigen Vorgehens
hat sich David Price jedoch noch nie bedient, so daß nicht zu erwarten
steht, daß er es gegen Powetkin ins Feld führen könnte. Allerdings
legten dessen Kämpfe gegen Christian Hammer und Andrej Rudenko nahe,
daß er den Zenit seines Könnens überschritten hat und nicht mehr
dieselbe Schlagwirkung wie früher entfalten kann. Schien er in der
Vergangenheit nahezu unbesiegbar zu sein, mußte er sich zuletzt doch
sichtlich abmühen, um gegen eher durchschnittliche Kontrahenten die
Oberhand zu behalten.

Da Christian Hammer und Erkan Teper den Briten vorzeitig besiegt
haben, wäre es keine Überraschung, wenn Powetkin dasselbe gelänge.
Dies würde Joshua und Parker zwar nicht besonders beeindrucken, aber
sicher das Interesse der britischen Zuschauer wecken, den Russen bald
wiederzusehen. Daß sich David Price seit geraumer Zeit auf dem
absteigenden Ast befindet und auch Alexander Powetkin nachgelassen
hat, ist natürlich all jenen bekannt, die den Boxsport interessiert
verfolgen. Beim Durchschnittspublikum käme ein spektakulärer Ausgang
des Kampfs jedoch sicher gut an, weshalb der Russe in diese Kerbe
schlägt und eine beeindruckende Darbietung ankündigt. Er werde eine
großartige Vorstellung geben und gegen Ende des Jahres den Sieger des
Kampfs zwischen Joshua und Parker herausfordern. [2]


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/02/joshua-vs-parker-showtime-mar-31/#more-255867

[2] www.boxingnews24.com/2018/02/david-price-faces-alexander-povetkin-march-31/#more-255560
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/808: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Improtheater "Meet The Monsters" - Die Impro Glücksshow, 17.3.2018


Kulturcafé Komm du - März 2018

Meet The Monsters - Improvisationstheater aus Hamburg | Die Impro Glücksshow

Samstag, 17. März 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du
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Das Komm du lädt ein zu einem Improtheaterabend

am Samstag, den 17.03.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Meet The Monsters

"Die Impro Glücks-Show"

Aus einem Wort oder einer Idee eine Geschichte entwickeln, aus der
Situation heraus agieren und die Dinge in die Hand nehmen, alle
Menschen im Raum in das Bühnengeschehen mit einbeziehen, kurz, die
Lust an Spontaneität zu einer Kunstform erheben und dabei Spaß haben
- das ist Improvisationstheater. Für einen Auftritt werden lediglich
das Motto und die Reihenfolge der Spiele geplant, wie sich das
Geschehen im weiteren gestaltet, bestimmen Akteure und Zuschauer
gemeinsam. Die neue Hamburger Improtruppe "Meet The
Monsters", 2017 u.a. durch Teilassimilation der Improgruppe
Leistenbruch zum Leben erweckt, präsentiert ihre "Impro
Glücks-Show". Man darf gespannt sein auf Glücksrad, Lottoziehungen
und Bingo-Sessions der etwas anderen Art ...


Der Improtheaterabend im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Das Ensemble des Improvisationstheaters 'Meet The Monsters' - Foto: © by Meet The Monsters]

Improtheater "Meet The Monsters" - Theater ohne Kompromisse. Live und ungeniert.

Foto: © by Meet The Monsters



Improtheater

Das Publikum entscheidet, was gespielt wird - immer neu, immer anders!

Improtheater braucht kein Drehbuch - und das Ensemble von Meet
The Monsters schon gar nicht, denn Improvisation ist seine
Passion! Mutig, lässig, manchmal auch wahnwitzig stellen sich die
Mitglieder der improvisationsfreudigen Truppe immer wieder neuen
Herausforderungen ihres Publikums und schrecken vor (fast) nichts
zurück. Spontane Szenen, dreiste Dialoge, rücksichtslose Reime und
leidenschaftliche Lieder trainieren die Lachmuskeln.

Meet The Monsters - Homepage: 

http://monsterimpro.com/


Weitere Auftritte von Meet The Monsters im Kulturcafé Komm du:

Samstag, 13. Oktober 2018 - 20:00 Uhr




[image: Eingang des Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Das Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





POLITIK/824: Deutscher Tierschutzbund bewertet Koalitionsvertrag - Licht und Schatten (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 7. Februar 2018

Deutscher Tierschutzbund bewertet Koalitionsvertrag:

Licht und Schatten



Lob und Kritik für den Koalitionsvertrag bekommen die Koalitionäre von
CDU/CSU und SPD vom Deutschen Tierschutzbund. Tierschutzrelevante Aspekte,
etwa die Weiterentwicklung einer Nutztierstrategie oder die Verkürzung von
Transportzeiten, fanden Berücksichtigung im Koalitionsvertrag. Andere
Aspekte sind aus Tierschutzsicht kritikwürdig, etwa eine mögliche
Lokalanästhesie bei der Ferkelkastration.

"Die neu aufgelegte Große Koalition muss in Sachen Tierschutz endlich
liefern", fordert Thomas Schröder, Präsident des Deutschen
Tierschutzbundes. "Bekenntnisse hatte auch der letzte Koalitionsvertrag.
Den Worten folgten dann jedoch wenige Taten. Es ist jetzt Zeit, sich der
Verantwortung zu stellen und dem Staatsziel Tierschutz, das seit 16 Jahren
im Grundgesetz verankert ist, endlich Rechnung zu tragen." Dazu gehöre laut
Schröder auch die Einführung eines Verbandsklagerechts für anerkannte
Tierschutzorganisationen, welches im Vertrag gar keine Berücksichtigung
fand.

Tiere in der Landwirtschaft



Positiv bewerten die Tierschützer, dass der Koalitionsvertrag eine
Weiterentwicklung der bisherigen Nutztierhaltungsstrategie zu einer
Nutztierstrategie vorsieht. "Auch auf unseren Druck hin wurde erkannt, dass
sich eine solche Strategie nicht nur auf die Haltung der Tiere, sondern auf
die gesamte Kette von der Zucht bis zur Schlachtung beziehen muss", so
Schröder. In Bezug auf das staatliche Tierwohllabel, das bis Mitte der
Legislaturperiode kommen soll, sagt Schröder: "Wir können nur raten, den
gesamten Prozess und die wenigen bisherigen Ergebnisse neu zu durchdenken.
Die neue Regierung muss offene Fragen angehen und ein wirkliches Mehr an
Tierschutz in die Ställe bringen." Lücken in den Haltungsnormen sollen laut
Vertrag im Tierschutzrecht geschlossen werden. "Dieser Schritt ist
essentiell und lange überfällig. Es kann nicht sein, dass zum Beispiel
verbindliche Vorgaben für Milchkühe und Puten komplett fehlen", so
Schröder.

Versprechen zum Verzicht auf nicht-kurative Eingriffe und für ein Verbot
der Tötung von Eintagsküken, wie sie der Koalitionsvertrag macht, sind aus
Sicht der Tierschützer unumgänglich. "Lange genug waren Ausnahmen die
Regel. Das Ende des Kükentötens hatte Bundesminister Christian Schmidt
schon für 2017 versprochen. Ein ganz konkretes Datum muss nun ins Gesetz -
damit das Bundeslandwirtschaftsministerium ein Verbot am Ende nicht aus
fadenscheinigen Gründen wieder vor sich herschieben kann und wir nicht mit
leeren Händen da stehen, weil das Ausstiegsdatum nirgendwo fixiert wurde",
so Schröder. Ein Prüf- und Zulassungsverfahren für Tierhaltungssysteme bei
Nutz- und auch bei Heimtieren, ein sogenannter "Tierschütz-TV", steht - wie
bereits zur letzten Legislatur - im Vertrag der Großen Koalition. Getan
hatte sich in den letzten vier Jahren diesbezüglich nichts.

Grundsätzlich positiv sind die Versprechen über kürzere Transportzeiten und
eine effizientere Kontrolle von Lebendtiertransporten. "Die grausamen
Bilder der Tiertransporte in Drittstaaten der EU haben es im vergangenen
Jahr noch einmal mehr als deutlich gemacht: Die Bundesregierung muss sich
auf nationaler und EU-Ebene für ein Ende dieser Missstände einzusetzen",
meint Tierschutzbund-Präsident Schröder.

Scharfe Kritik übt der Verband daran, dass neben den schon bestehenden
(tierschutzgerechten) Alternativen zur unbetäubten Ferkelkastration
offenbar weitere Alternativen in Betracht gezogen werden. Die Rede ist in
diesem Zusammenhang meist vom sogenannten "vierten Weg" - der
Lokalanästhesie. Die Methode ist aus Tierschutzsicht nicht akzeptabel, da
sie den Kastrationsschmerz nicht wirksam ausschaltet und die Tiere durch
die Injektionen in die Hoden sogar zusätzlichem Schmerz und Stress
ausgesetzt sind. Der Verband drängt daher weiter auf die Umsetzung der
tierschutzgerechten Alternativen Ebermast und Impfung gegen Ebergeruch.

Artenschutz



"Dass die Jagd gestärkt werden soll, ist enttäuschend, da deren massive
Tierschutzprobleme vollkommen unberücksichtigt bleiben. Die übrigen
Vorhaben, etwa für einen Schießübungsnachweis, sind bereits seit Jahren
beim Bundeslandwirtschaftsministerium in Diskussion - also weder neu noch
ein großer Wurf", kommentiert Schröder. Ebenfalls stark kritikwürdig ist
die geplante Überprüfung des Schutzstatus des Wolfs. "Eine Forderung nach
vermehrten Abschüssen wäre weder rechtskonform noch sinnvoll, geschweige
denn akzeptabel", sagt Schröder. Die EU-Kommission hatte Ende 2017 - nach
Anfrage von Bundesminister Schmidt - eigentlich klar gemacht, dass der
Schutzstatus des Wolfs unangetastet bleibt, weil die Art weiterhin keinen
günstigen Erhaltungszustand aufweist.

Kritik kommt seitens der Tierschützer auch dafür, dass der
Koalitionsvertrag kein Verbot für Wildtiere im Zirkus vorsieht.

Tierversuche



In Sachen Tierversuche bleibt der Koalitionsvertrag unkonkret: Die
Erforschung und Anwendung von Ersatzmethoden soll intensiv fortgeführt
werden. "Hier braucht es mehr als Absichtserklärungen, der Vertrag lässt
noch zu viele Fragen offen", kommentiert Schröder. "Jedem verantwortlichen
Politiker muss klar sein, dass Tierversuche in Deutschland keine Zukunft
haben dürfen. Die zukünftige Bundesregierung muss Alternativmethoden zum
Tierversuch bei der Förderung priorisieren und einen Ausstiegsplan
vorlegen."

Heimtiere



Unkonkret bleibt auch, wie verschiedene tierschutzrelevante Themen
angegangen werden sollen, die als "Herausforderungen im Tierschutz"
zusammengefasst sind - darunter die Haltung von Exoten, Qualzuchten,
Tierbörsen, der (illegale) Handel mit Heimtieren und die Situation der
Tierheime. Bis Mitte der Legislaturperiode soll es laut Vertrag
"Bewertungen und Verbesserungsvorschläge" geben. Aus Sicht des Deutschen
Tierschutzbundes sind die Probleme und auch mögliche Maßnahmen bereits
bekannt - unklar ist, was in weiteren zwei Jahren noch bewertet werden
soll. Die Tierschützer fordern etwa bereits seit Jahren die Einführung
einer Positivliste für Heimtiere, deren Haltung aus Tier- und
Artenschutzsicht unbedenklich ist. "Auch hier gilt: Worte sind genug
gewechselt. CDU/CSU und SPD müssen unverzüglich zur Tat schreiten", so
Schröder.

 * 
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STADT/459: Urbanes Grün und Blau (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 06.02.2018

Urbanes Grün und Blau



Viele Metropolen werben mit ihrem vielen Grün: Parkanlagen, Wald,
Flüsse und Seen stehen für eine gute Lebensqualität. Weil der
bisherige Vergleich auf irreführenden Messmethoden fußte, hat Ludwig
Groß in seiner Masterarbeit am Geographischen Institut der
Ruhr-Universität Bochum (RUB) eine verlässlichere Herangehensweise
entwickelt. Sein Vergleich zeigt: Das Ruhrgebiet steht gegenüber
anderen Metropolen gut da - ist streng genommen aber nicht Spitze, was
seinen Grünanteil angeht.

Neues Messverfahren

Für den Vergleich des städtischen Grüns wurden bisher meistens
räumliche Verwaltungseinheiten genutzt. Das führte dazu, dass teils
Flächen um Städte herum mit bewertet wurden, die eigentlich gar nicht
mehr zur Stadt gehören. Das verfälschte die Ergebnisse. "Dorsten, Marl
und Haltern zum Beispiel gehören natürlich zum Ruhrgebiet, sind aber
isolierte Siedlungskerne, die durch landwirtschaftliche Flächen vom
zusammenhängenden Stadtraum des Ruhrgebiets abgegrenzt sind",
erläutert Ludwig Groß.

Er entwickelte ein neues Verfahren, mit dem er für alle Metropolen auf
der einheitlichen Datengrundlage des Urban Atlas der Europäischen
Union die zusammenhängenden, tatsächlich verstädterten Gebiete
automatisiert abgrenzen konnte. Dabei zog er die Gebietsgrenzen so,
dass die fußläufig erreichbaren Grün- und Wasserflächen an den Rändern
eingeschlossen sind. Anschließend ermittelte er für die urbanen
Gebiete den Flächenanteil an grüner Infrastruktur und dessen räumliche
Verteilung.

Ruhrgebiet auf dem dritten Platz

Ergebnis: Beim relativen Anteil an grüner Infrastruktur nimmt das
Ruhrgebiet gemeinsam mit Hamburg (beide 19,7 Prozent) den dritten
Platz hinter Köln (24,4 Prozent) und Madrid (21,4 Prozent) ein.
Gemessen daran, wie gut die Wohnbevölkerung ins Grüne gelangen kann,
rangiert das Ruhrgebiet insgesamt auf dem zweiten Platz hinter Köln
und weit vor den anderen Metropolen. Die Schlussgruppe bilden Berlin,
Paris und Rom.

Gut durchgrünt

Um zu ermitteln, wie das Grün in der Stadt verteilt ist, unterteilte
Ludwig Groß die Städte in ein Quadratkilometer große Zellen und
klassifizierte die Anteile der grünen Infrastruktur. Gemessen an der
Anzahl der Zellen mit guter Ausstattung resultiert für das Ruhrgebiet
ein Platz im Mittelfeld; Köln und Madrid gehen wieder voran. Weit
abgeschlagen landet Rom auf dem letzten Platz. "Es fällt auf, dass der
Anteil der Flächen ohne grüne Infrastruktur im Ruhrgebiet besonders
gering ist", so Ludwig Groß. "Das spricht für eine gute Durchgrünung.
Gleichwohl ist bei alledem nichts über die ökologische Qualität und
die qualitative Ausstattung im Hinblick auf die Erholungswirksamkeit
ausgesagt." Vorausschauende Planung in Köln und Hamburg

"Die Spitzenstellung Kölns geht auf die vorausschauende Planung
städtischer Grünflächen in den 1920er-Jahren und das blaue Band des
Rheins zurück", erklärt der Betreuer der Masterarbeit, Prof. Dr.
Harald Zepp. Ähnliches gilt für Hamburg, wo nach dem Ersten Weltkrieg
eine strategisch vorausschauende Grünplanung betrieben wurde, und wo
das Elbufer zumindest eine Positionierung im Mittelfeld begründet.
Ganz anders dagegen in Madrid: Dort profitiert die Stadt noch heute
von den Vorlieben des Adels des 16. Jahrhunderts. Wegen der
königlichen Jagdgründe wurde Madrid damals zur Hauptstadt erkoren.

Weichen müssen gestellt werden

Die Position des Ruhrgebiets hat sich in den letzten Jahrzehnten durch
die Umwandlung von Zechen- und Stahlwerksbrachen in Parkanlagen und
die Entwicklung von Industriewäldern verbessert. "Heute müssen wieder
Weichen gestellt werden, damit die Attraktivität der Metropole Ruhr
steigt", so Zepp. Substantielle Teile der 1966 festgelegten regionalen
Grünzüge sind in den vergangenen Jahrzehnten in Siedlungs- und
Verkehrsflächen umgewandelt worden. "Essen als die Grüne Hauptstadt
Europas, der Regionalplan für das Ruhrgebiet und die Internationale
Gartenausstellung 2027 sind Anlass genug, über wirkungsvolle und
nachhaltige Konzepte zum Ausbau der Grünen Infrastruktur
nachzudenken", meint Zepp.

Die Universitätsallianz Ruhr

Die Arbeiten entstanden im Geographischen Institut und in Verbindung
mit dem Interdisziplinären Zentrum für Geoinformation als Beitrag zum
Kompetenzfeld Metropolenforschung der Universitätsallianz Ruhr (UA
Ruhr). Seit 2007 arbeiten die drei Ruhrgebietsuniversitäten unter dem
Dach der UA Ruhr strategisch eng zusammen. Durch Bündelung der Kräfte
werden die Leistungen der Partneruniversitäten systematisch ausgebaut.
Unter dem Motto "gemeinsam besser" gibt es inzwischen über 100
Kooperationen in Forschung, Lehre und Verwaltung. Mit mehr als 120.000
Studierenden und nahezu 1.300 Professorinnen und Professoren gehört
die UA Ruhr zu den größten und leistungsstärksten
Wissenschaftsstandorten Deutschlands.
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RESSOURCEN/080: Planetare Grenzen auf Länder heruntergebrochen (idw)


Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)
gGmbH - 06.02.2018

Planetare Grenzen auf Länder heruntergebrochen



Kein Land der Welt schafft es derzeit, die Grundbedürfnisse seiner
Bürger zu erfüllen und dabei den Ressourcenverbrauch auf einem
nachhaltigen Niveau zu halten. Das ist das Ergebnis neuester
Forschungen unter Beteiligung des Mercator Research Institute on
Global Commons and Climate Change (MCC). Die von der University of
Leeds geleitete Studie "A good life for all within planetary
boundaries" hat die nationale Ressourcennutzung in insgesamt 151
Ländern bestimmt und wurde nun im renommierten Fachmagazin Nature
Sustainability veröffentlicht.

"Fast alles, was wir tun, vom Abendessen bis zum Surfen im Internet,
verbraucht Ressourcen in irgendeiner Weise. Allerdings sind die
Verbindungen zwischen Ressourcennutzung und menschlichem Wohlergehen
für uns nicht immer sichtbar", sagt der Leitautor der Studie, Dr.
Daniel O'Neill vom Sustainability Research Institute in Leeds. "Wir
haben die Beziehungen zwischen der Nachhaltigkeit der
Ressourcennutzung und der Erreichung sozialer Ziele international
untersucht. Dabei haben wir festgestellt, dass Grundbedürfnisse wie
Ernährung, Sanitärversorgung und die Beseitigung extremer Armut
höchstwahrscheinlich in allen Ländern erreicht werden können, ohne
globale Umweltgrenzen zu überschreiten."

Dies gilt jedoch nicht für andere soziale Ziele, die über die
Grundversorgung hinausgehen - etwa Sekundarschulbildung und hohe
Lebenszufriedenheit. Um diese Ziele in allen Ländern zu erreichen,
könnte ein Ressourcenverbrauch erforderlich sein, der dem zwei- bis
sechsfachen des nachhaltigen Niveaus entspricht.

"Im Allgemeinen gilt: Je höher der soziale Standard eines Landes ist,
desto mehr planetare Grenzen überschreitet es und umgekehrt", sagt
William Lamb von der Arbeitsgruppe Angewandte Nachhaltigkeitsforschung
am MCC. "Obwohl reiche Länder wie die USA, Großbritannien und
Deutschland die Grundbedürfnisse ihrer Bürger befriedigen, tun sie
dies auf einem Niveau der Ressourcennutzung, das weit über das
hinausgeht, was global nachhaltig ist. Im Gegensatz dazu erfüllen
Länder, die Ressourcen auf einem nachhaltigen Niveau verwenden, wie
etwa Sri Lanka, nicht die Grundbedürfnisse ihrer Bürger."

Die Studie stützt sich auf eine Untersuchung des Stockholmer
Resilience Center, in der neun Umweltprozesse identifiziert wurden,
die den Planeten regulieren. Darauf aufbauend haben die Forscher in
der neuen Studie "planetare Grenzen" für jedes Land ermittelt, die -
wenn sie dauerhaft überschritten werden - zu katastrophalen
Umweltveränderungen führen könnten. Diese planetaren Grenzen nehmen
zum Beispiel die Bereiche Klimawandel, Landnutzungsänderungen und
Süßwassernutzung in den Blick.

Anhand ihres Anteils an der Weltbevölkerung haben die Autoren
insgesamt sieben planetare Grenzen auf jedes Land verteilt. Diese
haben sie anschließend - nach Abzug der Effekte des internationalen
Handels - mit dem jeweiligen nationalen Ressourcenverbrauch
verglichen. Darüber hinaus wurden Länder anhand von elf sozialen
Zielen bewertet, die bereits in früheren Untersuchungen festgelegt
wurden. Zu den Zielen zählen unter anderem eine hohe Lebenserwartung,
der Zugang zu Energie sowie demokratische Mitbestimmung.

Die Studie hat die jeweilige Ressourcennutzung der Länder - verglichen
mit den planetaren Grenzen -dann in einer Karte mit den sozialen
Indikatoren in Beziehung gesetzt. Die Kartierung zeigt, dass kein Land
der Welt es schafft, gleichzeitig bei nachhaltiger Ressourcennutzung
und sozialen Errungenschaften gut abzuschneiden. Auf einer Website
haben die beteiligten Forscher die Daten zum jeweiligen
Ressourcenverbrauch der Länder sowie zu Fortschritten beim
menschlichen Wohlergehen zur Verfügung gestellt.

O'Neills Instituts-Kollege Dr. Andrew Fanning ergänzt: "Unsere
Ergebnisse legen nahe, dass einige der Nachhaltigen Entwicklungsziele
der Vereinten Nationen, etwa die Bekämpfung des Klimawandels und
seiner Auswirkungen, durch die Verfolgung anderer Ziele unterlaufen
werden könnten - vor allem durch solche, die auf Wachstum oder hohes
menschliches Wohlbefinden ausgerichtet sind."

"Radikale Veränderungen sind nötig, wenn alle Menschen innerhalb der
Grenzen unseres Planeten gut leben sollen", betont Dr. Julia
Steinberger von der School of Earth and Environment in Leeds. "Dazu
gehört, dass wohlhabende Länder nicht mehr nur einzig das Streben nach
wirtschaftlichem Wachstum im Blick haben, dass wir die
Energieversorgung schnell von fossilen Brennstoffen auf Erneuerbare
umstellen und die Ungleichheit deutlich verringern. Versorgungssysteme
- wie beispielsweise unsere physische Infrastruktur - müssen
grundlegend umgebaut werden, damit die Grundbedürfnisse der Menschen
auf einem viel niedrigeren Niveau der Ressourcennutzung erfüllt werden
können."

Weitere Informationen:

Daniel W. O'Neill, Andrew L. Fanning, William F. Lamb and Julia K.
Steinberger (2018). A good life for all within planetary boundaries.
Nature Sustainability. DOI: 10.1038/s41893-018-0021-4

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.mcc-berlin.net
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WALD/205: Die Tropenwälder der Erde neu klassifiziert (idw)


Universität Bayreuth - 06.02.2018

Die Tropenwälder der Erde neu klassifiziert



Forscher von weltweit 159 Universitäten und Forschungsinstituten haben
erstmals systematisch untersucht, wie die tropischen Wälder der Erde
evolutionsgeschichtlich miteinander verwandt sind. Mit Untersuchungen
zu Waldgebieten in Ostafrika, insbesondere am Kilimanjaro, war auch
Dr. Andreas Hemp von der Universität Bayreuth an diesem Großprojekt
beteiligt. Die phylogenetischen Analysen ergaben, dass sich zwei
Weltregionen unterscheiden lassen, in denen die Wälder einen besonders
hohen Verwandtschaftsgrad aufweisen: der amerikanisch-afrikanische
Raum und der indo-pazifische Raum. Im Wissenschaftsmagazin PNAS werden
die Ergebnisse vorgestellt.




[image: Foto: © Andreas Hemp]

Blick auf ein Waldgebiet am Kilimanjaro.

Foto: © Andreas Hemp



Weshalb sind die südamerikanischen Tropenwälder mit afrikanischen
Tropenwäldern verwandt, die sich vom Kongo in Zentralafrika bis nach
Guinea in Westafrika erstrecken? Die Wissenschaftler sehen die Ursache
in der Erdgeschichte: Vor rund 100 Millionen Jahren hat sich
Südamerika aus dem südlichen Großkontinent Gondwana herausgelöst und
ist nach Westen gedriftet, während aus dem Restkontinent unter anderem
das heutige Afrika entstanden ist. Im Verlauf der weiteren Evolution
haben sich in beiden Kontinenten zwar eigene Pflanzenarten und
Vegetationen herausgebildet. Doch die Tropenwälder haben sich
zumindest auf der Ebene der Baumgattungen nicht sehr weit
auseinanderentwickelt, so dass man heute in phylogenetischer Hinsicht
von einem amerikanisch-afrikanischen Cluster sprechen kann. Dabei gibt
es vor allem in den afrikanischen Wäldern vom Kongo bis nach Guinea
auffallend geringe Unterschiede hinsichtlich der Artenzusammensetzung.
Diese ungewöhnliche Einheitlichkeit könnte nach Einschätzung der
Forscher mit den wiederholten Eiszeiten und den damit einhergehenden
Trockenperioden zusammenhängen, denen die Wälder in diesem Großraum
ausgesetzt waren.

Auf der anderen Seite weisen die Tropenwälder in Ostafrika,
Madagaskar, Indien, Südostasien, Australien und auf den pazifischen
Inseln trotz großer räumlicher Entfernungen eine ausgeprägte
evolutionsgeschichtliche Verwandtschaft auf. Eine Ursache dafür könnte
die gemeinsame erdgeschichtliche Herkunft aus dem östlichen Gondwana
sein. Darüber hinaus haben Biologen in den letzten zwei Jahrzehnten
nachgewiesen, dass es im Großraum rund um den heutigen Indischen Ozean
mehrmals einen signifikanten biologischen Austausch von Pflanzenarten
gegeben hat. Die Forscher vermuten, dass auch die Tropenwälder an
diesen Wechselbeziehungen teilhatten, so dass sie heute ein
weiträumiges indo-pazifisches Cluster bilden. Selbst die Wälder auf
Madagaskar und Neuguinea gehören, auch wenn sie sich hinsichtlich
ihrer Artenzusammensetzung deutlich unterscheiden, diesem
evolutionsgeschichtlichen Cluster an. "Unsere in enger internationaler
Zusammenarbeit gewonnenen Analysen haben es erstmals möglich gemacht,
eine biogeographische Gliederung der Tropenwälder zu entwickeln, die
sich allein auf die Evolutionsgeschichte - genauer: auf
phylogenetische Ähnlichkeiten der Wälder - stützt", erklärt Dr.
Andreas Hemp, wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für
Pflanzensystematik der Universität Bayreuth.

Mit seinen Untersuchungen zur Vegetation am Kilimanjaro und weiteren
Regionen Ostafrikas hat er in den letzten Jahren dazu beigetragen, die
Vielfalt und evolutionsgeschichtliche Entwicklung der Wälder in diesen
Gebieten aufzuklären. Im Kontext der neuen Studie war er wesentlich an
dem Nachweis beteiligt, dass diese Tropenwälder nicht dem
amerikanisch-afrikanischen Großraum zuzuordnen sind, sondern einen
westlichen Zipfel des indo-pazifischen Clusters bilden. "Phylogenetische
Gemeinsamkeiten haben nachweislich einen Einfluss darauf, wie
Tropenwälder beispielsweise auf Extremereignisse reagieren, die sich
aus dem weltweiten Klimawandel ergeben. Daher können sie uns wichtige
Hinweise geben, wie wahrscheinlich es ist, dass sich Veränderungen im
globalen Klima langfristig auf weiträumige Waldregionen der Erde
auswirken", sagt der Bayreuther Pflanzensystematiker.



Veröffentlichung:

J.W. Ferry Slik, Janet Franklin, et al.: Phylogenetic classification
of the world's tropical forests, Proceedings of the National Academy
of Sciences of the United States of America (PNAS), February 2018,
DOI: 10.1073/pnas.1714977115.

http://www.pnas.org/content/early/2018/01/31/1714977115
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FORSCHUNG/451: Bis zu 16 Prozent der Tier- und Pflanzenarten sind potentielle Auswanderer (idw)


Universität Wien - 05.02.2018

Bis zu 16 Prozent der Tier- und Pflanzenarten sind potentielle
Auswanderer



Weltweit nimmt die Ausbreitung nicht-einheimischer Tier- und
Pflanzenarten rasant zu. Ein internationales Forschungsteam um den
Botaniker Franz Essl von der Universität Wien und Hanno Seebens vom
Senckenberg Biodiversität und Klima Forschungszentrum hat nun
herausgefunden, dass jede vierte neu beobachtete Spezies erstmals
außerhalb ihres Heimatgebietes registriert wurde. Bis zu 16 Prozent
aller Tier- und Pflanzenarten haben das Potential, vom Menschen in
andere Gebiete verschleppt zu werden, wo sie erhebliche Risiken für
Mensch und Umwelt bergen. Dazu publizieren die AutorInnen im
renommierten Fachjournal "Proceedings of the National Academy of
Sciences".




[image: Foto: © Tim M. Blackburn, University College London]

Das nordamerikanische graue Eichhörnchen hat das heimische rötliche
Eichhörnchen in Großbritannien nahezu verdrängt.

Foto: © Tim M. Blackburn, University College London



Nicht-einheimische Tier- und Pflanzenarten - sogenannte Neobiota -
sind weltweit auf dem Vormarsch. In den Jahren 2000 bis 2005 hat
weltweit die Zahl an Nachweisen einen neuen Höchststand erreicht, die
Tendenz ist weiter steigend. Da einige solcher Spezies zum Problem
werden könnten, versucht die Europäische Union Gegenmaßnahmen zu
ergreifen, indem sie eine Liste der 49 aggressivsten Neobiota erstellt
hat. Nur dürfte dieser Ansatz zu kurz greifen, wie die internationale
Forschungsgruppe nun festgestellt hat.




[image: Foto: © Franz Essl]

Gebietsfremde Arten sind weltweit auf dem Vormarsch, wie etwa die
Lupinie.

Foto: © Franz Essl



Der Leiter der Studie, Hanno Seebens vom Senckenberger
Forschungszentrum Biodiversität und Klima dazu: "In den Jahren von
2000 bis 2005 wurde jede vierte in einem Land neu registrierte,
nicht-einheimische Tier- und Pflanzenart erstmals als Neobiota
nachgewiesen. Solche Neuzugänge unter den Neobiota stehen daher per se
noch nicht auf der EU-Liste." Ein Rückgang der biologischen Neuzugänge
ist nicht in Sicht, denn obwohl die Anzahl invasiver Arten stark
zugenommen hat, ist der Anteil neuer Neobiota über die letzten 150
Jahre ungefähr gleichgeblieben.

Die ForscherInnen werteten dazu einen globalen Datensatz mit rund
46.000 Einträgen von Sichtungen nicht-einheimischer Tier- und
Pflanzenarten aus. Die Daten decken grob den Zeitraum der letzten
fünfhundert Jahre ab - eine Zeit, in der der Mensch in zunehmenden
Maße auch entlegene Regionen erschlossen hat. Über diese neu
geschaffenen Straßen, Schiffspassagen und Flugrouten wurden und werden
bis heute Tier- und Pflanzenarten durch den Menschen unbeabsichtigt
oder beabsichtigt in neue Gebiete eingeführt.

Das Modell zeigt zudem, dass es mit der Ankunft neuer Neobiota noch
nicht vorbei sein dürfte. Franz Essl vom Department für Botanik und
Biodiversitätsforschung der Universität Wien erklärt: "Wir haben
errechnet, dass zwischen einem und 16 Prozent aller existierenden Tier-
und Pflanzenarten potentiell in der Lage sind, sich mit Hilfe des
Menschen außerhalb ihrer Heimat anzusiedeln. Das geringste Potential
haben Weichtiere wie Schnecken und Muscheln, das größte Potential
haben Säugetiere".

Dieser Pool an potentiellen Neobiota ist längst noch nicht leer. Mehr
noch: Aufgrund des globalen Handels haben immer mehr Arten überhaupt
die Gelegenheit, in neue Gebiete eingeschleppt zu werden. "Die große
Herausforderung ist nun, durch Handelsregelungen und Zollinspektionen
die zunehmende Verschleppung von Neobiota zu reduzieren. Dabei geht es
um jene Arten, die problematisch werden könnten. Dies erfordert
deutlich höhere Anstrengungen als bisher", fasst Essl zusammen.



Publikation in "Proceedings of the National Academy of Sciences"
(PNAS) Seebens, H. et al. (2018): Global rise in emerging alien
species results from increased accessibility of new source pools.
Proceedings of the National Academy of Sciences

DOI: 10.1073/pnas.1719429115

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news688634

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, Stephan Brodicky, 05.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/453: Koalitionsvertrag - GroKo verschleppt dringend notwendige sozial-ökologische Wende (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 7. Februar 2018

++ Koalitionsvertrag: GroKo verschleppt dringend notwendige
sozial-ökologische Wende. Bürgerwunsch nach Klimaschutz und gesunden
Lebensmitteln wird missachtet ++



Berlin: In einer ersten Bewertung des Koalitionsvertrags von Union und
SPD sagte Hubert Weiger, Vorsitzender des Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND): "In zu vielen Politikbereichen siegt
bei Union und SPD der kleinste gemeinsame Nenner. Die Chance auf eine
sozial-ökologische Wende wird wieder einmal vertan. Einige wenige gute
Ansätze können nicht darüber hinwegtäuschen, dass beim Klima, dem
Verkehr und der Landwirtschaft weiterhin die Interessen einzelner
Industriezweige wie der Kohle-, Auto- und der Agrarlobby Vorrang vor
Menschen und Umwelt erhalten. Die GroKo setzt sich zwar die Förderung
einer nachhaltigen Entwicklung als Maßstab, flankiert diese aber nicht
wirksam. So bleibt Nachhaltigkeit nur eine Worthülse. Eine GroKo
werden wir daran messen, ob sie unverzüglich nach der
Regierungsbildung mit effektiven Sofortmaßnahmen bei dringlichen
Themen wie Klimawandel, Dieselskandal, Artensterben und
Glyphosat-Ausstieg nachsteuert."

Dramatisch sei, dass der Koalitionsvertrag auf konkrete Maßnahmen
verzichte, mit der das Klimaziel 2020 noch erreicht werden könne. "Mit
dem Beschluss, das Klimaziel für 2020 aufzuschieben, wird ein
wesentliches Wahlversprechen ignoriert, für das es eine große Mehrheit
in der Bevölkerung gibt. Hier sind die GroKo-Verhandler vor der
Kohlelobby eingeknickt. Das 2020-Ziel kann nur noch durch die rasche
Abschaltung der klimaschädlichen Kohlekraftwerke erreicht werden - die
dreckigsten und ineffizientesten zuerst. Der Koalitionsvertrag setzt
mit einer Kohle-Kommission und einem Klimaschutzgesetz zwar
mittelfristig Instrumente für Klimaschutz, versäumt es aber, die
erforderlichen Festlegungen für das Hier und Jetzt zu treffen.
Besonders dramatisch zeigt sich dies bei der Energieeffizienz, bei der
die vage Strategie nicht zu der erforderlichen Reduktion des
Energieverbrauchs führen kann", sagte Weiger. Kohleausstieg und
deutliche Energieeinsparungen seien auch essentiell, um die Klimaziele
für 2030 und 2050 nicht zu gefährden.

Mit Blick auf notwendige Konsequenzen aus dem Dieselskandal und die
auch klimapolitisch erforderliche Verkehrswende sagte der
BUND-Vorsitzende weiter: "Die Fortschritte in einzelnen Bereichen wie
dem ÖPNV oder dem Ausbau der Bahn können nicht darüber hinwegtäuschen,
dass mutige Reformen auch im Verkehrsbereich fehlen. Statt den Schutz
von Umwelt und Gesundheit zu garantieren, wird weiterhin die
Automobilindustrie protegiert und aus der Verantwortung entlassen."
Zwar finde sich im Koalitionsvertrag der Beschluss, Fahrverbote in
Städten zu vermeiden, die hierfür notwendigen Maßnahmen wie die
Einführung einer Blauen Plakette und einer verpflichtende
Hardware-Nachrüstung auf Kosten der Autohersteller blieben jedoch aus.
Zudem hätten sich die GroKo-Verhandler nicht zum Abbau der staatlichen
Dieselförderung und anderer umweltschädlicher Subventionen bekannt,
kritisierte der BUND-Vorsitzende.

Auch in den Bereichen Landwirtschaft und Nutztierhaltung bleibe der
Koalitionsvertrag - gemessen am Wunsch der Verbraucher, das Ende der
Massentierhaltung einzuleiten - weit hinter den Erwartungen zurück und
lasse lediglich kleine Fortschritte zu. "Es ist richtig, die nationale
Nutztierhaltungsstrategie weiterzuentwickeln, nur hätten die
Koalitionäre hier konkret und zeitlich sowie finanziell verbindlich
werden müssen. Statt alle tierischen Produkte mit einer
verpflichtenden staatlichen Haltungskennzeichnung nach dem Modell der
Eier-Kennzeichnung von 0 bis 3 zu versehen, plant die GroKo offenbar
wieder eine Fortsetzung des viel zu laschen freiwilligen
Tierwohllabels, das nur wenig Verbesserungen bringt", sagte Weiger.

Schwach und unverbindlich sei der Koalitionsvertrag auch beim Problem
des Insektensterbens, dem die mögliche Koalition mit einem Aktionsplan
begegnen wolle, so Weiger. "Das Insektensterben zu stoppen kann ohne
den schnellen Ausstieg aus schädlichen Pestiziden wie Glyphosat und
den besonders für Bienen gefährlichen Neonikotinoiden nicht gelingen.
Skandalös ist, dass der unlauteren und von einer Bevölkerungsmehrheit
abgelehnten Wiederzulassung des Pestizids Glyphosat kein verbindliches
nationales Ausstiegsdatum entgegengesetzt wird. Wir fordern einen
Glyphosat-Ausstieg innerhalb der nächsten drei Jahre. Der künftigen
Bundesregierung muss ein Strategiewechsel hin zu einer Agrarpolitik
gelingen, die Biodiversität und Insekten schützt, statt Agrarwüsten
und Megaställe weiter zu fördern", so der BUND-Vorsitzende.

Ein vernichtendes Urteil fällt der BUND auch hinsichtlich der
Vereinbarung zum Abbau von Bürgerrechten unter dem Vorwand einer
Planungsbeschleunigung von Infrastrukturprojekten. "Die geplante
Einschränkung von Mitwirkungsrechten und Umweltgesetzen ist empörend
und demokratieschädlich. Damit will die Bundesregierung von ihren
eigenen Planungsfehlern ablenken. Gute Planung und Beteiligung in
einem verbindlichen Verfahren ist das effektivste Mittel zur
Beschleunigung", sagte Weiger.




weitere Informationen: www.bund.net

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 07.02.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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STELLUNGNAHME/452: GroKo - Erste Schritte und erschreckend mutlos (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 7. Februar
2018

NABU zur GroKo: Erste Schritte in Richtung naturverträgliche
Landwirtschaft - bei Klima und Verkehr erschreckend mutlos

Miller: Schutz von Insekten und Wildnis erstmals politische Ziele in
Deutschland



Berlin - Der NABU bewertet den neuen Koalitionsvertrag zwischen Union
und SPD als ambitioniert im Naturschutz, aber mutlos in der Verkehrs-
und Klimapolitik. So nennt die GroKo erstmals den Schutz von Wildnis
und Insekten als politische Ziele und verspricht umfassende Programme
zu ihrem Schutz. Doch diese löblichen Maßnahmen drohen Stückwerk zu
bleiben.

NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller: "Union und SPD haben den
alarmierenden Zustand unserer Natur offensichtlich erkannt. Das ist
gut und war dringend nötig. Die versprochenen Schutzmaßnahmen geben
Anlass zur Hoffnung. Was allerdings fehlt, ist ein übergeordneter
Plan, der Klima, Infrastruktur und den Erhalt unserer Lebensgrundlagen
zusammen denkt. Mit neuen Rekordinvestitionen in Verkehrsprojekte
werden weitere Lebensräume zerschnitten und die stiefmütterliche
Behandlung des Klimaschutzes wird unsere Ökosysteme stark unter Druck
setzen."

Der NABU begrüßt, dass die Große Koalition - neben dem neuen
Wildnisfonds - das Nationale Naturerbe um 30.000 Hektar ausweiten
möchte, mehr Flüsse renaturieren und erstmals auch eine Strategie zum
Schutz der Moore entwickeln will. Zudem soll der Erhalt der
biologischen Vielfalt zur Querschnittsaufgabe aller Politikfelder
werden.

Als ermutigendes Zeichen wertet der NABU auch, dass die Große
Koalition erste zaghafte Schritte in Richtung einer
naturverträglicheren Landwirtschaft unternimmt. So wollen sich Union
und SPD für eine Umschichtung der milliardenschweren
EU-Agrarsubventionen und die Einrichtung eines neuen EU-
Naturschutzfonds einsetzen. "Ob die Bundesregierung Wort hält, muss
sie in den kommenden Wochen noch in Brüssel beweisen", so Miller.
Bereits beim EU-Haushaltsgipfel am 23. Februar sollte Bundeskanzlerin
Merkel den Naturschutzfonds fordern.

Auch das neue Programm zur Rettung der Insekten begrüßt der NABU sowie
das Bekenntnis zum Ausstieg aus Glyphosat. "Der Glyphosat-Ausstieg
droht allerdings auf die lange Bank geschoben zu werden, weil ein
konkretes Datum fehlt. Zudem vermissen wir eine Strategie zur
Verringerung aller Pestizide", so Miller. Pestizide sollen künftig
sogar noch schneller zugelassen werden - ohne ihre Auswirkungen auf
die Artenvielfalt ausreichend zu prüfen.

Große Versäumnisse sieht der NABU in der Energie- und Klimapolitik
sowie im Verkehrsbereich. "Es spricht Bände, dass die GroKo die
Klimaziele bis 2020 nur 'so schnell wie möglich' erreichen will. Mit
einer neu dazu einzuberufenden Kommission erkauft sie sich Zeit, die
nicht da ist. Dabei liegen alle notwendigen Schritte längst auf dem
Tisch", kritisierte der NABU-Bundesgeschäftsführer. Positiv sei, dass
bis 2030 immerhin eigene Klimaziele für alle Bereiche kommen. "Doch
dieses Bekenntnis ist pure Augenwischerei, wenn Union und SPD die
Energieeffizienzstandards für Neubauten einfrieren", so Miller. Er
mahnte an, den Ausbau der erneuerbaren Energien weiterhin zwingend
naturverträglich zu gestalten.

In der Verkehrspolitik halten Union und SPD unverändert stur am Status
Quo fest und zeigen sich erschreckend mutlos. Besonders kritisch
bewertet der NABU die Beibehaltung umweltschädlicher Subventionen für
Diesel sowie das Fehlen strengerer CO2-Grenzwerte für Pkw und Lkw. Den
Plan der künftigen Regierung, die Beteiligung der Bürger bei
Infrastruktur-Projekten - wie dem Bau von Autobahnen - zu beschränken,
lehnt der NABU als indiskutabel ab.

Alarmierend sei auch das Fehlen einer Strategie zur nachhaltigeren
Nutzung von Ressourcen. So werden Digitalisierung und Energiewende die
Nachfrage nach Rohstoffen weiter intensivieren, gleichzeitig muss ihr
Pro-Kopf-Verbrauch deutlich sinken. Zur Lösung dieses Konflikts bieten
Union und SPD keinerlei schlüssige Konzepte an - genauso wenig wie für
eine ökologische Beschaffungsrichtlinie in Ministerien und Behörden.

Auch die Pläne von Union und SPD, die Bestände des Wolfes reduzieren
zu wollen, kritisiert der NABU scharf. "Mit dieser unsäglichen
Forderung lässt die Bundesregierung Landwirte und Schäfer im Stich",
so Miller. Unlängst erst hatte Bundeslandwirtschaftsminister Schmidt
in Brüssel eine klare Abfuhr erhalten als er versuchte, den
Schutzstatus des Wolfes aufzuweichen. "Statt auf solch sinnlose und
populistische Forderungen wie die Reduzierung von Wölfen zu setzen,
hätte die Bundesregierung den Weidetierhaltern endlich helfen müssen,
ihre Herden besser zu schützen. Das haben das
Bundeslandwirtschaftsministerium und Herr Schmidt jahrelang
verschlafen - und es nun erneut versäumt, ihrer Verantwortung für
Nutztierhalter gerecht zu werden", sagte Miller.

Zu denken gegeben habe den Naturschützern auch, dass Union und SPD die
globalen nachhaltigen Entwicklungsziele der UN zunächst nicht
berücksichtigt hatten. "Dass sie jetzt im Koalitionsvertrag stehen,
ist gut. In wieweit sie aber tatsächlich zur Richtschnur des
Regierungshandelns werden, werden wir genau beobachten", so Miller.

Mehr zur NABU-Bewertung der künftigen GroKo:

www.NABU.de

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 014/18, 07.02.2018
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MELDUNG/148: Die unsichtbare Gefahr im Wasser (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 7. Februar 2018

Die unsichtbare Gefahr im Wasser

BUND fordert Maßnahmen gegen Keimbelastung in Flüssen und Seen



Der NDR hat gestern darüber berichtet, dass sich in allen 12
Gewässerproben aus Niedersachsen in Regionen mit intensiver
Tierhaltung und am Ausfluss von Kläranlagen multiresistente Erreger
fanden. Die Untersuchung bestätigt ein riesiges Gesundheitsproblem,
auf das der BUND seit Jahren hinweist: Der massive Einsatz von
Antibiotika, auch von Reserve-Antibiotika, in der Massentierhaltung
führen zu einer Verbreitung gefährlicher Keime in Bächen, Flüssen und
Badeseen, gegen die viele Antibiotika nicht mehr wirken. Dies wird als
Hauptquelle der Keime aus häuslichen Abwässern und Krankenhäusern
gesehen. Der BUND fordert die niedersächsische Landesregierung zum
Schutz der Bevölkerung zu sofortigem Handeln auf.

In Niedersachsen gibt es unzählige Tierhaltungsanlagen mit
zehntausenden Tieren - ein idealer Nährboden für Krankheiten und
Infekte, die dauerhaft mit Medikamenten wie Antibiotika therapiert
werden. Über Gülle und Hühnerkot, der auf landwirtschaftlichen Flächen
ausgebracht wird, gelangen multiresistente Keime in die Gewässer.
Ebenso über die Abwässer von Schlachthöfen, Krankenhäusern und
privaten Haushalten, da Kläranlagen nicht über ausreichende
Reinigungsstufen verfügen, um multiresistente Keime vor Einleitung in
Fließgewässer herauszufiltern. "Der Einsatz von Antibiotika in der
Massentierhaltung und der übermäßige Einsatz in der Humanmedizin
bedeutet eine große Gefahr für unsere Gesundheit und die Umwelt", sagt
BUND-Agrarexperte Tilman Uhlenhaut. Jahr für Jahr sterben bis zu
15.000 Menschen in Deutschland an antibiotikaresistenten Keimen, rund
eine halbe Million Patienten infizieren sich damit. "Es ist skandalös,
dass die niedersächsische Landesregierung das Problem versucht zu
verharmlosen. Zwar hat es in den vergangenen Jahren deutliche
Reduzierungen beim Antibiotikaeinsatz in der Tierhaltung gegeben,
allerdings nahm der Einsatz von Reserveantibiotika sogar zu.

Problematisch sind vor allem Geflügelmastanlagen, in denen aufgrund
der schlechten Haltungsbedingungen oft routinemäßig
Reserve-Antibiotika wie Colistin eingesetzt werden, eigentlich ein
Notfallmedikament für Menschen. "Geflügelfleisch aus Supermärkten und
Discountern ist daher in der Vergangenheit häufig mit
antibiotikaresistenten Keimen belastet gewesen", so Uhlenhaut. Der
BUND fordert deshalb mehr Tierschutz und den Ausstieg aus der
Massentierhaltung, um den Eintrag aus der Landwirtschaft zu
reduzieren. "Die Landesregierung muss umgehend flächendeckend Gewässer
in Niedersachsen auf ihre Keimbelastung hin untersuchen und ein
Monitoring aufbauen, um Bürger*innen vor multiresistenten,
gesundheitsgefährdenden Keimen zu schützen und Transparenz über die
wahren Verhältnisse zu schaffen", fordert Uhlenhaut. Hier und dort
Badeseen zu untersuchen, reiche bei weitem nicht aus. "Und wir müssen
an der Ursache arbeiten, so muss der Einsatz von Antibiotika in der
Tierhaltung dringend weiter reduziert, der von Reserve-Antibiotika wie
Colistin gänzlich verboten werden - zum Schutz von Tier und Mensch."

 * 

Quelle:
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KINO/5681: Lichtblick-Kino Berlin - Peter Zach, "Life is Bigger", 21.02.2018


Zurück auf Anfang

Peter Zach - Life is Bigger



Mittwoch, 21. Februar, 20:30 - In Anwesenheit des Regisseurs Peter
Zach 

sowie mit Mario Mentrup, Claudia Basrawi, Axel Grumbach, Tanja
Kopecky, Wolle Hein und weiteren Gästen

Lichtblick-Kino - Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg

In der Lichtblick-Reihe »Zurück auf Anfang«, bei der Filmemacher ihre
Frühwerke vorstellen, haben wir im Februar eine ungewöhnliche
Veranstaltung: Eine Premiere! Direct Cinema aus dem Jahr 1995. Ein
Film, dessen Material in den letzten zwei Jahren (2016-2018) von Peter
Zach digitalisiert und bearbeitet worden ist und nun erstmals im
Lichtblick gezeigt wird. Momentaufnahmen und Echtzeit aus einer
temporären autonomen Zone. Herzstück des Filmes sind atmende und
hochatmosphärische Aufnahmen des letzten Konzerts der damals
legendären Noise-Rock-Band KNOCHEN=GIRL im Roten Salon in der
Volksbühne am Rosa Luxemburg-Platz in Berlin. Zudem erfährt der
Bassist der Band, der sich Spoon nannte, eine Hommage. Er starb 2010
an Herzversagen und war insbesondere in den 90ern ein bunter Hund und
berüchtigter Querulant der Szene.

Der Filmemacher bleibt der Band auch außerhalb des Konzertes auf den
Fersen. Und dann steht die Zeit still. Echtzeit. Im »Kinski« im
Frisör, einem der aberwitzig vielen illegalen Clubs der 90er in
Berlin.

Die Vergangenheit ist in den Aufnahmen mehr als gegenwärtig: Während
Peter Zach als Filmemacher wie eine »Fliege an der Wand« zu sein
scheint, benutzt der Interviewer Stephan Settele die Macht der Kamera,
um Reaktionen zu provozieren.

Obwohl unmittelbar und nahezu hautnah porträtiert, bleiben die
gefilmten BarmacherInnen, Mario Mentrup (Frontmann von KNOCHEN=GIRL),
sowie Claudia Basrawi und die anderem Mitstreiter lässig; die
ZuschauerInnen werden eingeladen einer Mixtur aus einem
psychedelischen Farb-Ton-Rausch und einem humordurchtränkten Plausch
wie durch eine etwas beschmierte Lupe zu betrachten und beizuwohnen.

Peter Zach, geboren 1960 in Graz, lebt und arbeitet als freier Autor,
Regisseur und Kameramann in Berlin. Studium der Soziologie und
Ethnologie, Gründer und Chefredakteur der Filmzeitschrift »Blimp«. Dem
Publikum des Lichtblick-Kinos ist er vor allem durch seinen Film
»Gestern Mitte Morgen« bekannt, der hier regelmäßig gezeigt wird.

 * 

Quelle:

Lichtblick Kinobüro
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TOUR/7141: Hanau - Führung durch die Innenstadt am 17. Februar 2018


Führung durch die Hanauer Innenstadt

Eine Führung der Tourist-Information Hanau am Samstag, 17. Februar



Von der Altstadt zur Neustadt führt diese 90minütige Tour durch die
Hanauer Innenstadt, die die Tourist-Information Hanau am Samstag, 17.
Februar, anbietet. Die Reise durch die Geschichte der Stadt mit
Stadtführer Günter Volk beginnt im heutigen Schlossgarten und geht
weiter über den Schlossplatz zum Altstädter Markt, vorbei an der
Marien- und Johanneskirche zur ehemaligen Judengasse (heute
Nordstraße). In der Hanauer Neustadt führt die Route über den
Freiheitsplatz zum Neustädter Markt mit historischem Rathaus und dem
Nationaldenkmal der Brüder Grimm bis hin zur
Wallonisch-Niederländischen Kirche mit dem Denkmal des Grafen Philipp
Ludwig, dass dort zu Ehren des Neustadtgründers errichtet wurde.
Unterwegs erhalten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine Fülle an
Informationen über Gründung und Geschichte der Stadt.

Treffpunkt ist um 17 Uhr vor dem Congress Park Hanau. Die Teilnahme
kostet sieben Euro für Erwachsene und für Kinder die Hälfte. Eine
Voranmeldung ist unbedingt erforderlich, da die Führung bei mangelndem
Interesse abgesagt wird. Anmeldung bei der Tourist-Information im
Hanauer Rathaus unter Telefon 06181-295 739 oder beim HANAU LADEN
06181-427 78 99 oder per E-Mail an touristinformation@hanau.de.
Weitere Informationen über diese und andere Stadtführungen unter
www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 7. Februar 2018
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MELDUNG/013: Was steckt hinter dem Logo des Europäischen Humanistischen Forums? (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Was steckt hinter dem Logo des Europäischen Humanistischen Forums?


Solidarität, Hoffnung, Frieden, Toleranz und Kreativität

Meldung des Europäischen Humanistischen Forums 2018 (EHF2018) vom 4.
Februar 2018
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Das Europäische Humanistische Forum 2018 wird am 11., 12. und 13. Mai in
Madrid stattfinden. Das Forum ist eine Initiative, die zu 100% von
ehrenamtlichen Freiwilligen organisiert wird, die nicht nur ihre normalen
täglichen Aufgaben und Pflichten erledigen müssen, bevor sie sich um die
Organisation und Verwirklichung es Forums kümmern, sondern die sich auch
der spannenden Aufgabe gegenübersehen, die Koordination über die
Sprachbarriere hinweg möglich zu machen und miteinander zu kommunizieren,
obwohl sie alle verschiedene Sprachen sprechen.

Viele hunderte von Stunden sind bereits investiert worden, um das Forum bis
zum aktuellen Stand hin zu entwickeln und jetzt, knapp dreieinhalb Monate
vor Beginn, fügen sich alle Teile wie bei einem Puzzle zusammen. Der
beeindruckendste sichtbare Teil ist dabei die Webseite [1], die in 7
verschiedenen Sprachen zur Verfügung steht, neben den vielen anderen
Dingen, an denen eifrig hinter den Kulissen gearbeitet wird.

Freunde aus 13 verschiedenen Ländern sind an der Organisation des Forums
beteiligt und eine der ersten Aufgaben, die es damals zu Beginn in 2017 zu
lösen galt, war, ein passendes Logo zu finden.

Grafikdesigner quer über den Kontinent verteilt wurden dazu aufgerufen,
ihre Vorschläge und Ideen für ein Design einzureichen und nach einer
internen Abstimmungsrunde wurde der Vorschlag der griechischen Designerin
Evita Paraskevopoulou als Basis für das endgültige Logo auserkoren.

Das Logo besteht aus einer Reihe von bunten Ringen und kleineren Kreisen,
die sich treffen, überschneiden und in verschiedene Richtungen orientiert
sind. Das ergibt den Eindruck von Bewegung, von Vielfalt und auch von
Freude.

Wir haben Evita für die Webseite des Forums interviewt und zum kreativen
Prozess des Designs befragt.

EHF2018: Evita, was repräsentiert das Logo für dich? Was ist seine
Bedeutung?

Evita Paraskevolpoulou: Man kann sehen, dass das Logo um ein
unsichtbares Zentrum kreist. Die Orbits sind Symbole für etwas außerhalb
der menschlichen Existenz auf der Erde. Das unsichtbare Zentrum spielt
somit auf das heilige, unantastbare Etwas an, das in jedem von uns lebt.

EHF2018: Als du das Logo konzipiert hast, waren da die verschiedenen
Elemente des Logos wie die Farben und die Formen von einer bestimmten
Bedeutung für dich?

Evita Paraskevolpoulou: Ja, ich habe die verschiedenen Farben
gewählt, um Solidarität, Hoffnung, Frieden, Toleranz und Kreativität zu
repräsentieren. Sie stehen strahlend für unser zukünftiges Glück und die
Schattierungen geben ihnen einen dynamischen Charakter.

EHF2018: Was hat dich inspiriert, als du das Logo entworfen hast?

Evita Paraskevolpoulou: Tatsächlich war der Slogan "Was uns
verbindet" der Schlüssel zu meiner Inspiration, weil wir alle verschieden
sind und trotzdem gleichzeitig eine tiefe menschliche Identität teilen.



Übersetzung aus dem Englischen von Evelyn Rottengatter

Anmerkung:

[1] https://www.humanistforum.org/de/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Das Komm du lad ein zu einem Konzert
am Samstag, den 10.03.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

| AltoNova
Latin Jazz, Bossa Nova, Samba
4 und ichr

Mit viel Swing, Leidenschaft und Lebens-
freude spiclen Reinhard Hornung (Gitar-
e, Gesang). Anette Herrmann (Gesang.
Percussion), Gary Castle (Bass). Michacl
Baumhafener (chlagzeug, Percussion)
und Jan Carstensen (Saxophon, Flote)
Bossa Nova, Samba, Forro oder Bajso.
Die faf Mitglieder der Band aws Hamburg Altona habe sich den
Rhythmen und Melodien der brasilianischen Musik verschrieben
und prisentieren in fhrem Programm cinen spannenden Ausschnitt
der musikalschen Vielfalt dicses aicinamerikanischen Landes. Zu
hiren sind wa. Sticke wie .Mentha flor oder _A Felizidade” von
“Tom Jobim, -Asa branea” von Luis Gonzaga, Mas que nada® von
Sergio Mendes odersambo da minf e’ Vo oo Gilbert
und viele weitere mer.

Eintritt frei / Hutspende
Das Komm du in Harbur; nung und Diskusson, Livemusi,
Bichter e 15 F Kb Tompe onares
a7 Hanburg Aussellungen,Lesungen. Voricge,
E-Mail: kommAu@gmxde  Verantltungen for Kinder, Licrsur-
Tel: 04 /57 22 3952 und Zeitungsangebol. ostenoses
Iinérnet: wwew komm-dude  WLAN, Spile afespeialin.
v facebook de/KommDu  slbstgemacte Kuchen, gl

s Weshicnder Mitagtisch
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Das Komm du lidt ein zu einem Improtheaterabend
am Samstag, den 17.03.2013, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Meet The Monsters
| .Die Impro Gliicks-Show*

Aus cinem Wort oder einer Idee
cine Geschichie entwickeln, aus der
Situation heraus agieren und die
Dinge in die Hand nehmen. alle
Menschen im Raum in das Bihnen-
geschichen mit einbeziehen, kurz,
die Lust an Spontanciti zu ciner
Kunstform esheben und dabei Spa haben - das st Improvisa-
tionstheater, Fir einen Auftrit werden lediglich das Mofto und
die Reihenfolge der Spicle geplant, wie sich das Geschehen im wei-
feren gestaliet, bestimmen Akteure und Zuschauer gemeinsam.

Die neue Hamburger mprotruppe Meet The Monsters”, 2017 ..
durch Teilassimilation der Improgrippe Leistenbruch zuin Leben
enweak,prisenirt e Impro Gl Show”, Man drt gespannt
séin auf Gliickstad, Loftoziehungen und Bingo-Sessions der etwas
anderen At

Eintritt frei / Hutspende

Das Komm du in Harburg:  Begegnng und Diskussion, Livemusi,
Bisichider S 13 e g Tapermancs
21075 Hambur Austelumgen, Lesungen, Vo
Amimu@gmsde Ve ot KpderLremir
el 040 57 228955 und Zetungeangebo, kostnloss
ntermet: wonw komm-dude  WLAN, el Knfesspezaiten,
wwwfacebook.de/KommDu  selsgemichic Kucheh ilch
b e i eSSl Mtagstisch
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